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Vorwort der Redakteurinnen

Zur Situation von ZARA
Es hat sich absolut nichts geändert – es hat sich absolut viel verändert!
Einerseits haben sich dieses Jahr mehr als doppelt so viele Menschen wie letztes Jahr an die ZARA-Beratungsstelle für 
ZeugInnen und Opfer von Rassismus gewandt.
Andererseits erhält diese Beratungsstelle alljährlich eine gleich hohe Subvention der Stadt Wien: eine Summe, die 
genau 6 Monate lang den Betrieb ermöglicht. Die restlichen 6 Monate sind auch im Jahr 2004 nicht finanziert, das 
Beratungsservice ist nicht gesichert.
Letztes Jahr hatten wir daher gedacht – und angekündigt –, dass die Beratungsstelle für ZeugInnen und Opfer von 
Rassismus nach 3 Jahren endgültig zusperren muss. 
Dieses Jahr müssen wir sagen: ZARA wird nicht aufgeben.
Nicht etwa, weil es heuer finanziell besser steht. 
Sondern weil ZARA offensichtlich gebraucht wird. Punktum.

Der Staat Österreich mag Anti-Rassismus-Arbeit vielleicht nicht gutheißen und nicht finanziell stützen – daran hat 
sich in den letzten Jahren nichts geändert. Aber die über 600 Menschen, die sich ratsuchend an uns gewandt haben, 
bestätigen die Notwendigkeit von ZARA. 
Es ist unsere Verpflichtung geworden, ZeugInnen und Opfer von Rassismus weiterhin verlässlich, kompetent und 
konsequent zu beraten, zu betreuen und zu unterstützen. Dem können und wollen wir uns nicht mehr entziehen.
Mit Hilfe von ZARA-Mitgliedern, großzügigen SpenderInnen, einzelnen Unterstützungen und freiwilligen HelferInnen 
soll ZARA auch das zweite Halbjahr 2004 – ohne jegliche wirtschaftliche Sicherheit – arbeiten können. 

Bitte unterstützen SIE Anti-Rassismus-Arbeit in Österreich durch eine ZARA-Mitgliedschaft! 
Mit 75 Euro im Jahr sind Sie ZARA-Mitglied!

Zum Rassismus Report 2003
Im vorliegenden Rassismus Report ist eine anonymisierte Auswahl aller 2003 bei ZARA gemeldeten rassistischen 
Übergriffe und Vorkommnisse publiziert. Diese Fallberichte geben einen Einblick in die Beschaffenheit von Rassismus 
in Österreich.

Das Jahr 2003 stand im Zeichen des Rechts: Eine EU-Frist zur Umsetzung eines Anti-Diskriminierungs-Gesetzes ist 
verstrichen... daher ist das Schwerpunkt-Thema dieses Reports dem Gebiet „Recht & Rassismus“ gewidmet.
Die Beiträge reichen von einer rechtsphilosophischen Überlegung über einen EU-weiten Vergleich und einer 
Analyse der österreichischen Situation bis zur Darstellung der aktuellen nationalen und internationalen rechtlichen 
Rahmenbedingungen zu Rassismus.
Außerdem berichten wir, wie sich ZARA-JuristInnen in einer „Nur Inländer“-Aktion Stellen- und 
Wohnungsausschreibungen systematisch vorgeknöpft haben und diesbezüglichem österreichischem Recht erstmals 
– überraschend – zur Anwendung verholfen haben.

Verena Krausneker und Eva M. Bachinger 
ZARA / Redaktionsteam Rassismus Report 2003

Im Jahr 2003 möchten wir erstmals auf Beispiele positiver Vorgehensweisen und freundlicher Kooperation mit 
Firmen hinweisen und haben einzelne Fälle, in denen vorbildlich gehandelt wurde, mit dem Good Practice 
Symbol markiert.
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Statement von Alexander Pschill,
ZARA-Sprecher

Das Jahr 2003 hat – mehr denn je – deutlich gezeigt, dass wir in Österreich eine Anlaufstelle 
wie ZARA brauchen. Über 600 Menschen – doppelt soviele wie im Vorjahr – haben sich wegen 
rassistischer „Erlebnisse“ an ZARA gewandt!
Eine schockierende Bilanz.
Tröstend ist, dass sie immerhin mit ihren Erfahrungen nicht alleine gelassen werden.
Sehr viele der ZARA-KlientInnen waren dieses Jahr Zeuginnen und Zeugen... und dann gibt es die direkt Betroffenen. 
All diese Menschen sind nicht „übersensibel“, „AusländerInnen“ oder gar „selbst daran schuld“, dass sie mit Rassismus 
konfrontiert wurden - sondern ganz normale DurchschnittsbürgerInnen. Weder besser noch schlechter als andere. 
Und sie alle dürfen sich von ZARA erwarten, gut beraten zu werden.
Daher meine ich: Das ZARA-Service muss aufrecht bleiben.

ZARA muss weiterhin bestehen und das Beratungsangebot erhalten bleiben.
Das Beratungsteam muss in der hochanstrengenden Arbeit zumindest durch gesicherte Gehälter unterstützt werden! 
Dies ist jedoch nur durch ein Minimum an Finanzierung möglich.

Um die finanzielle Absicherung der ZARA-Beratungsstelle drückt sich das offizielle Österreich seit nunmehr 4 Jahren. 
Subventionsanträge von ZARA an den Bund werden – ressortabhängig – zum Teil kaltschnäuzig abgetan. (Nicht 
einmal die in der EU-Richtlinie vorgesehene Zusammenarbeit von Staat und qualifizierten NGOs wird in Österreich 
eingehalten.)
Privatpersonen müssen in so einer Situation den Staat ersetzen – und durch ihre ZARA-Mitgliedschaft sowohl mora-
lische wie auch finanzielle Rückendeckung geben.

ZARA-Mitglieder sichern die ZARA-Beratungsstelle für ZeugInnen und Opfer von Rassismus mit 75 Euro im Jahr.
Ich bin der Meinung, das wir uns das leisten müssen! Daher werbe ich im Jahr 2004 für ZARA-Mitglieder.

Bitte tragen sie mit 75 Euro im Jahr dazu bei, dass es in Österreich weiterhin eine Beratungsstelle für 
ZeugInnen und Opfer von Rassismus geben kann! – Siehe www.zara.or.at/stopp-rassismus/

Vielen Dank!

Ihr Alex Pschill

Dies sind die zum Rassismus Report 2003 beitragenden Organisationen.
Ihre Texte sind jeweils mit dem Logo gekennzeichnet:

Asyl in Not FIBEL
Forum gegen 

Antisemitismus
Helping Hands 

Graz Hemayat Integrationshaus

Initiative
 muslimischer 

ÖsterreicherInnen KP Dogma migrare Peregrina Verein „VIELE“
Arbeitsassistenz 
für Gehörlose
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Die ZARA-Statistik: Zahlen und Fakten 2003

• 650 Menschen nahmen im Jahr 2003 das Service der ZARA-Beratungsstelle für ZeugInnen und Opfer von Rassismus 
in Anspruch. Das sind doppelt so viele wie im Jahr 2002.

• 57% der KlientInnen waren Frauen, 37% Männer (die Differenz von 6% ist nicht mehr eruierbar).
• Der Anteil an Zeugen und ZeugInnen unter den ZARA-KlientInnen ist auch 2003 wieder angestiegen: Nur 20% 

selbst betroffene aber dafür über 70% als Zeugin oder Zeuge agierende Menschen haben sich bei ZARA gemeldet. 
Dies bedeutet seit den Jahren 2000, 2001 und 2002 (46%, 41% und 59%) einen massiven Anstieg an ZeugInnen.

• Für diesen Report wurden von ZARA  ca. 140 rassistische Übergriffe und „Vorkommnisse“ ausgewählt.

Bereichsbezeichnungen
• Öffentlicher Raum bedeutet Orte, die einem nicht näher bestimmten Personenkreis offen stehen, wie beispiels-

weise Straße, öffentliche Verkehrsmittel, Geschäfte etc.
• Öffentliche Institutionen und Behörden beinhaltet alle Vorfälle, die zwischen privaten Einzelpersonen und 

öffentlichen Institutionen und Behörden (mit Ausnahme der Polizei) bzw. deren VertreterInnen stattfanden, wie 
etwa Ämtern, Justizanstalten, Schulen etc.

• Wohnen widmet sich Berichten über Vorkommnisse im Wohnbereich.
• Arbeit beinhaltet Berichte über Vorkommnisse, die im weitesten Sinne mit „Arbeit“ zu tun haben, also Arbeitsmarkt, 

-suche, -kollegInnen, Stellenausschreibungen usw.
• Polizei umfasst alle Berichte, die in irgendeiner Form mit – in der Regel einzelnen VertreterInnen – der 

Sicherheitsverwaltung, der Polizei oder Gendarmerie zu tun haben.
• Infoanrufe sind Anrufe von Menschen, die Informationen benötigen. Vor allem im Bildungsbereich Tätige aber 

auch Studierende u.a. nahmen ZARA im Jahr 2001 oft in Anspruch. Außerdem kommen immer wieder Menschen zu 
ZARA, die sich erst auf der Suche nach der für ihr Problem richtigen Stelle befinden und vom Team dann an eine 
kompetente Beratungseinrichtung weitergeleitet werden. Auch Anrufe von JournalistInnen, die eine rechtliche 
Information oder ein Statement zu einer „Geschichte“ brauchen, fallen unter diese Kategorie. Solche Infoanrufe 
werden im vorliegenden Rassismus Report nicht dargestellt.

• Neu ist in diesem Report der Bereich Gegen ZARA: Mit der größeren Medienpräsenz von ZARA-MitarbeiterInnen 
im Jahr 2003 ging einher, dass nun auch ZARAisten und ZARAistinnen selbst Ziel von (rassistischen) Attacken 
wurden. Weil dies auch für die MitarbeiterInnen des Forums gegen Antisemitismus und der Initiative Muslimischer 
ÖsterreicherInnen der Fall ist und auch da diese Erfahrungen dokumentiert wurden, haben wir ein neues, eigenes 
Kapitel im Rassismus Report einrichten müssen. 

Anmerkungen
• Bei der Beschreibung der Fälle wurde im Rassismus Report das Schwergewicht auf die Sachverhalte an sich gelegt. 

Daran anschließende Beratungen, Aktivitäten, Gegenmaßnahmen und weitere Leistungen, die durch das ZARA-
Team oder andere BeraterInnen gesetzt wurden, sind nur äußerst kurz dargestellt.

ZeugInnen
72%

Betroffene
20%

Infogespräche
6%

Gegen ZARA
2%

Öffentlicher Raum
44%

Polizei
9%

Gegen ZARA
2%

Info
6%Wohnen

12%

Arbeit
21%

Sonstige öff.
Institutionen u.

 Behörden
44%
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• Es gehört zu den Aufgaben der ZARA-BeraterInnen, einerseits den Wahrheitsgehalt einer Sachverhaltsbeschreibung 
zu überprüfen und andererseits sich auch um die Sicht der „Gegenpartei“ oder einer dritten Seite zu kümmern. 
BeraterInnen können jedoch nicht garantieren, dass alle Informationen, die ihnen – von verschiedenen Seiten 
– zugetragen werden, der „Wahrheit“ entsprechen. Die Beratungsstelle für ZeugenInnen und Opfer von Rassismus 
ist  – dem von ZARA selbstformulierten Arbeitsauftrag folgend – für Einzelpersonen da. Die Interessen des 
Individuums, das sich an die Beratungsstelle wendet, stehen an erster Stelle, weswegen dessen Darstellungen 
nicht per se angezweifelt werden dürfen. Sie werden zwar durchaus kritisch wahrgenommen, müssen jedoch ernst 
genommen. 

• Es werden von ZARA auch nur selten „Fälle“ an JournalistInnen weitergegeben. Dies nur dann, wenn eine mediale 
Öffentlichkeit für eine Lösung sinnvoll erscheint und wenn dies von der Klientin / vom Klienten gewünscht wird. 
Wissenschaftliche Aufarbeitung, Überarbeitung und ähnliche „interessante Dinge“, für die das „Material“, zu dem 
die BeraterInnen Zugang haben, verwendet werden könnte, rangieren an letzter Stelle: Im Vordergrund stehen für 
ZARA die betroffenen Menschen und ihre Anliegen.

Tiefpunkt des Jahres 2003:
Der Tod von Cheibani Wague

Herr Cheibani (Sheibane) Wague stammt ursprünglich aus Mauretanien und ist im Sommer 2003 Mitarbeiter 
im „Afrikadorf“ im Wiener Stadtpark. Wague ist 33 Jahre alt, als er in der Nacht vom 14. auf den 15. Juli 2003 
am Boden des Wiener Stadtparks unter den Händen und Füßen von PolizistInnen und RettungssanitäterInnen 
stirbt. 
Ein Freund von Cheibani Wague kontaktiert ZARA und nimmt eine Sitzung mit zwei ZARA-BeraterInnen in Anspruch. 
Der folgende Kurzbericht basiert auf diesem Beratungsgespräch und auf – seriösen – Presseberichten. 

Wague hat am Abend des 14. Juli 2003 eine Diskussion mit seinem Chef im „Afrikadorf“. Nachdem Herr Wague 
aggressiv wird, ruft sein Chef telefonisch die Rettung und die Polizei. Die Rettung sowie eine Gruppe von sechs 
PolizistInnen trifft ein. Einige PolizistInnen schlagen Wague, der bereits am Boden liegt, und fesseln seine Hände 
und Füße mit Hand- und Fußschellen in Bauchlage. Wague erhält vom Arzt eine Injektion des Medikaments Haldol, 
ein Neuroleptikum, das Herzrasen verursachen kann. Danach wird er bewusstlos. Nach einem Herzstillstand wird mit 
Wiederbelebungsmaßnahmen begonnen, schließlich wird Wague ins Krankenhaus (AKH) gebracht, wo er tot ein-
trifft.

Am Tag nach seinem Tod erstattet die Polizei gegen Cheibani Wague eine Anzeige wegen schwerer Körperverletzung 
und Sachbeschädigung. 

Mediziner kritisieren rückblickend nicht nur die Injektion (in Bezug auf deren mögliche Auswirkungen auf eine 
bereits bestehende Herzkrankheit) sondern auch die Bauchlage und das „Fixieren am Boden.“ 

Einige Tage später stellt der Chefarzt der Wiener Rettung, Dr. Alfred Kaff „aufgrund von Ungereimtheiten und 
Widersprüchen in den Aussagen der am Einsatz beteiligten Personen die betroffenen Mitarbeiter vom Dienst frei“. Die 
Staatsanwaltschaft wird eingeschaltet und eine magistratsinterne Überprüfung eingeleitet. 

In einer Videoaufnahme von der gesamten Amtshandlung, die von einem geistesgegenwärtigen Anrainer erstellt 
wurde und die ZARA vorliegt, ist klar zu sehen, dass Wague bereits mindestens fünf Minuten regungslos am Boden liegt, 
bevor er in den Rettungswagen transferiert wurde. Die beteiligten Personen setzten keine Erste-Hilfe-Maßnahmen. 
Das Video zeigt einige Sanitäter mit beiden Beinen auf Cheibane Wague stehend und den zuständigen Arzt mit den 
Händen in den Hosentaschen daneben. Eine Polizistin steht ebenfalls auf Wague. Reanimationsmaßnahmen sind 
keine zu sehen. Das Video wird von ORF 2 am 21. Juli 2003 in der Sendung „Thema“ öffentlich ausgestrahlt. Was auf 
dem Video zu sehen ist, steht im Widerspruch zu den Aussagen der ExekutivbeamtInnen in der Anzeige gegen Wague 
vom 15. Juli 2003. 

Eine Woche nach Cheibani Wagues Tod brennt im Afrikadorf eine ihm gewidmete, provisorische Gedenkstätte ab. 
Das erste Resultat der Obduktion von Wague ist uneindeutig: Eine Todesursache wird nicht festgelegt, aber 

„schwere Herzvorschäden“ und oberflächliche Hautabschürfungen festgestellt.
ZARA veröffentlicht am 24. Juli 2003 folgende Presseaussendung:
ZARA zum Tod von Cheibani Wague

Rassistische Übergriffe der Exekutive stellen einen beträchtlichen Anteil aller bei der Beratungsstelle für ZeugInnen 
und Opfer von Rassismus eingehenden Fälle dar. Aber auch Ereignisse, bei denen RettungssanitäterInnen gegenüber 
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MigrantInnen auffällig brutal vorgehen, finden sich im aktuellen Rassismus Report 2002 von ZARA – Zivilcourage 
und Anti-Rassismus-Arbeit.

Letzte Woche kam bei einer Amtshandlung in Wien wieder ein Mensch zu Tode – die Tat wurde zufällig auf 
Video dokumentiert. ZARA-Obmann Dieter Schindlauer legt Wert auf die Feststellung, dass es „... kein ‚Einzelfall‘, 
‚Zufall‘ oder ‚Systemfehler‘ ist, wenn ein gefesselter, offensichtlich ruhiggestellter Mann mauretanischer Herkunft 
von SanitäterInnen und ExekutivbeamtInnen unfassbar inhuman behandelt wird, und der zuständige Notarzt teil-
nahmslos zusieht“. Der beamtshandelte, nun tote Mann, Cheibani Wague, soll zudem laut Zeugenaussagen von 
Exekutivbeamten mehrmals geschlagen und beschimpft worden sein.

Der öffentliche österreichische Diskurs ist von negativen Klischees gegenüber AfrikanerInnen beherrscht. Sie wer-
den als verbrecherisch, gefährlich und aggressiv bezeichnet. Es scheint, dass diese Ressentiments, die in Österreich 
AfrikanerInnen gegenüber vorherrschen, die ExekutivbeamtInnen und RettungssanitäterInnen in ihrem Verhalten 
geleitet haben – ein Verhalten, dass zumindest eine ernsthafte Verletzung als für jedermann völlig voraussehbare 
Folge hatte. Dies ist nicht nur unprofessionell, sondern – in dem Ausmaß wie auf Video dokumentiert ist – hoch-
gradig gefährlich.

ZARA begrüßt die schnelle und konsequente Reaktion der Wiener Rettung, die die einstweilige Suspendierung der 
beteiligten SanitäterInnen und des Arztes verfügt hat.

ZARA fordert aber auch weitere Maßnahmen:
- eine rasche und lückenlose Aufklärung des Vorfalls,
- die Einbeziehung des Menschenrechtsbeirats und der Europäischen Kommission für Menschenrechte in die 

laufenden Untersuchungen,
- eine vollständige Veröffentlichung der gerichtsmedizinischen Untersuchungen,
- strafrechtliche Verfahren gegen alle Verantwortlichen,
- ein Antidiskriminierungsgesetz gemäß EU-Richtlinie 2000/43/EG

Bald schließen sich viele Menschen und Organisationen zusammen und bilden gemeinsam die „Plattform 
Gerechtigkeit für Cheibani“ (siehe www.no-racism.net/staatsrassismus/seibane_plattform_uvs180104.htm).

Am 25. Juli 2003 findet aus Anlass des gewaltsamen Todes von Wague in Wien eine von der Plattform in allerkür-
zester Zeit organisierte, viel beachtete antirassistische Demonstration statt.

Die Staatsanwaltschaft Wien leitet im Fall des Todes von Cheibani Wague Ermittlungen wegen fahrlässiger 
Tötung ein, zunächst gegen „unbekannte Täter.“ Das Büro für Interne Angelegenheiten des BMI bringt bei der 
Staatsanwaltschaft eine Sachverhaltsdarstellung ein, in der der Verdacht der fahrlässigen Tötung gegen den Notarzt 
erhoben wird. Die beteiligten ExekutivbeamtInnen werden nicht suspendiert, obwohl es ZeugInnen gibt, die von 
Schlägen auf den Kopf des Opfers berichten. Das Büro für interne Angelegenheiten des Innenministeriums übergibt 
am 21. Juli 2003 der zuständigen Untersuchungsrichterin des Landesgerichtes einen ersten Bericht. 

Der Menschenrechtsbeirat beruft am 2. September 2003 eine Sondersitzung ein. Die Kommissionen OLG 
Wien 1 und 2 hatten sämtliche Vorgänge, die mit diesem Fall im Zusammenhang standen, beobachtet und die 
Ermittlungsvorgänge des Büros für Interne Angelegenheiten begleitend verfolgt. Trotz der Weigerung des BMI, 
Akteneinsicht zu gewähren, nehmen die Mitglieder der beiden Kommissionen in den Gerichtsakt Einsicht und legen 
dem Beirat zwei Zwischenberichte vor. In diesen Berichten wird angeregt, die hinter diesem Fall stehenden einsatz-
technischen Vorschriften der Polizei zu überprüfen, die Kontrollfunktion des Menschenrechtsbeirates und seiner 
Kommissionen auch in Fällen, in denen das Büro für Interne Angelegenheiten ermittelt, zu gewährleisten und ent-
sprechende Empfehlungen zu beschließen. Der Beirat beschließt in einer Arbeitsgruppe, die allgemeinen Richtlinien 
für die Exekutive bei derartigen Amtshandlungen zu überprüfen und Verbesserungsvorschläge zu erarbeiten. Weiters 
empfiehlt der Beirat dem Innenminister Ernst Strasser sicher zu stellen, dass dem Gremium in alle für seine Tätigkeit 
relevanten Aktenunterlagen der dem BMI untergeordneten Behörden und Dienststellen Akteneinsicht gewährt wer-
den soll. Dies umfasse auch Fälle, in denen auf gerichtlichen Auftrag ermittelt wird. Wenn dies nicht der Fall ist, so 
sollten entsprechende legislative Maßnahmen eingeleitet werden. 

Auf Antrag der Staatsanwaltschaft Wien leitet das Gericht Ende September 2003 Vorerhebungen gegen den 
beteiligten Notarzt der Wiener Rettung ein (wegen „Verdachts der fahrlässigen Tötung unter besonders gefähr-
lichen Verhältnissen“). Am 11. November 2003 berichtet der ORF, dass das letzte gerichtsmedizinische Gutachten 
fertig sei, aber viele wichtige Fragen offen blieben, insbesondere die Frage, was letztendlich für den Tod des jungen 
Mannes ausschlaggebend war. Cheibani Wague ist demnach an Sauerstoffmangel im Gehirn gestorben, aber es ist im 
Gutachten nicht deutlich gemacht worden, was/wer diesen Sauerstoffmangel ausgelöst hat.

Nadja Lorenz, die Rechtanwältin der Witwe von Cheibani Wague, bereitet eine Beschwerde vor dem Unabhängigen 
Verwaltungssenat (UVS) vor. Am 4. und 12. Dezember 2003 finden Verhandlungen statt, bei denen sämtliche 
PolizeibeamtInnen gesetzwidrigerweise die Aussage verweigern. Daraufhin leitet der Vorsitzende der Verhandlung, 
Wolfgang Helm, gegen alle BeamtInnen Disziplinarverfahren ein.
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Der UVS beschäftigt sich am 15. Jänner 2004 erneut mit dem Fall. Die BeamtInnen verweigeren weiterhin die 
Aussage.

Am Donnerstag, dem 29. Jänner 2004, steht schließlich für den UVS nach vier Verhandlungstagen fest, dass die 
BeamtInnen in der Todesnacht von Cheibane Wague menschenrechtswidrig gehandelt haben. Insbesondere die Art 
und Länge der Fixierung, das Anbringen von Fußfesseln und die Misshandlungen und Beschimpfungen durch die 
an der Amtshandlung beteiligten BeamtInnen und SanitäterInnen werden kritisiert. Das bedeutet, dass die tödlich 
endende Verhaftung von Cheibane Wague vom UVS als rechtswidrig eingestuft wird.

Öffentlicher Raum

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr T. fährt am 22. Jänner 2003 morgens mit der U-Bahnlinie U4 in die Arbeit. Er sitzt im Waggon, als kurz 

vor der Station Pilgramgasse zwei ältere Frauen sagen: „Diese Tschuschen können sich nicht waschen und rasieren“. 
Noch ehe Herr T. darauf reagieren kann, steigen die beiden aus der U-Bahn aus.
 
Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit

 Im April 2003 beschimpft eine „bürgerlich aussehende Frau (ca. 40)“ mit einem Kind an der Hand in der 
Straßenbahnlinie 5 in Wien lautstark zwei Afrikaner mit „Diese scheiß Neger sollen sich endlich hamschleichen, kana 
braucht sie, mochen nur unsere Kinda mit ihrem Gift obhängig, nix ois Drogendealer, de Neger ...“ Zur Entrüstung der 
Zeugin, Frau L., stimmen dem auch andere Mitfahrende bei.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A. ist Asylwerber aus dem Sudan und lebt in einem Notquartier des Evangelischen Flüchtlingsdienstes 

(efdö). Herr A. und ein Freund werden in der Silvesternacht 2003 auf dem Lienzer Bahnhof von fünf Personen unter 
rassistischen Beschimpfungen („Neger, ...Ausländer, ...“) brutal zusammengeschlagen. Der Freund wird mit Füßen 
getreten, kann aber flüchten. Eine Taxifahrerin ist Zeugin des Vorfalls, verständigt die Polizei, die zwei der 5 Täter 
festnimmt. Herr A. wird von den Angreifern schwer verletzt, muss in die Unfallchirurgie nach Innsbruck überstellt 
werden, wo er drei Tage verbringt. 

Als Herr A. zu ZARA kommt, hat er noch immer Beulen und Narben am Kopf und im Gesicht und ein gerötetes 
Auge. Er ist sehr verängstigt. Er äußert gegenüber der ZARA-Beraterin Suizidgedanken und fragt, wohin er jetzt 
flüchten solle. Er bringt sämtliche medizinische Befunde mit und fragt, ob die Täter frei sind oder verurteilt werden. 
Die ZARA-Beraterin kann ihn beruhigen und verspricht, dass er nicht alleine zum Gerichtstermin gehen muss. Die 
ZARA-Beraterin nimmt Kontakt mit der zuständigen Beraterin beim efdö auf: Sie erfährt, dass er in psychiatrischer 
Behandlung bei einem Facharzt ist. Der Befund ist Besorgnis erregend: Traumata durch die Flucht, durch den Verlust 
von Familienangehörigen und dazu ein Schädelhirntrauma durch den Vorfall in der Silvesternacht in Österreich. 
Schließlich bekommt Herr A. eine Vorladung als Zeuge zur Hauptverhandlung in Innsbruck. Sowohl eine ehrenamtli-
che ZARA-Mitarbeiterin als auch ein Mitarbeiter von amnesty international als Rechtsbeistand begleiten ihn.
Vor Gericht gibt es für Herrn A. und seinen ebenfalls betroffenen Freund nur eine Englisch-Deutsch-Dolmetscherin, 
was für ihn nicht ausreichend ist. Die ZARA-Mitarbeiterin berichtet: „Die Situation im Gericht war schon wild, denn 
die zwei Angeklagten waren wie erwartet Skinheads und ihre Freunde und Familien sind alle da gewesen. Ich denke 
mir, wenn man von jemandem zusammengeschlagen wurde und man muss sich dann vor die hinstellen und alles 
genau erzählen, das ist sicher furchtbar. Aber Herr A. und sein Freund haben es beide gut gemeistert.“ Die beiden 
jugendlichen Täter werden letztlich zu einer unbedingten Haftstrafe verurteilt (1⁄2 Jahr und 1 Jahr), da sie schon 
Vorstrafen haben.

Zwei Monate später erhält Herr A. einen Bescheid vom Innsbrucker Gericht: Er bekommt kein Schmerzensgeld. Der 
Wiener Anwalt Wolfram Proksch erklärt sich auf Vermittlung von ZARA bereit, kostenlos eine Berufung für Herrn A. 
zu verfassen.

Herr A. erhält therapeutische Betreuung bei der Organisation Hemayat, seine Therapeutin spricht Arabisch, was für 
ihn sehr erleichternd und wichtig ist.

Die ZARA-Beraterin vermittelt zwischen der efdö-Beraterin, der Rechtsberaterin, dem Anwalt und Herrn A. Er 
schreibt schließlich selbst an die beiden Täter ins Gefängnis und fordert das Schmerzensgeld ein - und zwar innerhalb 
der nächsten 30 Jahre, d.h so bald sie etwas verdienen, müssen sie es zahlen. Im Mai 2003 erhält Herr A. schließlich 
eine Rechnung über 600 Euro von der Innsbrucker Unfallklinik, die er sofort bezahlen soll. Herr A. ist verzweifelt, da er 
nicht weiß, woher er das Geld nehmen soll. ZARA bittet seinen Anwalt um Unterstützung. Dieser interveniert bei der 
Klinik wegen der Geldforderung und empfiehlt eine Klage bei den Tätern. Herr A. hat bis dato kein Schmerzensgeld 
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erhalten und benötigt weiterhin psychotherapeutische und psychiatrische Unterstützung aufgrund seiner schweren 
Traumata.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Am Freitag, den 17. Oktober 2003 geht Frau K. gegen 13 Uhr im 2. Wiener Gemeindebezirk in der 

Leopoldsgasse an dem Polizeikommissariat vorbei. Ein junger Mann wird gerade aus dem Kommissariat in ein 
Polizeiauto gebracht. Einer der Beamten sagt zu seinem Kommissariats-Kollegen: „Ah, da bist du jetzt also gelandet!” 
worauf der Angesprochene laut antwortet: „Ja, ich bin jetzt 20 Stunden im Judenbezirk”. Frau K. ist entsetzt, traut 
sich jedoch nicht, etwas zu sagen und meldet diesen Vorfall nur ZARA zur Dokumentation.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau M. wartet am 24. Oktober 2003 gegen 24 Uhr auf die Straßenbahn. Viele andere Personen, darunter 

auch zwei Afrikaner, warten ebenfalls. Ein „weißer“ Mann spricht die beiden afrikanischen Männer neben ihr an. Frau 
M. bemerkt, dass keiner mit ihm sprechen will, sie vermeiden geradezu ängstlich, mit dem Mann ins Gespräch zu 
kommen. Frau M. fragt sie, was der Mann von ihnen wollte und erfährt, dass er Drogen kaufen wollte. Frau M. findet 
es traurig, dass so viele Menschen annehmen, jeder afrikanisch aussehende Mann sei ein Drogendealer.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau R. berichtet ZARA von einem Vorfall in der Straßenbahnlinie 43 in Wien: Zwei junge Männer schwar-

zer Hautfarbe sitzen nebeneinander auf einer Bank in der Straßenbahn. Plötzlich stellt sich ein Mann hinter die 
beiden, und sagt sehr laut, so dass es alle anderen Fahrgäste hören: „Habt ihr eure Asylanträge dabei? Wo sind eure 
Asylanträge? Ich rufe jetzt die Polizei!“ Der Mann zückt sein Mobiltelefon und sagt: „Ich brauche unbedingt einige 
Polizisten im 43er, da sind zwei Neger, die vergiften unsere Kinder. Die müssen weg.“ Als die beiden jungen Männer 
aussteigen wollen, sagt der Mann in sein Telefon: „Jetzt wollen sie aussteigen. Ja, ich geh ihnen nach. Ich pass schon 
auf, dass die nicht davon kommen.“ Der Mann folgt den beiden. Frau R. weiß weder, was davor, noch, was weiter 
passiert ist. Sie ist jedoch schockiert über die Art und Weise, wie der Mann mit den beiden Jugendlichen umgegangen 
ist. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau O. kommt mit ihrem Freund, Herrn M., zum Beratungsgespräch. Am Donauinselfest im Juni 2003 wird 

Herr M., der Ägypter ist, von Skinheads attackiert, geschlagen, sein T-Shirt zerrissen. Er blutet aus dem Mund. Zwei 
Polizisten kommen hinzu, aber sie nehmen weder eine Anzeige auf noch nehmen sie die Aggressoren fest oder helfen 
Herrn M. Schließlich hilft ein dritter Polizeibeamte Herrn M. und er erstattet Anzeige gegen die anderen Polizisten. 
Im September 2003 stellt die Staatsanwaltschaft das Verfahren ein. Die ZARA-Beraterin klärt Herrn M. über die 
Möglichkeit auf, beim Landesgericht für Strafsachen die Einleitung einer Voruntersuchung gegen die Polizisten zu 
verlangen. Falls Herr M. das Verfahren verliert, muss er selbst die Kosten tragen. Herr M. will das finanzielle Risiko 
nicht eingehen und unternimmt in dieser Sache daher nichts mehr.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau R. ist gebürtige Griechin und freiwillige Mitarbeiterin von ZARA. Sie erzählt: „Heute bin ich rassistisch 

attackiert worden (nur verbal). Das ist das erste Mal, seit ich hier in Wien lebe!“ Frau R. beschreibt, dass sie neben 
einem Mädchen auf der Bank einer Straßenbahn-Haltestelle sitzt, als eine alte Frau „sehr unhöflich und aggressiv“ 
das Kind angreift, weil es ihr keinen Sitzplatz anbietet. Frau R. weist die Frau zurecht: „Können Sie bitte höflicher 
sein? Sie können sich nicht so benehmen!“ Die Antwort der Frau ist: „Lernen Sie erst Deutsch und dann sprechen Sie 
mit mir... Ausländerin! Gehen Sie zurück irgendwohin! Ausländerin!!!“ Frau R. erklärt ihre Gefühle bei diesem Erlebnis: 
„Sie hat das Wort Ausländerin als Schimpfwort verwendet! Sehr aggressiv und sehr laut. Alle anderen Menschen, die 
da waren, haben mich unterstützt, aber trotzdem war ich sehr schockiert.“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau K. berichtet über einen Vorfall in der Wiener Straßenbahnlinie 9: Eine Gruppe Jugendlicher mit kahlra-

sierten Köpfen beginnt, zwei eben zugestiegene „ausländisch wirkende“ Jugendliche offen rassistisch zu beschimpfen 
(sie mögen dorthin zurückzugehen, wo sie herkommen, etc.). Niemand in der Straßenbahn reagiert. Bei der nächsten 
Station dreht sich der Straßenbahnfahrer um und fordert die beiden Jugendlichen – nicht die Aggressoren – auf, 
nun sofort auszusteigen. Ein älterer Fahrgast schaltet sich ein und fragt, was das soll und warum? Der Fahrer reagiert 
vollkommen abweisend und meint, dass die beiden gestänkert hätten und deshalb den Wagen verlassen müssten. Die 
Jugendlichen steigen aus, die Skinheads bleiben. Auf den ZARA-Beschwerdebrief an die Wiener Linien antwortet der 
Kundendienst: „(...) Selbstverständlich sind wir keineswegs bereit, unhöfliches oder gar diskriminierendes Verhalten 
unserer MitarbeiterInnen gegenüber unseren Fahrgästen zu tolerieren. Daher gehen wir natürlich jedem Hinweis 
auf ein solches Fehlverhalten nach und setzen gegebenenfalls entsprechende Maßnahmen, um die betreffenden 
MitarbeiterInnen zu einem Umdenken zu bewegen und eine Wiederholung solcher Vorkommnisse zu verhindern. 

Im konkreten Fall war uns dies aber leider aufgrund der ungenauen Angaben nicht möglich. Dennoch wollen wir 
unser Bedauern über den ungerechtfertigten Ausschluss der beiden ausländisch wirkenden Jugendlichen von der 
Fahrt ausdrücken. Ganz besonders tut es uns aber Leid, dass uns die Daten der unmittelbar von dem Fehlverhalten 
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des Mitarbeiters betroffenen Jugendlichen nicht bekannt sind, weil wir uns natürlich gerne bei diesen entschuldigen 
würden. 

Daher wollen wir unsere Entschuldigung in diesem speziellen Fall stellvertretend an Ihre Organisation richten 
und ersuchen Sie, auch Ihrer Klientin unser Bedauern dafür zu übermitteln, dass Sie Zeugin eines so unangenehmen 
Vorfalls werden musste. Mit freundlichen Grüßen WIENER LINIEN GmbH & Co KG“

ZARA leitet die Antwort an die Klientin weiter, die jedoch unzufrieden ist, weil sie die Angaben für durchaus genau 
genug hält. Die ZARA-Beraterin erklärt, dass die Wagennummer für eine genaue Fahreridentifikation unerlässlich ist. 
Auf Wunsch der Klientin werden die Wiener Linien nun ersucht, dass grundsätzlich alle FahrerInnen darauf hinge-
wiesen werden, in derartigen Situationen anders zu reagieren und zu handeln.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr S. ist am 10. November 2002 mit seinen drei Kindern auf Fahrrädern in Wien unterwegs. Sie halten 

verkehrsbedingt am Ludwig-Koeßler-Platz 4 vor dem Lokal „Harle King“ an und werden dort von einem Mann rassis-
tisch beschimpft: „Neger go home, Scheißneger“. Herr S. verhält sich ruhig und schützt seine Kinder. Da entreißt der 
Mann Herrn S. sein Fahrrad und schlägt damit um sich, trifft Herrn S. am Schienbein. Zwei ältere Frauen beobachten 
den Vorfall und stehen als Zeuginnen zu Verfügung. Herr S. betraut seinen Anwalt mit dem Vorfall und erstattet 
Anzeige. Das Verfahren läuft noch. Herr S. lässt erst einige Monate später (im Jahr 2003) den Vorfall bei ZARA doku-
mentieren.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A. kontaktiert ZARA, weil er sich von seinen Klassenkameraden in einer Schule in Wels gedemütigt 

fühlt und bittet ZARA dringend um Hilfe: „In der Schule werde ich gedemütigt, weil ich der einzige richtige Ausländer 
in meiner Klasse bin. Ich bin gut in der Schule, ich weiß nicht was ich tun soll, ob ich es meinen Eltern erzählen soll. 
Soll ich weiter in der Schule gehen? Was soll ich jetzt machen? Schüler bedrohen mich und zeichnen Hakenkreuze 
auf sich und bemalen meinen Sitzplatz mit Nazi-Sachen. Aber ich bin österreichischer Staatsbürger. Könnten Sie sich 
bitte schnell mit meinem Problem behandeln und sagen Sie mir was ich jetzt tun soll. BIIITTTTTTTTTTE!“

Eine ZARA-Beraterin versucht erfolglos, den Schüler telefonisch und per E-Mail zu erreichen. Daher informiert 
ZARA die Anti-Rassismus-Beratungsstelle des Linzer Vereins zur Betreuung von AusländerInnen in OÖ, die womög-
lich direkt intervenieren kann. Den KollegInnen gelingt es schließlich, den Schüler zu kontaktieren, der jedoch sehr 
ablehnend reagiert und meint, dass er alleine zurechtkomme. Seine Situation wird als besonders bedrohlich einge-
schätzt und die KollegInnen vermuten dringenden Unterstützungsbedarf, daher wird ihm per E-Mail nochmals Hilfe 
angeboten, die jedoch von ihm nicht angenommen wird.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Ein FPÖ-Bezirksrat in Wien-Favoriten (Bernd Zeissel) wendet sich an ZARA, weil er immer wieder von 

älteren Frauen hört, die von jungen Zuwanderern beschimpft würden. Er möchte darüber im nächsten Rassismus 
Report lesen. Im Telefongespräch mit der ZARA-Beraterin wird er darüber aufgeklärt, dass dies nur möglich sei, wenn 
es sich um rassistische Übergriffe handelt. Im weiteren Gespräch generalisiert er sehr stark, weist auf unerzogene 
MigrantInnenkinder hin und die Angst der Polizeibeamten vor „den Schwarzafrikanern“. Er stellt auch fest, dass „der 
Omufuma“, wenn er sich nicht so gewehrt hätte, nun noch am Leben wäre.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr L. bemerkt, dass in dem Geschäft „Bonbon“, Wien, Neubaugasse 12, im Schaufenster zwei Arten von 

„Negerbrot“ angeboten werden. Er geht in das Geschäft und spricht die Verkäuferin auf diese Produktbezeichnung 
an. Diese fragt, ob er denn keine anderen Sorgen hätte. Zweifellos, antwortet Herr L., und erklärt, es sei ja hin-
länglich bekannt, dass der überwiegende Großteil der AfroeuropäerInnen den Ausdruck „Neger“ als diskriminierend 
empfindet. Die Verkäuferin beharrt auf ihrer Bagatellisierung und meint, sie könne nichts daran ändern, das Produkt 
käme so vom Großhändler, der Firma Leschanz in Wien. Herr L. wendet sich an ZARA. Dem Geschäft hat ZARA schon 
zweimal Beschwerdebriefe geschickt, jedoch nie eine Antwort erhalten. Einige Wochen später sieht Herr L., dass 
das „Negerbrot“ aus dem Schaufenster entfernt wurde. Im Dezember 2003 muss eine ZARA-Mitarbeiterin jedoch 
feststellen, dass das „Negerbrot“ wieder in der Auslage liegt und ZARA schreibt nun einen Beschwerdebrief an den 
Großhändler, der jedoch nicht reagiert.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau B. und Frau S. beschweren sich über die Firma Austrosaat, die Sonnenblumensamen mit der 

Artikelbezeichnung „Goldene Neger“ vertreibt. ZARA schreibt einen Beschwerdebrief. Im Antwortschreiben verspricht 
die Firma Austrosaat verspricht, die Samen in der Saison 2004 umzubennen „(....) möchten wir Sie darüber informie-
ren, dass bereits im Jahr 1962 die Sonnenblumensorte Goldener Neger in einschlägigen Fachkatalogen angeboten 
worden ist. Es liegt nicht in unserer Absicht, durch Sortenbezeichnungen Missverständnisse herbeizuführen und 
haben daher Ihrem Wunsch entsprechend für die Verkaufssaison 2004 die Sortenbezeichnung geändert. Der guten 
Ordnung halber möchten wir festhalten, dass diese Umstellung mit erheblichen Kosten verbunden ist, da wir schon 
sehr frühzeitig entsprechendes Verpackungsmaterial disponieren. Zu unserer Entlastung senden wir Ihnen den uns 
übersandten Rassismus Report retour.“
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Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau C. berichtet ZARA von einem Porzellan- und Haushaltswarengeschäft in Mariazell, das Salz- und 

Pfefferstreuer sowie Kerzenständer in Form von afrikanisch aussehenden Menschen bzw. einer afrikanischen jungen 
Frau (mit Krug am Kopf und Leoparden im Arm) verkauft. Die Serie heißt „Timbuktu“ und ist für Frau C. „eine echte 
Gemeinheit, weil die Figuren (besonders die des Kerzenleuchters) einen extra einfältigen Blick haben.“ 

ZARA verfaßt einen Beschwerdebrief an das Geschäft und erhält ein Antwortschreiben der Porzellanfirma 
Villeroy und Boch: „(...) dass die Ziele Ihrer Arbeit mit den Überzeugungen von Villeroy&Boch im Einklang stehen. 
(...) Nichts liegt uns ferner als rassistisches oder diskriminierendes Gedankengut. Unsere Serie Timbuktu ist Teil eines 
Gesamtkonzeptes, dass die Bezeichnung ‚Wonderful World‘ trägt. Mit Wonderful World wollen wir gedanklich alle 
Kontinente besuchen. (...) Die erste Etappe auf unserer Reise (...) führte uns nach Südamerika und Afrika. Beide 
Kontinente werden repräsentiert durch drei unifarbene Serien sowie durch die Dekore IPANEMA und TIMBUKTU. 
(...) Dass wir für Timbuktu eine dunkle Hautfarbe wählten, liegt auf der Hand und hat keinerlei diskriminierende 
Absichten verfolgt. Alle Figuren sind handgemacht und handbemalt. Wenn hierbei der Gesichtsausdruck wechselt, 
liegt das an der Art der Herstellung und ist nicht vermeidbar. (...)“

ZARA dankt Villeroy&Boch für die Stellungnahme und übermittelt das Schreiben an die Klientin, die sich damit 
zufrieden zeigt.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr B. informiert ZARA über rassistische Inhalte in Kinderbüchern von Astrid Lindgren, die er an und für 

sich sehr schätzt. Er bittet auch um Tipps, ob er Kindern diese Bücher noch geben soll und wenn, wie er ihnen das am 
besten erklären soll. Er fragt sich konkret, ob Pippi Langstrumpf heute in der Erziehung von Kindern noch zeitgemäß 
ist, da ihr Vater ja ein „Negerkönig“ im fernen Taka-Tuka-Land ist, der über 126 Eingeborene herrscht. Astrid Lindgren 
sagte einmal in einem Interview zu diesem Problem: „Im Rückblick meine ich, dass Pippi auch eine Menge Unsinn von 
sich gibt, den ich besser nicht geschrieben hätte. Auch hätte ich ihren Vater heute natürlich nicht zum „Negerkönig“ 
gemacht.“ (Quelle: www.junior-verlag.de/kinder/artikel/kinder200204-2.php3)

Herr B. meint, dass eine Anpassung durch die Verlage an die heutige „political correctness“ schön wäre, um Pippi 
heutigen Kindern nicht vorenthalten zu müssen.

ZARA schreibt an den Verlag, der ZARA zwar zustimmt, dass das Wort „Neger“ in zeitgenössischen Kinder- und 
Jugendbüchern nicht mehr verwendet werden sollte, eine Änderung der betreffenden Passagen aber generell ablehnt. 
Das Buch wurde von Astrid Lingren 1944 geschrieben: „Der Ausdruck war damals in der Alltagssprache geläufig. Ob 
damals noch keine Diskriminierung verbunden war oder einfach die Sensibilität dafür noch nicht entwickelt war, 
kann man diskutieren.(...) Man kann in einem Klassiker, der ja in seiner eigenen, spezifischen Zeit geschrieben worden 
ist, nicht beliebig Änderungen vornehmen, beispielsweise von Ausdrücken, die einem nicht mehr gefallen, aslo sozu-
sagen einer nachträglichen Zensur unterwerfen. (....) Astrid Lingrens Haltung zu diesem Thema ist dokumentiert.(...) 
Wenn Astrid Lingren selbst eine Änderung befürwortet hätte, dann wäre dies zu Lebzeiten realisiert worden.“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau B. findet im etymologischen Wörterbuch von Kluge die Definitionen von „Neger“ und „Mohr“, die 

zwar genau auf ihre etymologische Abstammung hin erklärt werden, jedoch fehlt bei beiden die Angabe, dass es sich 
dabei um abschätzige und diskriminierende Bezeichnungen handelt. ZARA hat bereits im Jahr 2000 eine schriftliche 
Beschwerde über die fehlenden Hinweise in der 23. Auflage des Wörterbuches an den Verlag gerichtet. Bei der nun 
vorliegenden 24. Auflage wurde dies jedoch wieder nicht berücksichtigt. ZARA schreibt abermals an den Verlag, der 
in einer Antwort verspricht in der nächsten Auflage auf die diskriminierende Bedeutung hinzuweisen.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 ZARA erhält Informationen über die Eröffnung eines Cafehauses der österreichischen Traditionsfirma 

Meinl in Chicago. Einem Artikel auf der Homepage (www.meinl.com/southport/press14.html) ist zu entnehmen, dass 
„political correctness“ in den USA sehr wichtig sei und daher das Gesicht des „Meinl-Mohren“ auf Gold umgefärbt 
wurde. ZARA schreibt einen Brief an die Firma Meinl und fordert auch für Österreich so viel „Sensibilität“, erhält 
jedoch keine Antwort.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr P. übermittelt einen Artikel in der Kleinen Zeitung Kärnten: „Das Gasthaus ‚Pumpe’ hat seit neuestem 

‚Negerschweiß’ und ‚Mulattenbier’ auf seiner Bierkarte. Touristen vermuten Rassismus. (...)“. Es wird weiter beschrie-
ben, dass das beliebte Gasthaus höchst eigenartige (z.B. obengenannte) Namen für Getränke auf der Speisekarte 
stehen hat. Dieser Umstand wurde nun erstmal durch ein empörtes englisches Touristenpaar kritisiert.

ZARA ruft über den afrikanet-E-Mail-Verteiler zu Protestaktionen auf und schreibt an die Redaktion der Kleinen 
Zeitung. ZARA macht darauf aufmerksam, dass die Formulierung „Touristen vermuten Rassismus“ in diesem 
Zusammenhang äußerst unglücklich ist, da es sich bei Ausdrücken wie „Negerschweiß“ ohne Zweifel um rassistische 
Bezeichnungen handelt. ZARA verfasst außerdem an den Wirt des Gasthauses einen Beschwerdebrief. Die Antwort 
des Wirten langt per Fax ein: „ (...) Bezugnehmend auf Ihr wertes Schreiben teile ich Ihnen mit, dass ich die von Ihnen 
angeführten Bezeichnungen auf meiner Getränkekarte zum  n ä c h s t möglichen Zeitpunkt  ä n d e r n  werde. 
Dies wird Anfang 2004 sein..... Bis dahin bleibt Ihnen aber Zeit, mir vielleicht  e i n i g e  NICHT diskriminierende 
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Ausdrücke für bestimmte Getränke (.....) mitzuteilen. Ich bin gerne bereit, aus mehreren  I h r e r  Beispiele, die für 
das Lokal passenden auszusuchen und zu verwenden. Sie sind darin sicherlich wesentlich versierter und gebildeter 
als ich es bin!!“
Conrad Seidl, „Bierpapst“ bei der Tageszeitung Der Standard, lässt dem offenbar überforderten Wirten alternative 
Ausdrücke für Getränke zukommen. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr B. übergibt einer ZARA-Mitarbeiterin einen Zettel, der einige Tage nach dem Tod von Cheibani Wague 

beim Afrikadorf von Unbekannten ausgeteilt wurde: „Liebe Eltern! Freut euch am Afrikadorf und bedenkt, dass eure 
Kinder hier ungestraft von Drogensüchtigen betreut werden können.“ Herr B. ersucht ZARA um Dokumentation.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau Ö. ist am Donnerstag, den 25. September, um ca. 17.40 Uhr auf dem Heimweg von Wien nach Krems. 

Sie hat schon in Krems einen Hin- und Retour-Fahrschein für den Zug gelöst und ist nun in der Station Spittelau 
auf der Suche nach dem richtigen Bahnsteig und Zug nach Krems. Sie ist nicht oft in Wien und hat Probleme mit 
der Orientierung. Wien sei „wie ein Dschungel“ für sie. Sie ist schon sehr in Eile und fragt beim Fahrkartenschalter 
nach dem Weg: Der Mann antwortet, „beim Ströck hinunter“, wobei Frau Ö. nicht gleich versteht, dass es sich dabei 
um den Namen eines Bäckereigeschäfts handelt. Sie kennt sich nicht aus. Bei der Rolltreppe stehen fünf Männer 
in Uniformen der Wiener Linien (Stationsaufsicht) und sie fragt diese noch einmal nach dem Zug nach Krems. Als 
Antwort bekommt sie nur „Ausweis!“ Frau Ö. antwortet, dass sie keinen Ausweis bei sich habe, nur den Führerschein. 
Ihre Daten aus dem Führerschein werden aufgeschrieben und sie bekommt eine Strafe von 62 Euro zahlen. Als Frau Ö. 
fragt, warum, und man sagt ihr, dass sie keinen Fahrschein habe. Frau Ö. ist aufgewühlt, verwirrt und geht weinend 
zum Fahrkartenschalter, wo eine freundliche Passantin sie beruhigt und verspricht, sie nach Krems mitzunehmen, 
wo auch sie auch hin will. Die Dame erklärt Frau Ö., dass die Strafe verhängt worden sei, weil sie keinen gültigen 
Fahrschein besessen habe. Nun erst versteht Frau Ö., was passiert ist. Sie geht daher zurück auf den Bahnsteig und 
sucht die Stationsaufsicht, um zu erklären, dass sie sehr wohl eine Fahrkarte besitzen würde, die sie bereits in Krems 
gekauft habe. Sie trifft den Mann an, erklärt ihm das Missverständnis und zeigt ihm ihre gültige Fahrkarte.

Der Bedienstete der Wiener Linien unterstellt ihr, diese Karte jetzt erst gelöst zu haben. Dies ist jedoch gar nicht 
möglich, weil auf der Karte der Bahnhof Krems (wo sie die Karte gekauft hat) als Aussteller vermerkt ist. Frau Ö. 
ersucht ihn daher, die Strafe zu annullieren. Er allerdings entgegnet: „Ihr Ausländerpack habt immer die gleichen 
Sprüche auf Lager. Ich bin kein Beamter des Staates Österreich. Ich kann das nicht machen. Fahren Sie nach Erdberg, 
die sollen das machen.“ Dann wendet er sich ab und geht rasch weg.

Frau Ö. ist fassungslos, dass sie so behandelt wird und fährt zunächst mit dem Zug nach Krems. Sie kann die ganze 
Nacht nicht schlafen. Am nächsten Vormittag ruft sie bei den Wiener Linien an. Dort bringt sie das Geschehene 
vor und erhält die Auskunft, dass sie eine Beschwerde schreiben und an die Wiener Linien schicken soll. Nach einer 
schriftlichen Intervention ihrer Chefin von der Volkshilfe Österreich sehen die Wiener Linien von einer Forderung 
„vorerst“ ab, wenn sich Frau Ö. im nächsten Jahr nichts zu schulden lassen kommt.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau S. ist in Polen geboren und lebt seit 13 Jahren in Österreich. An zwei Tagen im November hört sie, als 

Frau S. ihr Kind in die Schule bringt, rassistische Beschimpfungen eines Mitschülers („Tschusch“, „Ausländer“). Frau S. 
spricht den Schüler an und redet auch mit der Klassenlehrerin. Die Direktorin der Schule versucht das Verhalten des 
Mitschülers zu entschuldigen, da er aus einer „problematischen“ Familie stamme. Die Klassenlehrerin spricht mit dem 
Schüler und dieser schreibt einen Brief an Frau S. und entschuldigt sich.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 ZARA erhält einen Bericht über die Störung einer Gedenkkundgebung zum Novemberpogrom 1938: „Die 

Gedenkkundgebung, die wir gemeinsam mit jüdischen Gruppen wie dem HaShomer HaZair oder dem Forum gegen 
Antisemitismus und anderen linken und antifaschistischen Gruppen am 9. November 2003 organisierten und die an 
die Zerstörung der Synagoge in der Zirkusgasse im zweiten Wiener Gemeindebezirk am 11. November 1938 durch 
die Nationalsozialisten erinnern wollte, ist von aus der (ehemaligen) Linken stammenden AntisemitInnen angegrif-
fen worden. Die Polizei unternahm zunächst gar nichts. Während der Rede des Psychologen Alexander Friedmann, 
Mitglied des Vorstandes der Israelitischen Kultusgemeinde und Gründer von ESRA, stürmten etwa 10 Personen mit 
palästinensischen Fahnen in die Zirkusgasse und störten das Gedenken an die Opfer mit Palästina-Fahnen, ‚Freiheit 
für Palästina und dem Irak‘-Transparenten und Parolen gegen Israel und die USA, die in Megaphone gebrüllt wurden. 
Die Polizei reagierte auf die Aufforderung des Kundgebungsanmelders, die Störaktion sofort zu beenden oder gege-
benenfalls die Personen zu verhaften, zunächst überhaupt nicht. Erst als die TeilnehmerInnen der Gedenkkundgebung 
die Gruppe massiv abdrängten und ihr Megaphon abnahmen, schritten die Beamten ein. (...)“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau B. berichtet von einem Erlebnis vor der Diskothek „Baby/O“ in Judenau am 28. Mai 2003. Zwei gute 

Freundinnen und einige ihrer Freunde, die alle aus Ex-Jugoslawien stammen, wollen die obengenannte Diskothek 
betreten. Der Einlass wird ihnen mit der Begründung, dass heute wieder „Ausländerverbot“, sei verwehrt. Enttäuscht 
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und mit der Absicht, diese Diskothek nie wieder zu besuchen, fahren sie nach Hause. Frau B. meint, dass sich ihre 
Freunde nicht irgendwie auffällig verhalten oder angezogen hätten, „sie wollten bloß wie jeder andere auch in der 
Diskothek ihren Spaß haben. Allein aufgrund ihres ausländischen Aussehens war ihnen das nicht erlaubt.“ ZARA 
nimmt Kontakt mit der Klientin auf und bittet sie um die Adressen der Zeugen. Leider meldet sie sich nicht mehr.
 
Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit

 Zwei österreichische Männer türkischer Herkunft werden am 20. September 2003 in Linz mit der 
Begründung „Keine Ausländer!“ nicht in das Lokal „The Globe“ gelassen: „(...) Als ich nach dem Geschäftsführer ver-
lange, ignoriert er mein Anliegen. Ich bitte mehrmals um ein Gespräch mit der Geschäftsführung, als mir dies immer 
noch verweigert wird, kontaktiere ich die Polizei (…) und bitte um einen Streifenwagen. (…) Dieser will mich zuerst 
mit flüchtigen Argumentationen abwimmeln, das dies nicht Angelegenheit der Polizei sei, was er denn nun tun solle 
(…) Der Beamte am Telefon fragt nach meiner Telefonnummer. Ich gebe ihm diese und buchstabiere meinen Namen. 
Daraufhin sagt er, dass dies aber nicht meine Telefonnummer sei von der ich anrufe. Ich erkläre ihm, dass der Anruf 
vom Telefon meines Freundes (…) abgeht. Ich verlange energisch und in bestimmenden Ton nach einem Streifenwagen, 
um die Situation abzuklären und eine Anzeige erstatten zu können. Die Beamten mit der Dienstnummer 252 und 
282 vom Wachposten Schubertstraße Kennzeichen des Dienstfahrzeuges BP 4037 erscheinen ca. gegen 23.30 Uhr 
vor dem Lokal (…). Ich informiere die Beamten im Beisein von O. über die Sachlage und sage ihnen klar und unmiss-
verständlich, dass wir gegen das Lokal ‚The Globe’ (…) eine Anzeige erstatten möchten. Die Beamten notieren sich 
nur meine Personalien auf einen Notizblock. Auf die Nachfrage ob ich und O. auf den Posten mitkommen sollen um 
den Sachverhalt niederzuschreiben, antworten die Beamten, dass dies nicht notwendig sei. Ich mache die Beamten 
darauf aufmerksam, dass sie auch die Personalien vom Türsteher aufnehmen sollen. Die Antwort des Beamten lautet: 
‚Brauche ich nicht, sind uns eh bekannt’. (...) Als ich nach der Dienstnummer der Beamten frage, wird mir diese nur 
mündlich, mit offensichtlichem Widerwillen genannt. Da mir keine ‚Visitenkarte‘ oder Dienstnummer gezeigt wird 
und dies für mich nicht nachvollziehbar ist, ob die mündlich erwähnte Dienstnummer überhaupt stimmt, notiere 
ich das bereits erwähnte Kennzeichen des Dienstwagens. Die Beamten verlassen mit sarkastischen Bemerkungen den 
Einsatzort. (…) Da dies bereits der dritte Vorfall, innerhalb von kurzer Zeit ist, stellt sich bei mir die Frage, ob unserer 
Gesellschaftssystem ‚willkürlich blinde Flecken’ hat, die auch noch seitens struktureller Institutionen, wie etwa die 
Exekutive und den zu vollziehenden Stellen, durch untätiges Verhalten unterstützt wird. (…)“
Die ZARA-Beraterin informiert über die Möglichkeit, eine Anzeige nach EGVG zu erstatten, was mit der Zustimmung 
des Klienten geschieht.
 
Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit

 Herr A. und Herr B., beide in Kamerun geboren, besuchen das Restaurant Mardigras auf der „Copa Cagrana“ 
in Wien. Herr A. war schon des öfteren mit seiner österreichischen Freundin in diesem Restaurant. Als die Kellnerin 
mit ihrem Essen zum Tisch kommt, verlangt sie von den beiden Männern jedoch, dass sie zuerst bezahlen. Herr A. und 
Herr B. weisen daraufhin, dass alle anderen Gäste nicht zuerst bezahlen müssen und gleich ihr Essen bekommen. Auf 
die Frage, warum sie sie so behandelt, gibt die Kellnerin keine Antwort. Als der Geschäftsführer kommt und Herr A. 
ihn auf diese ungerechte Behandlung anspricht, wird dieser aggressiv und droht mit der Polizei. Der ZARA-Berater 
versucht, mit dem Geschäftsführer Kontakt aufzunehmen. Dieser streitet jedoch alles ab und will mit Herrn A. nicht 
weiter reden. Es erfolgt eine Anzeige gegen den Lokalbetreiber gemäß Art IX Abs 1 Z 3 EGVG.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau B. will im Juni 2003 mit einer Gruppe FreundInnen ins Lokal „Q“. Sie wird nicht hineigelassen, ein 

„weißer“ Freund jedoch schon. Die Türsteher fragen nach ihrer Klubkarte. Frau B. fragt, warum ihr Freund nicht nach 
einer Klubkarte gefragt wird. Ein Türsteher sagt, dass er „keine Schwarze“ einlässt. ZARA erstattet EGVG-Anzeige. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau P. findet am 4. Oktober 2003 in der Vorarlberger Zeitung Neue einen Artikel in dem berichtet wird, 

dass die Gemeindevertretungssitzung Krumbach entschieden habe, einen Kebab-Stand auf öffentlichem Grund nicht 
zu bewilligen. (Ein in Krumbach wohnender Türke hat diesen Antrag gestellt. Zu dem Artikel erscheinen auch zahlrei-
che diskriminierende Postings: „Wälder esst Döner dann werdet ihr noch schöner ihr könnt dann furzen wie ein alter 
Ackergaul und stinken wie ein ausgewachsener Türk“, „Die haben schon richtig entschieden. Mit einer Kebab Bude 
fangt es an und endet dann bei der Mosche. Nein Danke“).

Im Gemeindeprotokoll vom 30. Juli 2003 ist vermerkt, dass „allen Gemeindevertretern die wirtschaftliche 
Existenz der bestehenden Gastronomiebetriebe ein großes Anliegen ist.“ (www.krumbach.at) Im Gemeindeprotokoll 
von 2. Oktober 2003 steht unter Punkt 10 – Vermietung Standplatz Imbissstand: „(…) Durch die Situierung beim 
Gemeindebauhof hätte die Gemeinde als Grundeigentümer bei unzumutbarer Belästigung der Nachbarn oder bei 
Eintreten der von heimischen Gastronomen befürchteten Konkurrenzierung die weitere Entwicklung beeinflussen 
können.“ 
ZARA bittet die Gemeindevertretung um eine Stellungnahme. Dieser Aufforderung wurde bis dato nicht nachgekom-
men. 
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Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Als Frau D. mit Freunden vor dem Lokal „Nachtschicht“ in Wien-Kagran eintrifft, diskutieren arabisch 

aussehende Gäste bereits mit dem Türsteher. Dieser argumentiert, sie seien keine Stammgäste, sagt aber später, 
es hätte „Probleme zwischen Österreichern und Ausländern“ gegeben. (Einige der „Ausländer“ sind österreichische 
Staatsbürger.) Frau D. berichtet, dass sich mit der Zeit eine immer größer werdende Gruppe von ausländisch ausse-
henden Männern bildet, die alle nicht eingelassen werden. Die Mädchen werden alle eingelassen, auch sie selbst. Sie 
schaut sich in der Disco um und stellt fest, dass vereinzelte „ausländisch“ aussehende Personen da sind. Sie berich-
tet: „Auffällig sind aber vor allem die Glatzköpfe, die sehr an Skinheads erinnern. Als zwei ‚Unauffälligere‘ sich zur 
Begrüßung (im Sommer in der Disko!) ‚Ski Heil!‘ zurufen verlassen wir recht schnell das Lokal.“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr L. fotografiert bei einem niederösterreichischen Grillverein ein Schild 

mit folgender Aufschrift: „1. Mai 2003. ACHTUNG! Es wird darauf hingewiesen, dass 
sich die Grillstation in Privatbesitz befindet. Daher ist die Benützung der Anlage von 
Personen ‚NICHT ÖSTERREICHISCHER HERKUNFT‘ ab sofort nicht mehr erwünscht! 
Die Regelung gilt ab sofort. Wir bitten um Verständnis aller! Die Betreiber.“

ZARA verfasst einen Beschwerdebrief an den für den Verein zuständigen Herrn 
B., welcher sich telefonisch meldet und entschuldigt und schließlich der ZARA-
Beraterin zusichert, dass er das Schild abnehmen wird. Einige Tage später ruft ein 
anderes Mitglied des Grillvereins an. Der Anrufer tätigt rassistische Bemerkungen 
gegen Personen türkischer Herkunft. Er sagt, dass Türken sich nicht integrieren 
könnten, sie schmutzig seien, nicht „echte“ Österreicher, nur österreichische 
Staatsbürger seien etc. Die ZARA-Mitarbeiterin argumentiert und erklärt, dass der 
Verein sich nach dem EGVG strafbar macht und eine Geldstrafe bekommen könnte. 
Der Mann beendet daraufhin das Telefonat.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 In der Burgenländischen VolksZeitung erscheint ein Artikel über eine neueröffnete Discothek: „Neue Disco 

sperrt auf. TANZTEMPEL / Zwei Wr. Neustädter – Vater und Sohn – haben das ehemalige ‚Miami‘ übernommen. Am 
26. September wird eröffnet. (...) Das ‚Miami‘ hat bereits seit längerem zugesperrt. Kurz vor dem Ende gab es Ärger 
wegen Schlägereien. Diesen Problemen will Walter Musil von vornherein aus dem Weg gehen: ‚Unter 18 kommt man 
bei uns auf keinen Fall rein.‘ Auch ‚Ausländer‘ will er nicht hineinlassen. Um Schlägereien zu verhindern, wie Musil 
sagt. Ein Türsteher wird die ‚Gesichtskontrolle’ vornehmen. (...)“
ZARA erstattet Anzeige gemäß EGVG Art. IX Abs 1 Z. 3.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau und Herr K. (aus Nigeria) kommen zum Beratungsgespräch ins ZARA-Büro. Am Samstag, den 21. 

Juni 2003 (beim Donauinselfest), möchte Herr K. das Lokal „La Carabela“ Sunken City, 22. Wiener Gemeindebezirk, 
besuchen. Das Lokal ist voll. Die Mitarbeiter bei der Türe verweigern ihm den Eintritt, weil er „keinen Stempel“ habe. 
Das Lokal hat einen zweiten Eingang und Herr K. versucht es dort. Er sieht genau, wie andere Gäste ohne Stempel 
ins Lokal gelassen werden. Herr K. kommt nicht bis zu der Tür, weil er von den Türstehern gestoßen und ins Gesicht 
geschlagen wird. Die Polizei kommt dazu und Herr K. wird von der Rettung ins Krankenhaus gebracht. Herr K. kann für 
den Vorfall einen Zeugen nennen. Frau K. versucht, beim Geschäftsführer des Lokals eine Entschuldigung zu erreichen, 
wozu dieser aber nicht bereit ist. Herr K. bekommt eine polizeiliche Ladung wegen Körperverletzung. ZARA erstattet 
Anzeige nach Art. IX Abs 1 Z 3 EGVG.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr R. berichtet: Am 8. September 2003 um 17.30 Uhr geht ein in der Demokratischen Republik Kongo 

geborener Betreiber eines Lokals in Wien in ein benachbartes Lokal. Er wird dort nicht bedient, weil ihm vorgeworfen 
wird, Drogenhändler zu sein. Das einzige „Indiz“ für diesen völlig unbegründeten Vorwurf ist seine dunkle Hautfarbe. 
Eine ZARA-Mitarbeiterin kontaktiert den Betroffenen, der keine Anzeige erstatten möchte, aber darum bittet, den 
Fall zu dokumentieren. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr Z. wurde in der Disco „Nachtschicht“ in Wien-Kagran schon zwei Mal nicht eingelassen. Er wendet sich 

daher an ZARA und an die Tageszeitung Der Standard, in der daraufhin ein detaillierter Artikel zu diesem Problem 
erscheint:
 „Auch DJs wollen tanzen dürfen. Als DJ willkommen, als Gast unerwünscht: Daran, dass jemand ‚orientalisch‘ aus-
sieht, liegt es ganz bestimmt nicht, wenn er nicht in die Disco darf. Sagen jedenfalls die Discothekenbetreiber.

Michael Möseneder, Wien – Wenn er als Discjockey Musik auflegt, unterhält er die Gäste. Wenn er als Gast in die 
Disco will, um sich selbst zu unterhalten, scheitert er am Türsteher. Dieses Problem schildert Amin Z., ein 20-jähriger 
in Wien geborener Jusstudent, habe er immer wieder.

Das ‚Problem‘: Z.s Eltern stammen aus dem Iran, er ist daher überzeugt, sein orientalisches Aussehen sei der 
Ablehnungsgrund an den Türen der Nachtlokale. Discothekenbetreiber dementieren das vehement. ‚El Amin‘ lautet 
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der Künstlername des Studenten. Nach eigenen Angaben hat er bereits zweimal in der Nachtschicht-Donauplex (einer 
Großraumdiskothek im Norden Wiens) für Musik gesorgt. Einmal bei einem DJ-Contest, einmal im Rahmen einer 
Maturareisevorbereitungsfeier. Beide Male gelang ihm der Eintritt ohne Probleme. Die hatte er erst, als er die Disco 
privat besuchen wollte. Einmal ließ sich der Türsteher den Studentenausweis zeigen – und verwehrte den Zutritt. 
Mitte August, an einem Donnerstag, wollte der Twen mit seiner Freundin zu einem Fest in die ‚Nachtschicht‘. Seine 
Version: Er sei mit der Freundin Hand in Hand hingekommen, der Türsteher habe die Dame eintreten lassen und ihn 
zurückgewiesen. Für ‚El Amin‘ ärgerlicher Ausdruck von Alltagsrassismus, der seiner Meinung nach strenger geahndet 
werden müsste. Wie in der Steiermark, wo sich der Landtag für einen Entzug der Gewerbeberechtigung rassisti-
scher Wirte stark machen will (Der Standard berichtete). Kurt Granegger, ‚Location-Supervisor‘ für die neun öster-
reichischen ‚Nachtschichten‘ widerspricht heftig. ‚Tatsache ist, wir sind ein Unterhaltungszentrum, uns wäre es am 
liebsten, wenn man alle Leute hineinlassen könnte.‘ Das gehe aber nicht, manchmal wegen Überfüllung, manchmal, 
weil Besuchswillige nicht passend gekleidet seien. Gerade an Donnerstagen sei Hochbetrieb, überdies hätten Damen 
dann freien Eintritt und werden zu einem eigenen Eingang gelotst. Daher mag er nicht an El Amins Darstellung der 
Vorgänge glauben.

Mit Ausländerfeindlichkeit habe das alles nichts zu tun, ‚wir haben 400 Mitarbeiter, darunter sind sämtliche 
Nationalitäten vertreten‘, betont Granegger. Die Security sei überdies geschult und angewiesen, den Gästen zu erklä-
ren, warum sie draußen bleiben müssen. Andererseits will der Manager nicht ausschließen, dass ‚vielleicht ein Fehler 
passiert ist‘, man sei bereit, sich mit dem Betroffenen auf neutralem Boden zu treffen, um das Problem zu besprechen. 
Derartige Fehler scheinen übrigens in der Vergangenheit gar nicht so selten gewesen zu sein. Das legt jedenfalls ein 
Blick in den Rassismusreport 2002 der Organisation Zara nahe. Dort finden sich zwei von Privaten gemeldete ähnliche 
Vorfälle in den Nachtschichten Salzburg und Wien-Donauplex. www.nachtschicht.at. www.zara.or.at“
(Quelle: Der Standard, 22. September 2003) 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A. stammt aus Palästina. Am 14. August 2003 geht er um ca. um 12 Uhr in einen Supermarkt 

(Interspar Wien-Meidling) einkaufen. Beim Hinausgehen schaltet sich die Alarmanlage ein. Daraufhin wird er „wie 
ein Verbrecher“ von MitarbeiterInnen des Interspars behandelt und mit Aussagen wie „Diese Ausländer, immer das 
selbe Problem“ konfrontiert. Die Mitarbeiter veranstalten so einen Aufruhr, dass viele KundInnen hinzukommen 
und ähnliche rassistische Aussagen über Herrn A. tätigen. Es wird schließlich klar, dass Herr A. nichts gestohlen hat, 
sondern dass es ein Problem mit der Alarmanlage gibt. Dennoch entschuldigt sich niemand bei Herrn A. Eine ZARA-
Mitarbeiterin verfasst einen Beschwerdebrief an Interspar, in dem eine Entschuldigung an Herrn A. erbeten wird, der 
jedoch unbeantwortet bleibt.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr H. reicht eine schriftliche Beschwerde bei der Supermarktkette Billa ein – und übermittelt diese zur 

Dokumentation an ZARA: „(...) Meine aus Uganda stammende und seit 25 Jahren in Wien lebende und bei der UNIDO 
angestellte Frau hat mich über einen für sie sehr unangenehmen und diskriminierenden Vorfall am Montag, dem 4. 
August 2003 in der Billa Filiale am Flughafen Wien-Schwechat informiert. (...) Unter anderem wollte meine Frau ein 
Stück Wassermelone kaufen. Es standen jedoch nur ganze Melonen zum Kauf zur Verfügung. Auf ihre freundliche 
Bitte, eine aufzuschneiden, wurde sie von Frau M. extrem unwillig, unfreundlich und herablassend behandelt. Im 
Laufe der Diskussion darüber, inwieweit das Aufschneiden einer Wassermelone überhaupt möglich oder notwendig 
sei, hat sich Frau M. dann auch noch vor unseren drei Kindern über die afrikanischen Herkunft meine Frau mokiert 
und sie angewiesen ‚dahin zurückzugehen, wo sie herkommt‘.

Der Vorfall wurde aber nicht nur von unseren Kindern, sondern auch von mehreren Kunden sowie den anwe-
senden Angestellten bemerkt. Insbesondere die Kunden haben sich auch sehr empört über die Behandlung meiner 
Frau geäußert. In diesem Zusammenhang möchten wir aber nicht unerwähnt lassen, dass sich zumindest eine Ihrer 
Angestellten, Frau Preißler, sehr vorbildlich verhalten hat und sich auch für das Benehmen Ihrer Chefin entschuldigt 
hat. Wir hoffen sehr, dass sie anschließend nicht von ihrer Vorgesetzten diesbezüglich zur Rechenschaft gezogen 
wurde. Wir möchten Sie ersuchen, dieses vorbildliche Verhalten von Frau Preißler auch entsprechend zu würdigen.

Meine Frau ist bereits jahrzehntelang Kundin bei BILLA und hat im Laufe der Zeit in vielen Filialen in ganz Wien 
und Umgebung eingekauft. Sie wurde aber bisher niemals auch nur annährend in einer solch unverschämten Art 
behandelt. (...) Wir sind sehr betroffen, dass das Verkaufspersonal nicht zu einem entsprechend freundlichen Umgang 
mit den Kunden angehalten wird und vor allem auch, dass auf die Auswahl von Filialleitern speziell für so ganz 
besonders sensible Orte wie dem Flughafen mit einem extrem hohen Anteil an internationaler Kundschaft nicht mehr 
Augenmerk gelegt wird. Wir erwarten uns, dass sich Frau M. zumindest schriftlich bei meiner Gattin für diesen Vorfall 
entschuldigt und ersuchen Sie, auch in Ihrem eigenen Interesse, Vorsorge zu treffen, dass weder Frau M. noch andere 
Angestellte in Zukunft Kunden in solch einer entwürdigenden Art und Weise behandeln.(…)“

Eine ZARA-Mitarbeiterin bietet dem Ehepaar H. weitere Hilfe an. Im Jänner 2004 erhält die Familie eine schriftliche 
Entschuldigung inklusive einer Flasche Wein von BILLA.
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Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A., in Nigeria geboren, ist in einem Baumarkt (OBI) einkaufen. An der Kassa wird er vom Sicherheitsdienst 

aufgehalten. Herr A. wird beschuldigt, Werkzeuge gestohlen zu haben. Er wird in ein Zimmer gebracht, wo er nach 
dem angeblich gestohlenen Werkzeug durchsucht wird. Der Sicherheitsmann findet kein Werkzeug – außer jenes, das 
Herr A. kaufen wollte. Verärgert beschimpft er Herrn A. mit „Du Scheiß-Neger“ und wirft ihn aus dem Zimmer.

Herr A. verlässt den Baumarkt und ruft die Polizei, die auch nach kurzer Zeit eintrifft. Selbst vor den Beamten 
beschimpft der OBI-Mitarbeiter Herrn A. Einer der Polizeibeamten nimmt die Daten von Herrn A. auf. Der andere 
Beamte geht mit dem Sicherheitsmann ins Geschäft zurück und führt ein Gespräch mit ihm. Nach der Aufnahme der 
Personalien wird Herr A. weggeschickt. 

ZARA hält Rücksprache mit dem Geschäftsführer der OBI-Filiale und dieser entschuldigt sich bei Herrn A. Der 
Angestellte der Sicherheitsfirma sieht dies allerdings nicht ein und schildert einen anderen Sachverhalt.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau H. schildert, was sie am 20. Oktober 2003 um ca. 8.45 Uhr im Bus 13A erlebt: Sie steigt in den Bus ein, 

als eine kopftuchtragende Frau beim Busfahrer den Fahrschein bezahlen möchte. Als er ihr das Rückgeld gibt, sagt er: 
„Lernen´s endlich amal Deitsch“. Frau H. ist sehr verärgert über diesen Vorfall und möchte, dass ZARA bei den Wiener 
Linien interveniert. ZARA beschwert sich bei den Wiener Linien, die folgendermaßen antworten: „(...) Das Intervall 
der Linie 13A beträgt zur angegebenen Zeit 3-6 Minuten. Wir bitten Sie daher, uns entweder eine Busnummer oder 
eine Personenbeschreibung des betreffenden Lenkers bekannt zu geben. (...) Selbstverständlich liegt es auch im Sinne 
unseres Unternehmens, Fehltritte, die von unserem Personal begangen wurden, zu ahnden und zukünftig zu verhin-
dern. Dazu brauchen wir auch die Resonanz unserer Fahrgäste. Wir bitten Sie aber zu bedenken, dass nur dann die 
betreffenden MitarbeiterInnen eruiert werden können, wenn die Angaben möglichst genau sind.“
Frau H. kann sich an den Fahrer nicht mehr genau erinnern und hat sich auch die Wagennummer nicht aufgeschrie-
ben.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr W. lässt ZARA einige Flugblätter mit 

antisemitischem und anti-islamischem Inhalt zukom-
men, die er im Warteraum des Bahnhofs Fehring in der 
Steiermark gefunden hat. Er will sie nur dokumentiert 
wissen. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau B. weist ZARA auf Aufkleber hin: „Die 

Indianer konnten die Einwanderer nicht stoppen Jetzt 
leben sie in Reservaten. Wenn Sie Ihren Kindern das ersparen wollen, dann schreiben Sie an: Fakten, PF.: 34, 2100 
Korneuburg. Impressum: Eigentümer, Verleger u. Hersteller: H. J. Rosenkranz, 2111 Seebarn.“ Beim Hersteller handelt 
es sich um Hans Jakob Rosenkranz, dem Ehemann der Nationalratsabgeordneten und Vorsitzenden der niederöster-
reichischen Freiheitlichen Partei, Barbara Rosenkranz. Herr Rosenkranz erhält einen Beschwerdebrief von ZARA, auf 
den er nicht antwortet. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Die Grazer FPÖ hat ein Plakat affichiert: „Drogendealer ab in die Karlau und nicht in den Gemeindebau“. 

Frau L. schickt ZARA zu Dokumentationszwecken Medienreaktionen auf das Plakat. Die FPÖ verleugnet jegliche 
rassistische Absicht des Slogans. (Salzburger Nachrichten, 22. Jänner 2003: „Lozinsek erwiderte, das Plakat sei nicht 
rassistisch gemeint: ‚Drogendealer sind ja keine eigene Rasse.‘ Warum die Farbe Schwarz ausgewählt wurde? ‚Da 
müssen Sie die Werbeagentur fragen. Wahrscheinlich, damit es sich von den färbigen Plakaten der anderen abhebt.‘ “) 
Außerdem wird ZARA seitens der Grazer Verkehrsbetriebe schriftlich mitgeteilt, dass in Zukunft auf das Anbringen 
solcher Plakate im Haltestellenbereich und in den Verkehrsmitteln verzichtet wird.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr S. berichtet ZARA von einem Vorfall am „Riegler Maskenball“ in Frankenburg, Bezirk Vöcklabruck, 

am 7. Februar 2003. Neben diversen mehr oder weniger originell kostümierten Gruppen entdeckt Herr O. mehrere 
Personen, die sich eindeutig als Mitglieder des Ku-Klux-Klans in weißen Roben und Masken zu erkennen geben. Ein 
mit „KUKLUXKLAN“ beschriebenes, ca. 3m großes Holzkreuz und ein originalgroßer, ebenfalls beschrifteter Holzgalgen 
gehören zur Staffage. Höhepunkt ist das Aufstellen des Kreuzes und Galgens inklusive dem Auftritt eines leicht als 
Afroamerikaner erkennbaren „Opfers“. Nachdem sich Herr S. schon auf verschiedenen Websites, unter anderem auf 
Indymedia.org und der Seite des Veranstalters, über die Aktion beschwert hat, bekommt er nicht nur zustimmen-
de Kommentare. ZARA untersucht den photographisch im Internet gut dokumentierten rassistischen Umzug am 
Maskenball und sendet eine Presseaussendung dazu aus.
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Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr R. schickt ZARA ein rassistisches Flugblatt der 

FPÖ (niederösterreichischer Wahlkampf, siehe Faksimile), das in 
der 13. Kalenderwoche an alle Haushalte im Bezirk Wr. Neustadt 
ausgeschickt wurde.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr M. beschwert sich über die in der Wiener Lugner 

City im dortigen Mausi-Markt aufgestellten Figuren. Es han-
delt sich um etwa 4 karikaturartige Statuen, die den typischen, 
amerikanischen „Negroe“ als Diener bzw. Unterhalter (Musiker) 
zeigen. Da im Einzugsgebiet der Lugner City auch viele Wiener 
afrikanischer Herkunft wohnen, fordert ZARA in einem Brief von 
der Verwaltung des Einkaufszentrums, dass diese geschmacklosen 
Figuren entfernt werden. Es erfolgt keine Antwort.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Eine ZARA-Beraterin stellt in der Clearingstelle der 

Diakonie Mödling das ZARA-Beratungsangebot vor. Bei diesem 
Gespräch erzählen ihr jugendliche Asylwerber (vorwiegend 
aus Afrika) ihre bisherigen, großteils gravierend negativen 
Erfahrungen in Österreich. Sie werden mit massiven Vorurteilen 
und offener Ablehnung im öffentlichen Raum konfrontiert: 
Beschimpfungen, grundlose Polizeikontrollen, Verbalisierung von 
Vorurteilen usw. Mehrere Jugendliche schildern, dass sie über-
rascht waren, als sie nach Österreich kamen, weil hier das Bild 
„Afrikaner = Drogen“ vorherrsche. Sie haben persönlich noch nie Drogen gesehen, insbesondere, da viele von ihnen 
aus ländlichen Gegenden kommen. Die ZARA-Beraterin fragt, ob sie in Österreich glücklich seien. Ein Jugendlicher 
meint, dass er enttäuscht sei, weil er nicht viele Möglichkeiten für ihn sehe. Ein anderer erzählt, dass er sehr traurig 
sei, allein in seinem Zimmer zu bleiben. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr L. ist ursprünglich aus Nigeria. Im August 2003 wird er von Skinheads auf der Straße in Wien (Nähe U-

Bahn-Station Thaliastraße) bedroht. Bei einem Würstelstand beschimpfen die Skins ihn und zwei andere Afrikaner mit 
„Bimbo“. Die zwei Begleiter sind sehr verärgert. Herr L. warnt sie vor Problemen und ersucht, dass sie keine Streiterei 
beginnen. Die Skinheads sagen zu Herrn L.: „Why are you African in Austria, go to Africa, stay in Caritas!“ Sie kommen 
ihm sehr nahe, werden immer aggressiver und ihr Hund beißt Herrn L. in eine Zehe. 

Als schließlich die Polizei kommt, gehen die beiden anderen Afrikaner schnell weg. Die Polizisten nehmen die 
Personalien von Herrn L. und von einem Zeugen auf, nicht aber von den Aggressoren. Herr L. erzählt der ZARA-
Beraterin, dass er noch Schmerzen in seiner Zehe hat. Sie empfiehlt, zum Arzt gehen, wo er schließlich behandelt 
wird. Wegen des Vorfalls selbst melden sich weder er noch der Zeuge wieder bei ZARA.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau K. wartet im September 2003 um ca. 20 Uhr gemeinsam mit ihrem kleinen (21⁄2 Jahre alten) Kind und 

einer Frau und deren Tochter am Bahnsteig der U1-Station Reumannplatz in Wien. Einige Jugendliche zwischen 14 
und 17 Jahren beschimpfen ihr Kind (schwarzer Hautfarbe) mit Wörtern wie „Du Affe“. Sie schreien sehr laut und 
sie springen wie Affen um das Kind herum. Das Kind hat Angst und beginnt zu weinen. Die Mütter bekommen auch 
Angst und gehen mit ihren Kindern schnell weg.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A. steigt am 2. April 2003 bei der Station Schönbrunn in die U-Bahnlinie 4 ein und setzt sich neben 

zwei Männer schwarzer Hautfarbe. Bei der nächsten Station steigt ein junges Paar ein. Die beiden merken, dass außer 
neben Herrn A. keine freien Sitzplätze mehr vorhanden sind und reden laut: „Wegen den Ausländern kannst dich 
nicht einmal in der österreichischen U-Bahn hinsetzen – ohne dass man neben so einem sitzen muss.“ Herr A. dreht 
sich um und stellt die beiden zur Rede. Die anderen Fahrgäste helfen ihm nicht. Das Paar bekommt zusätzlich noch 
lautstarke Unterstützung von zwei älteren Frauen. Inzwischen wird auch Herr A., gebürtiger Iraner, von der Gruppe 
beschimpft. Die anderen Fahrgäste mischen sich nicht ein, selbst als Herr A. sie um Hilfe bittet. Daraufhin verlassen 
Herr A. und die beiden Männer den Waggon.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau B. entdeckt am 19. Oktober 2003 einen Artikel aus der Kronen Zeitung „Asylwerber als Drogendealer“, 

der in der Wiener Straßenbahnlinie 18 an die Wand gepickt ist. Als sie beginnt, ihn herunterzureißen, wird sie von 
einer älteren Frau angesprochen, die verlangt damit aufzuhören. Durch die nun entstandene Diskussion werden auch 
die anderen Fahrgäste aufmerksam. Eine weitere ältere Frau kommt hinzu und greift Frau B. verbal an. Frau B. fühlt 
sich durch diese Reaktionen bestärkt und lässt sich nicht davon abhalten das Plakat herunterzureißen. Sie merkt, wie 
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zwei Männer, die in einer ihr unverständlichen Sprache sprechen, ihr zunicken und dann gleichzeitig mit ihr ausstei-
gen. Die beiden Männer kommen auf sie zu und bestätigen, dass ihre Handlung richtig war.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr F. wird am Samstag, dem 27. September 2003, in 1010 Wien, Morzinplatz, Zeuge und später auch 

Opfer eines rassistischen Übergriffes durch Skinheads. Er und seine Freunde sehen zunächst eine Gruppe von acht 
Skinheads, die einen Afrikaner mit Beschimpfungen („Scheißneger“) provozieren und tätlich angreifen. Als Herr F. 
sich einmischt, wird auch er von den Skinheads verletzt. Beim Eintreffen der Polizei kann Herr F. nur mehr zwei der 
Angreifer identifizieren. Herr F. will den Vorfall durch ZARA dokumentiert wissen. 

Eine Pensionistin ist am 7. Februar 2003 auf der Taborstraße (Wien) unterwegs, als sie drei ca. 20-jährige 
Jugendliche bemerkt, die hinter orthodoxen Juden hergehen und „Juden raus“ brüllen. Die Frau fragt die 

drei, ob sie überhaupt wüssten, was das bedeutet, und sagt, dass auch ihre Familie im 2. Weltkrieg umgekommen ist, 
obwohl sie katholisch war. Die Jugendlichen antworten lediglich „Is ma wurscht“.

4. Jänner 2003: Eine ältere Dame besucht die Eisenmenger-Ausstellung im Diözesanmuseum, wo sie mit 
einer anderen Besucherin eine kritische Unterhaltung über den Künstler beginnt. Ein Aufseher, ca. 50 Jahre 

alt, beteiligt sich an dem Gespräch und verteidigt den Künstler, der auch Gutes getan hätte. Schließlich meint er, dass 
die Juden mit den Palästinensern das machen würden, was im 2. Weltkrieg mit ihnen getan worden sei.

Februar 2003: Vor der polnischen Kirche in Wien werden Flugzettel verteilt, in denen dazu aufgerufen wird, 
100 polnische Politiker jüdischer Abstammung aus Polen zu vertreiben. Weiters behandelt der Text den 

„jüdischen Imperialismus“ in Polen. Angeblich gab es vor 1–2 Jahren schon so ähnliche Flugzettel in Wien.

24. April 2003: Im Rudolfsspital diskutiert ein Mann etwas lauter mit seinem Onkel, woraufhin er von einer 
Frau verbal angegriffen wird. Er will, dass sie sich entschuldigt. Sie entgegnet ihm, dass sie sich bei einem 

Tschusch nicht entschuldigen werde. Er antwortet, dass er kein Tschusch, sondern Jude sei. Nach einem Wortwechsel 
sagt die Frau schließlich: „Hitler hat vergessen Sie zu vergasen“. Die Polizei wird geholt. Die Frau bestätigt ihre Aussage 
und wird mit aufs Revier genommen.

9. Mai 2003: Ein Rabbiner wird vor einem Geschäft auf der Taborstraße (Wien) von einem Skinhead mit 
Bier bespritzt und dann mit der Flasche beworfen, die ihn aber verfehlt. Schließlich tritt der Skinhead ihn 

auch noch. Der Rabbiner wehrt sich und versetzt dem Skin einen Faustschlag. Ein Mann beobachtet das Ganze, will 
intervenieren und die zwei trennen. Ein zweiter Skinhead kommt hinzu und versucht, dem helfenden Mann von hin-
ten eine Bierflasche auf den Kopf schlagen. Ein weiterer Mann hält den Skin auf, bevor er den Mann auf den Kopf 
schlagen kann. Schließlich werden die zwei Skins in ein benachbartes afrikanisches Lokal gebracht und dort festge-
halten, bis nach 10 Minuten die Polizei erscheint, um die Skins zu vernehmen. Es gab keine sichtbaren Verletzungen, 
was die Polizei veranlasste, nichts weiter zu unternehmen. Sie lässt die Aggressoren wieder gehen und nach Wissen 
des Forums erfolgte keine Anzeige. 

Juli 2003: Spät Abends ist ein orthodoxer Jude im 2. Wiener Gemeindebezirk unterwegs, als er plötzlich 
von der Seite angegriffen wird. Er erhält Schläge ins Gesicht, wahrscheinlich mit Gürtel und Fäusten, und 

verliert für einige Sekunden das Bewusstsein. Als er wieder zu sich kommt, läuft er den Tätern, zwei Personen, nach, 
kann sie aber nicht mehr einholen. Er sucht daraufhin einen Freund auf, der in einem benachbarten Haus wohnt. Auf 
dem Weg dorthin fragt er einige Passanten nach der Nummer der Polizei, doch niemand antwortet ihm. In Begleitung 
seines Bekannten geht er zunächst zur Polizei, um Anzeige zu erstatten, und danach ins Spital, wo seine Verletzungen 
festgestellt werden.

17./18. August 2003: In der Nacht werden auf dem Geschäft eines in Altenstadt (Vorarlberg) sesshaften 
Juden Hakenkreuzkleber angebracht. Sie enthalten die Aufschrift „Wir sind wieder da“, sowie „NSDAP-AO“ 

und deren Postfachadresse, außerdem „Die Juden sind unser Unglück“. Auf seinem Postkasten findet er einen „Nur 
für Arier“-Aufkleber. Der Mann verständigt die Staatspolizei, ein Beamter kommt und fotografiert das Ganze. Er 
versichert, dass der Fall an die Wiederbetätigungsstelle in Bregenz weitergeleitet würde. Der jüdische Mann erinnert 
sich, dass es bereits einmal vor 10 Jahren so einen Vorfall bei seinem Geschäft gab, sowie vor 14 Jahren, als er noch 
in Wien lebte.

Ein junger orthodoxer Jude macht sich am 4. September 2003 untertags auf den Weg in den Prater. Als 
er am Praterstern an einem Lokal vorbeigeht, beschimpft ihn ein davorstehender ca. 40-jähriger Mann 

und lacht ihn aus. Der junge Jude ignoriert die Belästigung zuerst und geht weiter, zu einem Info-Stand neben dem 
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Riesenrad. Noch bevor er dort angelangt ist, kommt der Mann gelaufen und versetzt dem jüdischen Mann einen 
Schlag auf den Kopf. Als der sich umdreht, sieht er den Täter nur noch in der Menge verschwinden. Das Opfer geht 
zur Polizeistation am Praterstern, dort wird er jedoch auf eine andere Wache verwiesen. Ein Mitarbeiter des Forums 
begleitet ihn schließlich zu einem anderen Kommissariat, um den Fall anzuzeigen. Die Beamten zeigen sich hier 
kooperativ. Der orthodoxe Mann gibt an, nach dieser Attacke an Kopf- und Ohrenschmerzen, sowie einer geringeren 
Hörfähigkeit am rechten Ohr zu leiden.

Eine Frau wartet am 25. August 2003 auf der Mariahilferstraße in Wien auf eine Freundin, als drei Neonazis 
vorbeigehen. Einer der drei kommt zurück, schlägt sie auf den Kopf und beschimpft sie als „Neger-

Judensau“. Die Frau trägt einen Davidstern-Anhänger und hat geflochtene Haare.

Ein jüdischer Mann fährt am 8. Oktober 2003 in Wien in der Buslinie 2A. Bei der Station Hofburg beginnt 
ein ca. 50-jähriger Mann ihn zu beschimpfen: „Gehts doch zurück nach Israel, dort wo ihr hingehört. Ihr 

habt hier nichts verloren!“ und „Ihr bringt die Palästinenser um, seid selber Schuld am Holocaust, wollt nichts erzäh-
len, habt Angst vor der Wahrheit!“ sind nur Auszüge der Tiraden. Der Mann ruft die Polizei, welche die Daten des 
Täters aufnimmt und ihn mit auf die Wache nimmt.

6. Oktober 2003: Zu Jom Kippur wird eine jüdische Person von einem jungen Mann angepöbelt. Er 
beschwert sich über die bewaffneten Polizisten und Sicherheitskräfte, woraufhin die Meldeperson ihm 

erklärt, dass das notwendig sei. Der Aggressor antwortet darauf „Was muss dieses Volk für Verbrechen begangen 
haben, dass es sich mit Maschinengewehren verteidigen muss?“, und gibt noch ausländerfeindliche Kommentare von 
sich, wie z.B.: „Wenn ich mit der U-Bahn fahre, fühle ich mich wie in Afrika oder im Orient“.

9./10. Oktober 2003: In der Nacht werden Zettel mit antisemitischem und antizionistischem Inhalt („Israel 
Schurkenstaat“ und „Juden raus“) auf dem Gehsteig vor dem Jüdischen Museum Wien verstreut. 

Ein Hemayat-Klient geht an einem Sommernachmittag zur U-Bahn-Station Ottakring. Auf den Stiegen trifft 
er seinen behandelnden Arzt von Hemayat und zeigt ihm die Medikamente, die er kurz davor von seinem 

Psychiater bekommen hatte. (Der Klient ist ein Folteropfer aus dem Iran, überlebte kürzlich einen Selbstmordversuch 
und leidet weiterhin an schweren Depressionen.) Als er seinem Arzt die Medikamente zeigt, werden er und der Arzt 
von einer vorbeigehenden Frau mit Pfefferspray bedroht und beschuldigt, mit Drogen gedealt zu haben. Sie lässt 
sich auf die Erklärungen des eingebürgerten Arztes nicht ein und bedroht konsequent beide, ihnen das Pfefferspray 
ins Gesicht haltend und laut schreiend „diese Ratzen, die die Kinder mit Drogen versorgen,..!“ Die vorbeigehenden 
Fußgänger schauen die festgehaltenen „Drogendealer“ mit Abscheu an. Erst nach etwa einer Stunde leiht ein zufällig 
ankommender ausländischer Busfahrer dem Arzt sein Handy, der dann die Polizei verständigen kann. Zuvor haben die 
diversen „Zuschauer“ verweigert, selbst die Polizei zu verständigen, bzw. ihr Handy dem Arzt, der sein Handy nicht 
mittrug, zu borgen. Die Frau wird von der Polizei mitgenommen.

Frau N. lebt seit einigen Jahren in Österreich, ist verheiratet und hat einen Sohn im Volksschulalter. Als es 
ihr vor einigen Jahren physisch und psychisch schlecht ging wurde sie in ein Krankenhaus eingeliefert, wo 

ihre Suizidgefährdung nicht erkannt wurde. Noch im Krankenhaus unternahm sie einen Selbstmordversuch. Seither 
benötigt sie einen Rollstuhl. Frau N. wird, sofern es ihr möglich ist, vom Behindertendienst des Roten Kreuzes zu den 
Frauentreffen bei VIELE gebracht, wo sie auch über ihre Probleme sprechen kann. Nach einem Frauenfest fährt Frau 
N. gemeinsam mit einer Mitarbeiterin mit dem Taxi nach Hause. Am Zielort angekommen, behauptet die Taxilenkerin, 
Frau N. hätte den Fahrsitz beschmutzt und verlangt Geld für die Reinigung und beschimpft sie lautstark auf übelste 
Weise rassistisch. Frau N. hat nur wenig Geld dabei, weswegen die Lenkerin vollkommen ausrastet. Passanten bleiben 
stehen, es ist eine beschämende Situation. Die VIELE-Mitarbeiterin versucht zu beruhigen und weist die Lenkerin auf 
die Behinderung von Frau N. hin. Die Lenkerin gerät jedoch immer mehr in Rage. 

Eine VIELE-Mitarbeiterin versucht danach mehrmals, mit dem Eigentümer des Taxiunternehmens Kontakt aufzu-
nehmen, um mit ihm den Vorfall zu klären, was jedoch nicht gelingt. Er ist mit allen erdenklichen Entschuldigungen 
nie zu sprechen und auf die Bitte, er möge zurückrufen („richte ich ihm sehr gerne aus“) meldet er sich nie.

Herr R. arbeitet als Zeitungsausträger in der Nacht. Es ereignet sich folgender Vorfall: Zwei vor einer 
Haustüre sitzende Personen (eine davon X., Name ist bekannt) hindern R. daran, das Haus zu betreten und die 
Zeitungen auszutragen und äußern die rassistische Bemerkung: „Nigger, go home!“ Gleichzeitig, ohne irgendeine 
Reaktion R.’s abzuwarten, schlägt ihm X. mit der Faust ins Gesicht. R. erleidet eine Platzwunde an der Oberlippe, die 
er in der Früh im Grazer Landeskrankenhaus ärztlich behandeln lässt. Herr R. erstattet bei der Polizei Anzeige gegen 
unbekannt. X. geht ebenfalls in ein Krankenhaus, jedoch erst nach 3 Tagen. Als Beschwerden führt er Kopfschmerzen 
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als Folge der Schläge durch R. an. Gegenüber der Polizei gibt X. an, R. habe ihn zuerst geschlagen und er habe sich 
nur verteidigt. X. ist bereits wegen ähnlicher Vorfälle polizeibekannt. Herr R. wird als Angeklagter vor Gericht geladen. 
Helping Hands Graz vermittelt ihm einen Anwalt und begleitet ihn durch das Verfahren. Sowohl R. als auch X. werden 
wegen Körperverletzung angeklagt. Das Gericht verurteilt R. zu einer Geldstrafe in Höhe von 1.000 Euro, X. zu einer 
Geldstrafe in Höhe von 200 Euro.

Nach einem Kinobesuch gehen vier StudentInnen Richtung Grazer Hauptplatz nach Hause. Zwei von 
ihnen sprechen Kroatisch. Als ein vorbeifahrender Radfahrer diese streift, meint einer der beiden Studenten: „Hier ist 
Schritttempo!“ Der Fahrer steigt ab, rempelt den Mann an und meint: „Ich hole die Polizei, dann wirst schon sehen, 
du Tschusch!“

Eine Afro-Amerikanerin berichtet Helping Hands Graz von Schwierigkeiten in der Grazer Innenstadt, als 
ihre Schwester zu Besuch war: Als die Schwestern exklusive Geschäfte betreten, werden sie komisch beäugelt und 
nicht bedient. Als sie im Café „Erzherzog Johann“ einen Kaffee trinken gehen, spuckt ihnen eine ältere Dame in den 
Kaffee. Die Schwester ist derart erzürnt über die „Sitten“ in Österreich, dass sie früher als geplant abreist.

Eine afro-amerikanische Künstlerin, die im Rahmen des Kulturjahres 2003 nach Graz kommt, betritt spät-
abends ein Bistro. Sie wird vom Gastwirt nicht bedient mit der Begründung: „Für Neger gibt’s do nix.“

Zwei StudentInnen bosnischer Abstammung fahren in der Straßenbahn in Graz und unterhalten sich in 
ihrer Erstsprache. Als eine ältere Dame vorbei kommt, bieten sie dieser höflich einen Sitzplatz an. Diese 

erwidert schroff: „Naaa!“ Während der Fahrt murmelt sie: „Der Bundeskanzler, der schickt euch alle wieder zurück. 
Werdet´s schon sehen, ihr...!“ Die StudentInnen versuchen, ihr keine Beachtung zu schenken.

Es wird Helping Hands Graz von einer Verkäuferin einer Kaufhauskette mitgeteilt, dass man keine 
Kreditkarte von Leuten akzeptiere, deren Nachname mit „-ic“ endet. Als von unserer Seite nochmals nachgefragt 
wird, heißt es, dass dies die offizielle Vorgehensweise des Kaufhauses sei.

Frau G. stammt aus Kroatien und teilt Helping Hands Graz mit, dass ein Versandhändler, an „AusländerInnen“ 
Waren nur per Nachnahme liefert. Es werden keine Zahlungen per Erlagschein mehr akzeptiert. Wir fragen nach, 
erhalten jedoch keine Auskunft. 

Medien

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Dagmar Koller ist im Rahmen der „Promi-Millionenshow“ mit Armin Assinger am 26. Mai 2003 im 

Hauptabendprogramm des ORF 1 zu Gast. ZARA wird von mehreren ORF-ZuseherInnen auf eine Äußerung von Frau 
Koller hingewiesen: Sie antwortet auf die Quiz-Frage: Welcher Baum findet in Afrika praktische Anwendung? mit 
der Antwort „Zahnbürstenbaum“ und erklärt, dass die in Afrika, „die Neger“, diese Zweige zum Zähneputzen verwen-
den würden. Der Moderator Armin Assinger widerspricht nicht und so bleibt diese Wortwahl unhinterfragt. ZARA 
verfasst erklärende Beschwerdebriefe an Dagmar Koller, Armin Assinger, an den ORF Publikumsrat, sowie an ORF-
Generaldirektorin Monika Lindner. ZARA unterstellt Frau Koller nicht gezielt eingesetzte Ausländerfeindlichkeit. ZARA 
weist jedoch darauf hin, dass die Millionenshow keine Live-Sendung ist, und der ORF somit die Möglichkeit gehabt 
hätte, diese Aussage nicht bundesweit auszustrahlen. Es ergeben sich mehrere Briefwechsel:

Dagmar Koller antwortet: „(...) Wer je bei einem solchen Quiz mitgemacht hat, kennt auch die Stresssituation 
und weiß auch, dass es gelegentlich Fehlleistungen gibt. Wie Sie ja selbst zitieren, dass ich ja zuerst ‚die Afrikaner‘ 
gesagt habe und offenbar in dem Bewusstsein, dass es eben auch ‚weiße Afrikaner‘ gibt, zur Verdeutlichung noch 
den Begriff ‚Neger‘ gebraucht habe. Das haben wohl die meisten Menschen richtig verstanden, sonst hätte man nicht 
von mehr als 1,2 Millionen Zuschauern nur zwei Beschwerdeführer gehabt. Mich persönlich hat übrigens niemand 
darauf angesprochen. Erlauben Sie mir aber auch meine Verwunderung auszudrücken, angesichts der Tatsache, dass 
ich seit vielen Jahren Vorkämpferin und durch zahlreiche Auftritte sogar eine Art Maskottchen für eine andere 
Randgruppe bin, nämlich für die Homosexuellen und Lesben. (...) Im übrigen sollten Sie auch nicht übersehen, dass 
ich immerhin mit meinem Mann seit 30 Jahren zusammenlebe, der sein Eintreten für Minderheiten in unserem Land 
mit seiner Gesundheit bezahlt und überdies eine vorbildliche segensreiche Einrichtung in Wien geschaffen hat – den 
Intergrationsfonds der Stadt Wien (siehe Beilage). (...) Damit kein Missverständnis entsteht: Ich begrüße und bewun-
dere Ihre Arbeit, aber ich halte nichts davon, maßlos zu verallgemeinern und nach dem Prinzip der Unterstellung, 
einen Fehler als Diskriminierung zu etikettieren.“
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ZARA dankt schriftlich für die Antwort: „(...) Auf einige Punkte in Ihrem Brief, die uns besonders wichtig erschei-
nen, möchten wir eingehen: Mit unserem Beschwerdeschreiben wollen wir darauf hinweisen, dass das Wort ‚Neger‘ 
eine abwertende Bedeutung hat. Auch wenn viele Menschen gar nicht die Bedeutung des Wortes kennen und es bis 
heute arglos verwenden, ist es doch ein verletzender Begriff für Menschen mit dunkler Hautfarbe, AfrikanerInnen/
AfroamerikanerInnen/AfroösterreicherInnen. Natürlich ist eine Quizsendung eine Stresssituation und wir können 
Ihre Argumentation auch nachvollziehen, dass Sie eben eine Unterscheidung zwischen ‚weißen‘ und ‚schwarzen‘ 
AfrikanerInnen erzielen wollten. Aber das ändert nichts an der Tatsache, dass die Bezeichnung ‚Neger‘ eben für 
‚schwarze‘ AfrikanerInnen diskriminierend ist. (...) Ich möchte nochmals betonen, dass wir Ihnen nicht gezielte 
Ausländerfeindlichkeit vorwerfen. Aber gerade durch Ihr Engagement und Ihre Vorbildwirkung hat es nochmal mehr 
Gewicht, welche Begriffe Sie in den Medien benutzen, aus diesem Grund möchten wir Sie bitten, besonders sensibel 
mit solchen Ausdrücken umzugehen und auf die Bezeichnung ‚Neger‘ zu verzichten. (...)“

ZARA erhält auch ein Antwortschreiben aus der ORF-Generaldirektion (Michael Battisti) „(...) ich der Ambition 
Ihres Briefes absolut zustimme und es in keiner Weise die Absicht des ORF war und ist, Zuschauer – unabhängig 
jeder Herkunft – zu diskreditieren. Auch wir wollen Dagmar Koller keine Ausländerfeindlichkeit unterstellen. Unserem 
Empfinden nach war die Verwendung des Ausdrucks ‚Neger‘ von Frau Koller in keiner Weise abwertend gemeint, 
weshalb der Moderator, Armin Assinger, die Aussage auch unkommentiert ließ. Sollten Sich ORF-Zuseher durch diese 
Aussage beleidigt fühlen, bedauere ich das sehr (...)“

ZARA leitet die Antworten zur Information an die ZeugInnen weiter.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 „Mädchen sollen sich überlegen was passiert, wenn sie Ehen mit Ausländern eingehen.“ Diese Aussage eines 

Privatdetektivs in der ORF-Sendung „Thema“ am Montag, dem 15. September 2003, wird ZARA von einer Klientin 
berichtet. Der Beitrag beschäftigt sich mit einer Kindesentführung durch einen mit einer Österreicherin verheira-
teten Kroaten. Da dieser Satz in der Sendung nicht weiter kommentiert oder problematisiert wurde, wendet sich 
ZARA schriftlich an den Sendungsverantwortlichen Johannes Fischer, den ORF-Publikumsrat und den betroffenen 
Privatdetektiv.

Von allen drei erfolgen Antwortschreiben. Der ORF-Publikumsrat stellt – statt einer Stellungnahme – lediglich 
Gegenfragen zur Finanzierung von ZARA und fügt eine kurze Abhandlung über den Unterschied zwischen Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit bei. Der ZARA-Beschwerdebrief wird der Beschwerdekommission des Publikumsrates vorge-
legt: „Von einigen Mitgliedern wurde angemerkt, dass sie ohne Ihren expliziten Hinweis den von Ihnen inkrminierten 
Satz bei Ansicht des Beitrages aller Wahrscheinlichkeit nach nicht in der von Ihnen dargestellten Weise wahrgenom-
men hätten, durch Ihre Beschwerde habe sich jedoch eine inten-
sive Diskussion über die Bewertung der von Herrn Guggenbichler 
getätigten Bemerkung entwickelt. Die Auslegung reichte von ‚hier 
werden Erfahrungswerte betreffend grenzüberschreitende Ehen 
ausgedrückt‘ bis ‚sehr wohl ausländerfeindlich‘. Es wurde auch die 
Ansicht geäußert, die Darstellung des Geschehenes hätte durch 
Weglassen dieses Satzes nicht gelitten. Die von Ihnen angesprochene 
Problematik wurde also – wie wir denken durchaus in Ihrem Sinne 
– im direkten Gespräch mit dem Sendungsverantwortlichen the-
matisiert und ausführlich diskutiert. Einhellig waren die Mitglieder 
jedoch der Meinung, dass den Beitragsgestaltern kein Vorwurf eines 
schuldhaft fehlerhaften Verhaltens zu machen ist.“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Am 26. Oktober 2003 wird auf ORF 2 um 15.50 Uhr der Film „Mein Freund, der Lipizzaner“ (1994, Regie 

Franz Antel) ausgestrahlt. Zwei KlientInnen beschweren sich unabhängig voneinander über eine in diesem Film getä-
tigte, rassistische Aussage, die offenbar als (schlechter) Witz gemeint ist und nicht weiter problematisiert oder von 
einem der anderen Darsteller kommentiert wird. Der positiv besetzte Held des Films, gespielt von Sascha Wussow (A), 
unterhält sich mit einem Stallburschen (B) angesichts eines gerade geborenen, noch schwarzen Lipizzaners.

A: „Unglaublich, in 7 Jahren ist der weiß, dann hat der kein schwarzes Haar mehr.“
B: „Wenn das bei den Schwarzen in Afrika so wäre, gäbe es weniger Probleme auf der Welt!“

ZARA schreibt zwei Beschwerdebriefe an den ORF (Generaldirektion und Publikumsrat). Erstere versichert, dass der Film 
in dieser Form nicht mehr gezeigt werden wird und schlägt vor, dass ZARA die Produzenten des Films kontaktiert. Der 
Publikumsrat ist seine Antwort noch schuldig. ZARA verfasst einen Beschwerdebrief an die Filmproduktionsfirma.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Als Ende Mai 2003 die Israelitische Kultusgemeinde Wien aufgrund von Geldmangel mit der Liquidation der 

Infrastruktur beginnen muss, berichten alle Tageszeitungen darüber. In den Online-Foren der Zeitungen (insbesondere 
Die Presse und Der Standard ) finden zum Teil stark antisemitisch gefärbte Diskussionen statt (Bsp. 1: „Keinen cent 
für diese judenmafia!“, Bsp. 2: „Wenn man dem Muzicant so zuhört, bekommt man das Gefühl, schlimmer als der 
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Verlust von Eltern und Großeltern trifft einen Juden der Verlust von Geld.“, Bsp. 3: „Wieso um alles in der Welt sollte 
die Republik Oesterreich, die uebrigens mit den - hier wie so oft an den unpassensten Stellen erwaehnten - Morden 
der Nazis gar nichts zu tun hatte, (...)“, Bsp. 4: „vergiss niemals, dass beide Volkgruppen Semiten, also Brüder sind, 
sowohl die Araber als auch Juden. Und bei beiden Religionen steht die Vernichtung aller Ungläubigen (Goyim) und 
das Einsackeln deren Reichtümer ganz oben auf ihrer Wunschliste.“). Die Postings werden von Frau K. dokumentiert 
und füllen 10 A4-Seiten. Frau K. ersucht darum, dass ZARA etwas unternimmt. Die Online-Redaktion des Standard 
unterbindet schließlich diese Diskussion und alle Postings mit folgender Erklärung: „Aufgrund der großen Anzahl 
an antisemitischen Postings sieht sich derStandard.at/Politik gezwungen, zu diesem Artikel ausnahmsweise keine 
Postings zuzulassen. Wir bitten um Ihr Verständnis. Sie haben die Möglichkeit, uns Ihre Meinung per ‚Feedback‘ zu 
übermitteln.“
ZARA bedankt sich schriftlich beim Chefredakteur des Standard.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr B. vom European Network Against Racism (ENAR) hat einen Kommentar in der Tageszeitung Die 

Presse veröffentlicht. Er thematisiert darin die Türeinlasspolitik von Wiener Lokalen und erklärt die EU-Richtlinie 
sowie die im Jahr 2003 ablaufende Frist für ein Antidiskriminierungsgesetz. Die Postings, die LeserInnen online als 
Reaktion darauf schreiben, sind großteils aggressiv und teils rassistisch (Bsp. „Die sogenannte Multikulti funktioniert 
im Tierreich nicht und sie funktioniert auch bei den Menschen nicht – so sehr es sich auch immer irgendwelche welt-
fremden Menschen herbeiwünschen und versuchen herbeizureden.“), vor allem aber zeigen sie, dass es bezüglich der 
Strafbarkeit von rassistisch motivierter Türeinlasspolitik große Unwissenheit und Ignoranz gibt (Bsp. „Türsteher sorgen 
für die in ihren Augen angemessene Auslese, na und? Wann gibt´s endlich ein Network against silly thinking?“). ZARA 
dokumentiert.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Im Online-Forum der Tageszeitung Die Presse wird ein Artikel zum Todesfall von Cheibani Wague veröf-

fentlicht (siehe eigener Bericht in diesem Report). Zu dem Artikel werden 99 Kommentare mit teilweise sehr rassisti-
schem Inhalt durch LeserInnen geschrieben und veröffentlicht. (Bsp. 1: „Vor ein paar Tagen ein Toter im Negerdorf, 
gestern Feueralarm im Negerdorf, jeder Tag eine neue ‚Überraschung’ im Negerdorf. Was kommt noch und wer über-
nimmt die Verantwortung für das Negerdorf? Wenn Häupl ein bisschen einen Verstand hat, dann schleift er diesen 
Zirkus sofort!“, Bsp. 2: „Man sollte gerade bei Afrikanern nicht erst warten bis diese straffällig werden UND erwischt 
werden, sondern sollte sie gleich vorbeugend wie in Australien und den USA üblich abschieben.“)

Beim nächsten Artikel „Gedenkstätte (im Afrikadorf) abgebrannt“ werden rassistische Postings von der Presse-
Redaktion nicht mehr veröffentlicht.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau H. übermittelt uns eine Karikatur aus der Kronen Zeitung vom 15. Jänner 2003: Herr Strudl: „Der 

Drogenhandel ist fest in Händen der Schwazafrikaner. Und wann´s rassistisch ist, darauf hinzuweisen, dann bin i halt 
Rassist.“ ZARA dokumentiert diese Meldung nur und unternimmt weiter nichts. Eine ZARA-Beraterin dazu: „Weil wir 
der Kronen Zeitung jeden Tag einen Beschwerdebrief schreiben könnten. Und das übersteigt eindeutig unsere perso-
nellen Ressourcen.“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Im Juni 2003 gerät der prominente Deutsche Michel Friedmann wegen einer Drogenaffäre in die Medien. 

Der vermeintliche Drogenmissbrauch von Friedmann, Vizepräsident des Zentralrates der Juden in Deutschland, wird 
auch in österreichischen Medien diskutiert. Auf der Homepage der Tageszeitungen Die Presse und Kurier finden sich 
auch krass antisemitische Postings durch LeserInnen.

ZARA bittet beide Printmedien um die Entfernung der Postings, was auch passiert.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr F. entdeckt einen Zeitungsartikel im Kitzbühler Anzeiger, indem empfohlen wird, afrikanische 

Kunstgegenstände, die „schwarzmagisch verhext“ seien, am besten weg zu werfen oder zu verbrennen: „(...) 
Afrikanische Kultgegenstände mögen zwar einen exotischen Touch ins Wohnzimmer bringen, doch wurden sie oft 
schwarzmagisch verhext. Diese äußert destruktiven Kräfte können in einer Familie zu viel Unglück, Streitereien und 
Disharmonie führen. Besitzen Sie solche Statuen oder Kultgegenstände aus primitiven Kulturen: Schmeißen Sie sie in 
den Müll oder verbrennen Sie sie. Sie tun niemandem etwas Gutes, wenn Sie sie weiterverschenken!“

ZARA schreibt Beschwerdebriefe an den Chefredakteur und an den Autor. Vom Geschäftsführer des Kitzbüheler 
Anzeigers, Herrn Höbarth, erfolgt eine Klärung: „(...) Vielen Dank für Ihr Schreiben betreffend diskriminierende 
Aussagen des Herrn Kunstowny gegenüber afrikanische Kulturen. Ich darf Ihnen mitteilen, dass der Verfasser, Herr 
Kunstowny, uns diesen Feng Shui Artikel zur Verfügung gestellt hat. Sie sind Meinung des Verfassers und nicht des 
Verlages. Trotzdem möchte ich mitteilen, dass ich persönlich diese Ansichten nicht teile und leider (wir sind eine klei-
ne Zeitung) nicht in Kitzbühel war und diesen Artikel nicht vor Abdruck lesen konnte. Seien Sie versichert, dass es in 
keinster Weise unsere Absicht war, ein Volk bzw. deren Kulturen in Frage zu stellen. Ebenso versichere ich Ihnen, dass 
dies eine einmalige Serie war und bis dato bei uns derlei Dinge nicht vorgefallen sind und in keinster Weise mehr 
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werden. Herr Kunstowny bekommt von mir eine Kopie ihres Schreibens und die Distanzierung der Verlagsmeinung! 
(...) Ich hoffe, dass ich hiermit klarstellen konnte, dass der Artikel die Meinung des Verfassers wiederspiegelt, nicht 
die des Verlages! (...)“
ZARA dankt. Herr Kunstowny reagiert auf ein Schreiben jedoch nicht.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau E. ist gebürtige Österreicherin und verheiratet mit einem Afrikaner. Anlässlich des Todes von Cheibani 

Wague schreibt sie einen Leserinbrief an die Kronen Zeitung, der überraschenderweise mit ihren vollständigen Daten 
(Adresse und Telefonnummer) in der Zeitung veröffentlicht wird. Frau E. wendet sich an ZARA, da sie nun seit Tagen 
mit rassistischen Drohbriefen und obszön-beleidigenden Anrufen bombardiert wird. Frau E. hat sich auch schon an 
einen Rechtsanwalt gewandt. Sie überlegt, eventuell gegen einige Personen mit Strafanzeigen vorzugehen. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr K. meldet Seiten mit rassistischem und neonazistischem Inhalt auf der Website www.uboot.com. Es 

handelt sich um sogenannte „Nickpages“, Seiten, auf denen sich registrierte Benutzer vorstellen und die sie selbst 
gestalten können. ZARA lässt die Adressen der Meldestelle für Wiederbetätigung des Innenministeriums zukommen. 
Herr K. meldet die Adressen darüber hinaus an die Betreiber der Website www.uboot.com. Diese bedauern den Vorfall, 
entfernen die genannten Nickpages, sperren die zugehörigen User und versprechen, dass sie „... mit den vorhandenen 
Daten (...) auf die Behörden zugehen.“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr R. meldet, dass in den Chats von www.freechat.de immer wieder Personen rassistische und neonazisti-

sche Aussagen tätigen und teilweise auch einschlägige Nicknames (Pseudonyme) verwenden. ZARA recherchiert und 
kann Herrn R. darauf hinweisen, dass die von ihm beobachteten Vorfälle gegen die Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
des Betreibers der genannten Website verstoßen und ersucht ihn darum, die Vorfälle direkt bei den dort zuständigen 
Administratoren zu melden. Zwei Wochen später meldet sich Herr R. erneut, da seine Meldungen nicht wirklich etwas 
genutzt haben. Der ZARA-Berater ersucht ihn, weitere derartige Vorkommnisse mittels Screenshots (Abspeichern des 
Bildschirminhaltes als Grafik) oder Ausdrucken der Chats zu dokumentieren und zu senden. Herr R. antwortet, dass 
ihm dies nicht möglich sei. ZARA weist darauf hin, dass es ohne konkrete Beweise nicht möglich ist, weitere Schritte 
zu unternehmen und so bleibt die Sache auf sich beruhen.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau K. ist bei einer Recherche für eine Uni-Arbeit durch Zufall auf eine Homepage gestoßen, die anti-

semitische und rassistische Artikel und Bilder beinhaltet: www.ostara.org. Hier wird der Holocaust und der Mord 
von Jüdinnen und Juden in Gaskammern geleugnet, „weiße“ Menschen als überlegen dargestellt usw. Die ZARA-
Recherchen ergeben, dass die Domain in den USA angemeldet ist und man daher rechtlich nichts dagegen unter-
nehmen kann. Das DÖW (siehe www.doew.at) informiert: „Die Homepage www.ostara.org ist uns schon seit längerer 
Zeit bekannt. Sie gehört zu den berüchtigsten antisemitischen, rassistischen und neonazistischen Homepages. Sie 
existiert seit 1996/97 und liegt derzeit auf dem Server der US-amerikanischen Neonazi-Gruppe NSDAP/AO. Bei der 
Gestaltung der Homepage hat bis jetzt zumindest ein Österreicher mitgewirkt. Gegen ihn laufen seit mehreren Jahren 
Erhebungen wegen des Verdachtes des Verstoßes gegen das Verbotsgesetz. Wir haben 1996 gegen diesen Mann eine 
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Anzeige erstattet, als er damals versuchte, eine Homepage mit neonazistischen Inhalten auf einen österreichischen 
Server unterzubringen. Da die Ostara-Homepage auf einen US-amerikanischen Server liegt, kann leider gegen Ihre 
Existenz nichts unternommen werden, da es im Gegensatz zu Österreich und Deutschland in den USA keine gesetz-
liche Handhabe gegen NS-Wiederbetätigung gibt.“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 In der Tageszeitung Die Presse erscheint im Juli 2003 online ein Bericht über Diskriminierungsopfer in Wien 

und die Arbeit von ZARA usw. Hier wird auch ZARA-Obmann Dieter Schindlauer ausführlich zitiert, der darstellt, dass 
es im ersten Halbjahr 2003 doppelt so viele KlientInnen bei ZARA gab wie 2002. Die LeserInnen-Postings unter dem 
Artikel sind aggressiv: ZARA wird als „Österreichverräterverein“ bezeichnet, der bei Bedarf – so wird unterstellt – Fälle 
erfinden würde.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Rund um die Frage: „Wie sicher ist Österreich?“ wird auf der Homepage des ORF eine Posting-Debatte 

geführt. Hier sieht eine ZARA-Mitarbeiterin folgenden Kommentar: „Hättens die ganzen niemehrgrünesalatschne-
cken, Drogenbimbos und Heroindealer nicht Schiffladungsweise in Land lassen, dann hätten wir um 38% weni-
ger Banditen auf Wien‘s Straße. Soll doch die Petrovic mit dem Häupl auf Streife gehen, die haben erst mit ihrer 
Gutmenschenverblendung die ganze Kacke zum dampfen gebracht, nachdem Sie vom ‚weniger Polizeistaat‘ abge-
gangen sind.“

ZARA ersucht die ORF-Onlineredaktion um Löschung dieses Kommentars. Noch am selben Tag wird der User 
gesperrt und das Posting gelöscht. ZARA bedankt sich für die schnelle Reaktion.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
  Frau A. sendet ZARA Meldungen aus dem Kurier-Online-Forum. Alle sind aus Anlass des Artikels „Omofuma-

Stein übersiedelt“ vom 17. November 2003 gepostet. Sie sind massiv rassistisch und beleidigen und verunglimpfen 
sowohl Omofuma, der – nicht drogenabhängig – unter den Händen und Augen von Polizisten bei seiner Abschiebung 
im Flugzeug erstickte, als auch die Gestalterin des Gedenksteins und „Afrikaner“ generell. Bsp. 1: „(...) Keiner will den 
Stein für einen völlig unbekannten Neger. Alle schwarzen Dealer sollten geschlossen hingebracht werden, um zu 
wissen, was mit Ihnen passiert, wenn sie im Flugzeug randalieren.“, Bsp. 2: „Ich bin dafür, daß man ab heute für alle 
Drogensüchtigen in Österreich die Widerstand gegen die Staatsgewalt leisten Gedenktafeln aufstellt. (...) “, Bsp. 3: 
„Dieser Stein soll eine Warnung sein für jeden einzelnen Flüchtling, im besonderen für jeden Drogenneger, sich wohl 
zu verhalten im Gastland und nicht durch üble Taten unser aller Missfallen zu erregen. Er soll zur Warnung dienen, 
dass nicht jede berechtigte Abschiebung glimpflich verlaufen kann und muß.(...)“

Eine ZARA-Beraterin schreibt einen Beschwerdebrief an den Kurier, welcher antwortet: „Vielen Dank für Ihren 
Hinweis. Wir werden die Beiträge sofort löschen. Aufgrund der Vielzahl an Postings ist es uns leider nicht immer 
möglich, sämtliche Beiträge zu lesen und gegebenenfalls einzugreifen. Daher sind wir auf die Mithilfe unserer User 
angewiesen. Mit freundlichen Grüßen Der Forums-Admin“.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau N. und Herr T. sehen am 31. Juli 2003 im Fernsehsender ATV die Sendung „Tausche Familie“ (Konzept: 

Zwei sehr unterschiedliche Familien tauschen für mehrere Tage ein Familienmitglied aus. Das können der Vater, die 
Mutter, ein oder mehrere Kinder sein.) In dieser Folge wurde zwischen einer aus Westafrika stammenden Familie 
und einer österreichischen Familie getauscht. Die SeherInnen beschweren sich bei ZARA: Die österreichische Familie 
äußerte sich oft rassistisch (Bsp. „de auslända fressen eh nua grias und san reich, weil´s zu zwanzigst in einer 
Wohnung wohnen und jeda oabeitn geht“, „I wass ned, i mog die Nega prinzipiell ned“.) Beide ZeugInnen sind empört, 
weil diese und andere Aussagen von der Redaktion kommentarlos gesendet wurden.

Zusätzlich haben sich viele ZuseherInnen im Internetforum „Eure Meinung“ auf www.atvplus.at in Postings rassis-
tisch gegenüber der afrikanischen Familie geäußert („Ich will mich ja nicht aufregen, aber die Familie Ngoy lebt seit 
3 Jahren in Österreich und wohnt in so einem Palast (obwohl nur eine Tochter arbeitet) und ich lebe seit 25 Jahren 
in Österreich und hause in einem Loch! Des is scho a Frechheit !!!“) – wieder ohne Kommentar der ATV-Redaktion.

Eine ZARA-Mitarbeiterin schreibt einen Beschwerdebrief an ATV, der unbeantwortet bleibt. Immerhin werden in 
weiteren Folgen keine rassistischen Aussagen mehr gesendet. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 ZARA erhält abermals (siehe oben) mehrere Beschwerden in Bezug auf die ATV-Sendung „Tausche Familie“. 

Es handelt sich diesmal um eine österreichische und eine türkische Familie, wobei die türkische Familie als sehr nett 
empfunden wird und die österreichische Familie zahlreiche rassistische Kommentare äußert. Eine ZARA-Mitarbeiterin 
erstellt ein detailliertes Protokoll der ausgestrahlten Sendung, sodass konkret 15 Beispiele eklatant rassistischer 
Aussagen dokumentiert werden können (z.B. „Für mi is er a Kanak und a Kanak wird er immer bleiben“, „Du bist a 
Türkin, du bist automatisch a Sklavin“).

In der Tageszeitung Der Standard erscheint am 21. November 2003 ein sehr kritischer Artikel zu der Sendung: 
„(...) Bei der aktuellen Staffel machten Gerda S., aus der laut ATVplus ‚urwienerischen‘ Familie von Rapid-Fans, und 
Melike G., ‚sympathische, türkische Mutter‘, den Anfang. Frau G. nahm darüber hinaus ihren kleinen Sohn mit in die 
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Tauschfamilie. Wie sie dort empfangen wurde, empört nun die Zuseher. Viele sprechen gar von einer ‚Schande für 
Österreich‘: ‚Mein Freund und ich waren gestern über das Verhalten der Familie S. so schockiert, dass es uns keine 
Ruhe ließ und ich mich für das primitive und rassistische Benehmen der Familie S. bei der türkischen Familie ent-
schuldigen will‘, lautet ein typisches Statement auf der Homepage von ATVplus. Kritisiert wird auch, dass der kleine 
Bub im feindlich gesinnten Umfeld verharren musste. Tenor vieler Wortmeldungen: Diese Sendung hätte gar nicht 
on air gehen dürfen.

ATVplus betonte dazu, dass ‚der sechsjährige Sohn der türkischen Tauschfamilie nach einem halben Drehtag sofort 
aus der Tauschfamilie genommen wurde‘. Grundsätzlich aber wurde in einer Stellungnahme am Mittwoch festgehal-
ten, dass es sich bei ‚Tausche Familie‘ um ein Reality-Format handle, ‚bei dem die Redaktion bewusst nicht eingreift‘‚ 
Die Serie sei ‚nicht gescriptet (es gibt kein Drehbuch) und die Protagonisten sprechen in ihrer gewohnten Sprache‘. 
Die Protagonisten könnten ihre Teilnahme aber jederzeit abbrechen. Von der umstrittenen Familienmixtur habe man 
noch eine weitere Folge, die nach derzeitiger Planung auch auf Sendung gehen soll.

Dass die Show so starke Reaktionen hervorrufe, sehe man indes ‚positiv‘, so ATVplus weiter. ‚Ausdrücklich betonen‘ 
will ATVplus aber, dass man ‚gegen jede Form von Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Ausgrenzung und gegen jegliche 
Form von Gewalt ist‘.

Not amused ist man auch beim SK Rapid. Immerhin wurde die Familie S. als ‚typische‘ Rapidler präsentiert. 
Pressesprecher Peter Klinglmüller berichtete auf APA-Anfrage von zahlreichen empörten Anrufen und Mails von 
Fans. Offiziell reagiert habe man nicht, da man ‚dieser Sendung und dem Sender nicht noch zusätzliche Publizität‘ 
verschaffen wolle. Den Fans gegenüber distanziere man sich aber von rassistischen Aussagen. ‚Ich und Rapid finden 
es traurig, dass es so etwas in unserer Gesellschaft noch gibt. Noch trauriger aber finden wir, dass es dafür eine 
Plattform auf einem TV-Sender gibt.‘ Auf der Homepage des Fanklubs von SK Rapid distanziert man sich von der 
Wiener Familie: ‚Heute wurde leider eine negative Geschichte, der besten Fußballfans von Österreich, geschrieben! 
Wir finden es verantwortungslos, dass der Privatsender ATVplus solch menschenfeindliche Familie in die Öffentlichkeit 
bringt. Weiters traurig ist, dass damit unser geliebter Klub ‚SK Rapid‘ in den Dreck gezogen worden ist. Wie schon in 
den Foren von ATVplus hervorgegangen ist, wurden bereits rapidfeindliche Postings getätigt. www.sk-rapid.at möchte 
sich ‚ausdrücklich‘ von dieser Familie distanzieren.‘

Weiters richtete eine Userin des ATVplus-Forums ein Gästebuch ein, Nachrichten an die türkische Familie werden 
hier weitergeleitet. (APA/red)“
(Quelle: derStandard.at, www.derstandard.at/standard.asp?id=1487529)
ZARA schreibt einen Beschwerdebrief an ATV plus mit der Bitte um Stellungnahme. ZARA erhält keine Antwort und 
zeigt ATVplus nach dem Privatfernsehgesetz bei der Kommunikationsbehörde des Bundeskanzleramtes an.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr R. übermittelt ZARA antisemitische und bedrohliche Postings, die er an mehreren Tagen im Dezember 

2003 auf der Homepage der Tageszeitung Die Presse gelesen hat. Auslöser ist eine Burgtheaterpremiere („Bambiland“ 
von Elfriede Jelinek). Bsp. 1: „Müssen wir für dieses Judenschwein (Schlingensief) auch wieder Steuergelder zahlen ?? 
Und wollte nicht die Jelinek ebenfalls diesselbe Brut schon 2000 auswandern ???“, Bsp. 2: „warum nur lässt die Pinkel-
Elfi nicht auch den Pinkel-Paolo auf der Burg-Bühne auftreten. Wäre doch interessant zu wissen wer da weiter pin-
kelt... Wollen wir nur hoffen, dass auch die Jellinek mit der jüdischen Erbkrankheit (grassierender Wahnsinn) behaftet 
ist und bald Selbstmord begeht. Die ehemalige Kulturstadt Wien hat diese Kreaturen sicher nicht verdient.“

Eine ZARA Mitarbeiterin meldet diese und weitere Postings an das Forum gegen Antisemitismus und ersucht Die 
Presse, die antisemitischen Kommentare zu löschen. Es erfolgt keine Antwort.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 In der Tageszeitung Die Presse erscheint am 26. März 2003 ein Kommentar von zwei ZARA-Mitarbeiterinnen 

mit dem Titel „Phänomen Rassismus in Österreich“. Auf der Homepage der Presse erscheinen daraufhin zahlreiche 
Postings von LeserInnen zu diesem Kommentar, die zum Teil massivst rassistisch, antisemitisch, verharmlosend und 
agressiv sind – und eine einzige positive Reaktion.

Es wird Rassismus rationalisiert (Bsp. „Es gibt nunmal Rassen, daran werden auch die linksfortschrittlichen nichts 
ändern. Und es ist gut und schön, daß es Rassen gibt. Mit all ihren Vor- und Nachteilen. Und all ihren Unterschieden 
(biologischer und geistiger Natur)“) und Rassismus geleugnet (Bsp. „ Was heisst hier „Rassismus“? Das konnte sich in 
Österreich nie entwickeln, weil wir nie Neger hatten. Und die Juden sind ja keine Rasse!“) und durch Vergleiche mit 
anderen Ländern abgeschwächt (Bsp. „Ich versteh wirklich nicht, warum man dabei immer nur Österreich anprangert. 
Selber wohl noch nie in einem französischen Amt angestanden?“). 

Es werden zahlreiche antisemitische Anspielungen gemacht (Bsp. „Die Sparmaßnahmen treffen alle, aber dank 
Wolfis nimmermüden Anstrengungen gelang es, die EU-Rassismusbehörde nach Wien zu locken, da verständlicher-
weise kein anderes Land den französischen Juden Kahn und die Piefke-Tussi, Beate Winkler, bei sich aufnehmen wollte, 
um anschließend von den beiden lieben Asylanten im Ausland als Nazi-Staat denunziert zu werden. Die Ansiedlung 
dieser seltenen Spezies der Schläfenlocken-Filzlaus gelang nur, weil Wolfi großzügig wie immer die Übernahme aller 
Kosten durch den österreichischen Steuerzahler garantierte. Dafür wurden er und die Pfarrerköchin, Tante Benita, 
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gleich beim Eröffnungsempfang des Saales verwiesen! Weil Monsieur Kahn und die Winkler-Tussi viel Geld brauchen, 
bleibt halt für die Zara nix mehr über! Tragisch! ...“)

Und unter Anderem wird auch ZARA verleumdet (Bsp. 1: „Zara ist ein linkksgestützter Abzockerverein zur 
Destabilisierung und Denunziation der bodenständigen Gesellschaft und Bevölkerung. Zara ist antirassistisch, anti-
faschistisch, eben antiösterreichisch. Man wehre sich gegen solche Netzwerke mit subtilen, sehr subtilen Mitteln...“, 
Bsp. 2: „Der Verein, um sein eigenes Überleben zu sichern, prangert Österreich als rassistisch an. Jeder der in der Welt 
ein bisschen herumkommt weiss, dass gegnüber anderen Staatsangehörigen die Österreicher minimalst rassistisch 
sind. Danke daher an den Verein für die Sebstbesudelung. Vielleicht sollten es seine Protagonisten in der Türkei, 
Frankreich, Spanien, Tschechien und den USA versuchen.“).

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr P. wendet sich mit einer Beschwerde über einen 

Artikel aus der Kronen Zeitung an ZARA. Herr P. meint: „Für 
mich ist es erschreckend, welche Menschenverachtung und 
welcher (teilweise versteckte) Rassismus in diesem Land herr-
schen und wie dieser durch Medien wie die Kronen Zeitung 
in der Bevölkerung verbreitet und verankert wird. Derartige 
Aussagen sollten in der Öffentlichkeit keinen Platz finden. 
Schon mehrmals ist mir die oben genannte Zeitung aufgefallen, 
in welcher Aussagen gemacht werden (z.B. die Kolumne ‚In den 
Wind gereimt‘ von Wolf Martin,...), die jeden Anstand und jede 
Wertschätzung für Mitmenschen egal welcher Hautfarbe und 
Herkunft vermissen lassen.“

Eine ZARA-Mitarbeiterin schreibt einen Beschwerdebrief an 
den Krone-Chefredakteur Dichand. Herr P. wird von ZARA über 
die Antwort (siehe Faksimile) in Kenntnis gesetzt und möchte 
nun selbst antworten.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr F. weist ZARA auf die Internet-Seite des deutschen Arztes Dr. Hamer hin, der dort üble, paranoide 

und gegen Juden hetzende Briefe präsentiert (www.pilhar.com/Hamer/Korrespo/2000/001206ha.htm). ZARA leitet die 
Information an das Forum gegen Antisemitismus weiter.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 ZARA wird über eine Aktion gegen die Hersteller des PC-Spieles „Die Gilde“ informiert. Auf ihrer Website 

beschreiben die Programmierer der Firma „JoWood“, dass im neuesten Add-On nun auch „Zigeuner“ auftauchen: „Mit 
ihnen könnt Ihr Euer Geld auf verschiedene Arten verdienen. So schickt man seine Diener auf die Straßen betteln, 
oder ergaunert sein Geld beim Glücksspiel gegen naive Städter. Die Wahrsagerin scheffelt Goldstücke bei ihrer Arbeit 
im Wagen, und im Zirkuszelt führen Schergen Theaterstücke für bare Münzen vor.“ Als Reaktion ruft die „Sintihilfe“ 
zur Protestaktion mittels E-Mail an die Firma JoWood auf. ZARA dokumentiert den Fall, schließt sich den Protesten 
vorerst aber nicht an und fragt bei Vorstandsmitglied Dr. Johannes Mang an, wie JoWood zu agieren gedenke. Es sei 
ein bedauerlicher Fehler unterlaufen, dass das übersehen wurde: „Es ist nicht in unserer Absicht jemanden zu diskri-
minieren oder zu diffamieren.“ Als Reaktion auf die Protestmails wurde die Bezeichnung umgehend auf „Gaukler“ 
geändert. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Am 4. Oktober 2003 kurz nach Mitternacht erhält Herr F. auf seinem Mobiltelefon ein SMS von einer ihm 

unbekannten A1-Nummer mit folgendem Inhalt: „Wir sind die Hitlerjugend! Wir sind für den Führer! Steckt Juden 
und Ausländer in den Zug! Rechtsextrem, nationalistisch, deutsch-österreichisch! Heil Hitler“

Herr F. möchte wissen, was er dagegen tun kann. ZARA rät ihm, eine Sachverhaltsdarstellung an die 
Staatsanwaltschaft zu schicken und das SMS bei der Meldestelle des Bundesministeriums für Inneres bekannt zu 
geben.

Rassistische Beschmierungen im Öffentlichen Raum

Es lässt sich bezüglich der rassistischen Beschmierungen feststellen, dass rund 90% der bei ZARA gemeldeten gegen 
AfrikanerInnen/AfroösterreicherInnen gerichtet sind. Unzählige Male wurde bei ZARA „Neger raus“, „Tötet Neger“, 
„Kill Niggers“, usw. gemeldet. Einen besonderen Trend erfuhren die Beschmierungen in öffentlichen Verkehrsmitteln: 
Zum Beispiel wurde in Wien per großflächigem Stempel (!) der Spruch „Asyl=Neger=Drogen“ verbreitet. 

Die meisten Beschwerden über rassistische Beschmierungen bezogen sich im Jahr 2003 auf den 2. Wiener 
Gemeindebezirk. Hier sind ein besonders engagierter Mann, der wöchentlich zahlreiche Meldungen samt Fotos an 
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ZARA schickt und Frau H. maßgeblich an der Dokumentation und der Entfernung von rassistischen Sprüchen betei-
ligt. Frau H. entfernt regelmäßig – ausgerüstet mit einzigartigem Engagement sowie Radiergummi, Tüchern und 
Schwamm – die meisten Beschmierungen, die sie sieht, gleich selbst. 

Hier nun ein Überblick über die einzelnen Meldungen durch Zeuginnen und Zeugen:
• Sämtliche Telefonzellen vor und im Wiener Westbahnhof sind mit rassistischen Slogans verunstaltet: „Neger - 

Horror – Drogendealer“ etc. 
• Im 2. Wiener Gemeindebezirk sind bedrohliche Beschmierungen – „Niggers fuck off“, „Neger raus Teufelsbrut“, 

„Tötet Neger“, „Neger raus“ etc. – überall an Hauswänden in Augenhöhe, an Parkbänken und an anderen pro-
minenten Stellen zu sehen. Frau H. meldet dies und erklärt, dass sie ist das sehr besorgniserregend findet, da sie 
durchaus Parallelen dieser Kampagne gegen eine Gruppe mit der Hetze gegen Juden unter dem Nazi-Regime 
sieht: Juden raus – Neger raus. Frau H. meint, sie sei da sehr sensibel, weil die Familie ihres Vaters im KZ ermordet 
wurde.

• „Neger raus“ auf der Parkmauer des Schlosses Schönbrunn. Die meldende Zeugin findet dies sehr besorgniserre-
gend, da hier besonders viele Menschen vorbeigehen und meldet die Beschmierungen deshalb sofort selbst der 
Stadt Wien, worauf die Mauer großflächig neu bemalt wird.

• Eine Zeugin meldet die rassistischen Beschmierungen „Neger Drogen Tod“, die sich in zwei Bussen der Linie 
57A der Wiener Linien im jeweils hinteren Teil des Busses befinden. Weiters steht laut dieser Zeugin in der 
Gumpendorferstraße in Wien sieben Mal „Neger Raus“ auf Hauswänden.

• Frau H. meldet eine Beschmierung in der öffentlichen Telefonzelle Taborstraße 38–40, 2. Wiener Gemeindebezirk. 
Hier steht mit schwarzem Filzstift „meine Heimat voll Ausländer. Rot? Jud“ Sie entfernt es mit einem Schwamm 
und Scheuermittel. Frau H. entdeckt (und entfernt) Beschmierungen mit demselben Schriftzug auch in zwei ande-
ren nahen Telefonzellen.

• Eine Zeugin meldet eine „Nazis und Neger raus“-Beschmierung neben dem Eingang einer Apotheke im 7. Wiener 
Gemeindebezirk. Auf die Intervention von ZARA wird die Beschmierung entfernt.

• Frau K. meldet zwei „Neger raus“-Beschmierungen auf den Häusern Schweglerstraße 30 und 46 im 15. Wiener 
Gemeindebezirk. Auf Intervention von ZARA werden diese Beschmierungen kurze Zeit später entfernt.

• Herr A. meldet folgende Beschmierungen:
- „Neger raus“ auf der Schutzmauer der Linie 21 vor dem Ferry Dusika Stadion.
- „Neger raus“ auf der Mauer der Wohnhausanlage Engerthstraße/Dr. Natterer-Gasse 
- „No Nigger“ auf der Reichsbrücke am Gehweg
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- Neger Raus“ auf einem Stützpfeiler der Donaustadtbrücke
- ein Hakenkreuz am Leitungsmast auf der Engerthstraße, Höhe Wilhelmskaserne
- „Hurenkinder sind die Türken und Jugos“ auf der Prater Hauptallee bei der Abzweigung zum Schutzhaus 
- ein Hakenkreuz am Handelskai 214 Ecke Kafkastraße
- „Nigger Raus“ am Bezirksgericht Taborstraße, rechts neben dem Eingang
- „Neger Raus“ an der Hauswand des Bundesministeriums für Landesverteidigung 

• Frau P. meldet zahlreiche Beschmierungen mit dem Wort „Neger“: Sie befinden sich entlang von Hausfassaden 
(mind. 300 m) in der Schönbrunner Schlossstraße

• Herr A. meldet Beschmierungen („Juden raus“, „Scheiß Neger“) auf Parkbänken in der Wohnanlage Vorgarten, 
Wien. Die Bänke befinden sich auf einem vielbenutzten Gehweg.

• Frau K. meldet die Beschmierung „Scheiß Tschuschen“ auf einem orangen Baucontainer am Johann Nepomuk Vogl-
Platz/Ecke Kreuzgasse im 18. Wiener Gemeindebezirk. Auf einen Beschwerdebrief reagiert der Eigentümer nicht. 
Frau K. meldet schließlich, dass die Beschmierung übermalt wurde.

• Herr M. meldet eine Hakenkreuz-Beschmierung am Gehweg vor der Bushaltestelle Vogelweideplatz. Nach einer 
Intervention von ZARA wird das Hakenkreuz rasch entfernt.

• Herr M. meldet eine „Neger=Drogen“-Beschmierung im Bus Nr. 8310 der Linie 2A.
• Frau K. meldet aus dem Waggon 1369 der Linie 5 den Aufdruck eines Stempels „Asyl=Neger=Drogen“.
• Frau T. meldet die Beschmierung „Roma ins Gas“ aus dem Wartehäuschen der Autobushaltestelle 66A. Teilweise ist 

das R überschmiert – dann liest es sich wie „Oma ins Gas“.
• Frau K. meldet die Beschmierung „JUD=ROT=ORF“ auf einer Parkbank in der Prater Hauptallee. Der Bürgerdienst 

kümmert sich auf ZARAs Bitte in kürzester Zeit um die Entfernung.
• Frau V. meldet „Deutsche wehrt Euch“ und eine Hakenkreuz-Beschmierung auf der Gegensprechanlage des Hauses 

2., Blumauergasse 20.
• Frau R. meldet die Beschmierung „Fick die Türkenkinder und Jugos“ sowie „Neger raus“ in der Richterstraße 9. Frau 

R hat eben beobachtet, dass eine Kindergruppe mit einer schwarzen Betreuerin an der Beschmierung vorbeige-
gangen ist und ist sehr betroffen.

• Frau S. meldet „Nigger raus“ und „Nigger ist Aids“-Beschmierungen im Erdbergviertel rund um den Kardinal-Nagl-
Platz. 

• Frau K. meldet eine rassistische Beschmierung („KKK“) in unmittelbarer Nähe des Afrika Dorfes. Auf die Meldung 
von ZARA reagiert der Bürgerdienst jedoch nie.

• ZARA erhält folgende E-Mail: „Ich möchte folgende rassistische Beschmierung melden: (Falls noch nicht entfernt, 
habe mich mit zuständigen Personen in Verbindung gesetzt!) Schwarzer Weg (neben Eingang Merkur Markt) in 
Wien 21: ‚Scheiss Österreicher’ bzw. ‚Scheiß Österreich’. Biedermannsdorf, Bushaltestelle, Richtung Wien, Mödling: 
‚Alle Österreicher sind scheiße’ (oder so ähnlich, undeutlich zu lesen) Bitte um rasche Entfernung! Herzlichen 
Dank!“

• Frau K. beschwert sich, dass direkt neben ihrem Haustor die Beschmierung „Nigger raus“ angebracht wurde. Auf 
den Beschwerdebrief von ZARA antwortet der Hauseigentümer prompt und die Beschmierung wird kurz darauf 
vollkommen – in Farbe des Hauses – übermalt.

• Frau K. meldet, dass beim Eingang zum Finanzamt/Bezirksgericht des 22. Wiener Gemeindebezirks „Neger raus“ 
steht. Ebenso auf der Geschäftsfassade des Holland Blumen Markt Ecke Steigendeschgasse/Wagramerstraße. Frau 
K. hat bereits im Geschäft nachgefragt, warum die Beschmierung nicht entfernt wurde, worauf nur der Buchstabe 
R des Wortes „Neger“ weggeputzt wurde 

• Beschmierung „Negerhuren“ und „Urwaldaffen zurück nach Afrika“ gegenüber vom Donauparkeingang auf der 
Hinterseite einer Plakatwand bei der Busstation.

• 5. Jänner 2003: Eine Reklametafel an der Straßenbahnhaltestelle Wehlistraße Ecke Heinrich-Maxa-Gasse 
(Wien) ist mit folgendem Text beschmiert: „Hitler please come back you forgott to kill the kanaken 

– Hakenkreuz 88 – Rotterdam terror corps“.
• Februar 2003: An einer Außenwand der Wirschaftsuniversität Wien (Augasse, 1090 Wien) steht folgender 

Text: „von palästina 1916 bis irak 2003 kein vergeben dem zionismus und imperialismus“.
• Februar 2003: Eine Beschmierung auf dem Hausvorsprung Währingerstraße 23 in Wien lautet: „Death to 

Zionism! Death to US-Fascism!“
•  22. März 2003: Auf dem heruntergelassenen Rollbalken einer Trafik ist der Schriftzug „Jew“ zu lesen, in 

weißer Farbe, ca. 50 cm hoch. Die Trafik war bis vor wenigen Jahren im Besitz einer jüdischen Familie.

Was ZARA gegen rassistische Beschmierungen tun kann und tut
Angesichts der massiven Bedrohungen, die von rassistischen Sprüchen ausgehen und der regelrechten Überflutung 
(zumindest der Stadt Wien) mit rassistischen Beschmierungen im öffentlichen Raum hält ZARA die schnelle, konse-
quente und vollständige Entfernung im Sinne einer „Zero Tolerance“ für unbedingt nötig. 
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ZARA ist der Meinung, dass es vom hundertfach gelesenen „Tötet Neger“ zur Tat nicht weit ist und dass verbale 
Drohungen ernst genommen werden müssen.

ZARA ist bemüht, mit Hilfe freiwilliger MitarbeiterInnen möglichst viele der rassistischen Schmierereien photogra-
phisch zu dokumentieren und setzte sich in allen oben beschriebenen Fällen für eine möglichst schnelle Entfernung 
ein. Die Arbeit mit den zuständigen Beschwerdestellen (Bürgerdienst der Stadt Wien, Kundendienst der Wiener Linien) 
funktioniert meistens gut. In manchen Bezirken, wie z.B. im ersten, fünften und teilweise auch im zweiten, bemühen 
sich sehr engagierte freiwillige Mitarbeiterinnen von ZARA um die schnelle Entfernung. Firmen, deren Objekte rassis-
tische Beschmierungen aufweisen, melden sich oft gar nicht bzw. zeigen sie sich wenig kooperativ (z.B. die Telekom 
Austria).

Im Falle von Beschmierungen auf Privateigentum muss die Entfernung leider auf Kosten der BesitzerInnen 
geschehen und erfolgt (vermutlich daher) oftmals weniger schnell und konsequent. Hier muss ZARA oft wochenlang 
urgieren. 

Rechtlich sind Beschmierungen – welcher Art auch immer – Sachbeschädigung und daher strafbar. Eine eigen-
mächtige Übermalung eines rassistischen Spruches gilt daher ebenso als Sachbeschädigung. Spezielle Regeln bezüglich 
rassistischer Aussagen gibt es nicht. Eventuell verstoßen rassistische Beschmierungen aber gegen das Verbotsgesetz 
(Beispiel Hakenkreuz oder „Juden ins KZ!“) oder sind eine Verhetzung im Sinne des § 283 (Beispiele „Kill Nigger“ oder 
„Tötet Yugos“.) Näheres siehe Kapitel „Rechtliche Rahmenbedingungen“. 

Polizei

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr O., ein aus Afrika stammender Student, der sich sein Studium in Wien als Taxifahrer finanziert, sucht 

am 17. November 2003 gemeinsam mit einem Freund in seinem Dienstwagen, einem Mercedes, einen Parkplatz. Am 
Straßenrand sieht er zwei Polizisten. Nach kurzer Zeit hört Herr O. plötzlich Polizeisirenen. Als er zur Seite fährt, um 
dem Polizeiauto Platz zu machen, bremst sich dieses direkt vor ihm ein. Die Beamten kommen auf Herrn O. zu und 
ersuchen ihn zunächst um einen Reisepass. Er händigt ihnen seinen Führerschein aus. Herr O. erkundigt sich, ob es ein 
Problem gäbe. Der Beamte erwidert, dass dies eine normale Kontrolle sei. Herr O. sagt, dass die Kontrolle ungerecht-
fertigt sei und dass man ihn nur deshalb aufhielte, weil er schwarz und im Besitz eines teuren Autos sei. Dies mache 
ihn offenbar verdächtig und er meint, dass dies „nur in Österreich möglich“ sei. Darauf erwidert der Beamte, dass er 
sich ja beim Bundespräsidenten beschweren könne. Nach der Kontrolle seines Beifahrers darf Herr O. weiterfahren. Er 
glaubt, dass die Sache erledigt ist. 10 Tage später erhält Herr O. jedoch eine Strafverfügung, weil er angeblich durch 
„wildes und heftiges Gestikulieren mit den Händen“ die Amtshandlung behindert habe. ZARA verfasst einen Einspruch 
und kontaktiert den zuständigen Beschwerdeoffizier des Bezirkes.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr M. kommt am 6. Jänner 2003 mit seiner Frau und seiner 4 Jahre alten Tochter aus dem Urlaub in 

England zurück. Sie landen am Salzburger Flughafen und wollen mit dem Zug weiter nach Wien fahren. Herr M. 
ist aus England stammender Afro-Österreicher und lebt schon seit 1979 in Österreich. Seine Frau ist Österreicherin. 
Zwischen 14.15 und 14.20 Uhr wird Herr M. bei der Passkontrolle von den übrigen PassagierInnen separiert und sein 
Pass und der seiner Frau werden besonders kontrolliert. Den Pass seiner Frau bekommt er gleich zurück, seinen behält 
der Beamte: Er wird gescannt, genau durchgeschaut und im Computer werden alle seine Daten überprüft. Der Beamte 
findet einen Eintrag, dass der Pass vor fünf Jahren als verloren gemeldet wurde, sonst nichts. Der Beamte fragt: 
„Sie haben einmal Ihren Pass verloren? Haben Sie ihn wieder gefunden?“ Da die Familie seit 5.30 Uhr unterwegs ist, 
die kleine Tochter müde ist und sie noch einen Zug erreichen müssen, fragt Herr M. den Beamten: „Was wollen Sie 
eigentlich von mir?“ und fragt höflich, ob andere Passagiere auch so lange aufgehalten würden. Es kommen noch 
zwei Kollegen hinzu und es entsteht eine Diskussion. In der hinteren Kontrollkabine ist ein weiterer Beamte, der zu 
beruhigen versucht: der Kollege habe es nicht böse gemeint. Nun will der kontrollierende Beamte plötzlich seinen 
Pass kopieren und verschwindet damit im Wachzimmer. Ein weiterer Beamte, offensichtlich der Chef, kommt aus 
dem Wachezimmer, bedrohlich und laut fragt er: „Wo ist er?“ Herr M. wird in das Wachzimmer mitgenommen. Er ist 
erschrocken über das aggressive Verhalten des Leiters, der ja in seiner Funktion die Situation eigentlich beruhigen 
soll. Herr M. erfragt den Namen des Beamten.

Schließlich lässt man die Familie gehen. Herr M. erzählt im ZARA-Beratungsgespräch, dass er in Österreich schon 
viele Höhen und Tiefen erlebt habe, aber so etwas sei ihm noch nie passiert. Die Passagiere hinter ihm seien alle 
schockiert gewesen. Welchen Eindruck hinterlässt das von Österreich, fragt Herr M. 
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Herr M. möchte den Vorfall nicht einfach so stehen lassen und daher einen Beschwerdebrief schreiben, keine 
Klage. Wenige Tage nach dem ersten Beratungsgespräch ruft Herr M. seine ZARA-Beraterin an und berichtet, dass 
er von der Polizeidirektion Salzburg wegen „Erregung öffentlichen Ärgernisses“ zur Zahlung von 144 Euro Strafe 
aufgefordert wurde. In der Strafverfügung wird Herrn M. rücksichtsloses Verhalten, Beschimpfen der Beamten und 
Verzögerung der Einreisekontrolle, sowie ungerechtfertigte Störung der öffentlichen Ordnung vorgeworfen. Ein 
ZARA-Berater überprüft die Strafverfügung auf formale Fehler, findet jedoch keine. Herr M. ist sehr verärgert und 
möchte unbedingt eine Beschwerde schreiben. Der ZARA-Berater macht ihn jedoch darauf aufmerksam, dass es noch 
schlimmer kommen könne und ihm die Anklage der Verleumdung drohen könne und außerdem die Kosten für ihn 
steigen könnten. Die Option, dass ZARA ein Gespräch mit den Beamten vermitteln könnte, ist ihm zu umständlich: 
Herr M. will nicht nur wegen eines Gespräches nach Salzburg fahren, da könne er gleich die Strafe bezahlen und alles 
auf sich beruhen lassen.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr S. berichtet, dass er am Samstag, den 21. Juni 2003 im Rahmen der „Laaer Grenzlandmesse“ einen 

Auftritt der Musikgruppe „Bergkristall“ erlebt. Am Ende eines der Lieder kommt es zu Ausrufen wie „zicke zacke hoi 
hoi“ etc. Um ca. 23 Uhr schreit eines der Bandmitglieder „Sieg“ und ein Teil des anwesenden Publikums antwortet 
mit „Heil“. Herr S. versucht die Messeleitung dazu zu bewegen, die Band aufzufordern sich zu distanzieren und sich 
zu entschuldigen. Das scheitert aber, selbst als er droht, zur Polizei zu gehen und den Fall zur Anzeige zu bringen. Ein 
Bandmitglied meint später: „Eigentlich hab ich ja ‚Ski‘ gemeint“. 

Am nächsten Tag will Herr S. bei der Polizei Anzeige erstatten. Der Fall wird vorerst nur handschriftlich aufgenom-
men, mit der Begründung, dass die Beweise äußerst dünn seien. Obwohl Herr S. sechs ZeugInnen nennen kann, meint 
der Polizist, er werde sich am Nachmittag mit der Messeleitung in Verbindung setzen und dann Herrn S. benachrich-
tigen. Die Polizei meldet sich aber nicht mehr bei Herrn S., der sich nun an ZARA wendet. ZARA leitet den Fall an 
das Forum gegen Antisemitismus weiter. Herr S. versucht oftmals, eine Bestätigung und/oder eine Kopie von seiner 
Anzeige zu bekommen. Mit variierenden, fadenscheinigen Begründungen („Der Polizist ist seit Sonntag nicht mehr im 
Dienst, seine Kollegen können dazu keine Auskunft geben“ oder „Der zuständige Gendarm ist erst wieder am 3. oder 
4. August im Dienst“) wird er immer wieder vertröstet. ZARA vereinbart mit dem Forum gegen Antisemitismus, dass 
dieses sich um eine Kopie der Anzeige bemüht. Herr S. meldet ZARA schließlich, dass er nach nun fast 2 Monaten eine 
Verständigung von der Staatsanwaltschaft Korneuburg bekommen hat: Das Verfahren wurde eingestellt. Herr S. weiß 
nach wie vor nicht, was in der Anzeige stand, weder er noch die anderen Zeugen wurden befragt. ZARA informiert 
Herrn S. darüber, dass keine Kontrolle über das Verfahren möglich ist und es auch leider keine Berufungsmöglichkeit 
gibt. ZARA kann nur dokumentieren.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau Dr. P. meldet sich bei ZARA, da ein aus Pakistan stammender Patient ihr glaubhaft geschildert hat, 

dass er in der Nacht von 19. auf 20. April 2003 von Beamten in einer Polizeiwachstube im 1. Wiener Gemeindebezirk 
verprügelt worden sei. Dr. P. möchte wissen, was sie nun tun kann. Der ZARA-Berater rät, Anzeige zu erstatten und 
die genaue Vorgehensweise eventuell mit der Ärztekammer abzuklären. Weiters sollte sie ihren Patienten zu einem 
Beratungsgespräch an ZARA weitervermitteln. Leider meldet sich niemand bei ZARA.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Anonym wird ZARA auf folgenden Vorfall hingewiesen: Am 29. Mai 2003 kommt eine Spezialeinheit der 

Polizei (maskiert und mit Waffen im Anschlag) in das Haus Längenfeldgasse 12, wo vor allem Afrikaner leben. Die 
Polizeibeamten fordern alle Bewohner auf: „Lie down on the floor“. Obwohl sich jeder sofort hinlegt, fangen sie an, 
sie mit Stiefeln zu treten. (Ein Freund hat dem Zeugen / der Zeugin blaue Flecken gezeigt.) Die Beamten durchsu-
chen alles und schneiden dabei z.B. die Couch mit Messern auf, wie auch Koffer, obwohl diese nicht versperrt sind. 
Sie schmeißen alles durcheinander: Kleidung, Essen aus dem Kühlschrank, etc. „Der Raum schaut danach aus wie 
nach einem Bombenangriff.“ Auch die Geldbörsen aller Anwesenden werden untersucht und das Geld herausge-
nommen. Einen Durchsuchungsbefehl hat es für das alles scheinbar nicht gegeben. Die Zeugin / der Zeuge fragt, ob 
PolizistInnen einfach Geld nehmen dürfen und bezeichnet sie als Diebe. „Ich verstehe das alles nicht. Die Polizei hat 
kein Recht jemanden zu schlagen wenn er sich nicht zur Wehr setzt. Wie ist so was möglich in Österreich?? Haben 
Asylanten kein Recht auf normalen menschlichen Umgang? Ich bin entsetzt!!!“
Der ZARA-Berater bemüht sich, ZeugInnen zu finden, was ihm nicht gelingt. Eine Anfrage an die Polizei ergibt, dass 
diese über keine Razzia an dem Tag in dem Haus Bescheid weiß. Somit bleibt die Darstellung unbestätigt.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr B. meldet sich telefonisch bei ZARA und ist sehr aufgebracht. Er ist mit seinem Auto gegen 12 

Uhr mittags auf der Mariahilferstraße in Wien unterwegs. Da überquert direkt vor ihm ein „Typ, dem ich nicht 
Nachts begegnen möchte“ die Straße und stürzt sich am anderen Gehsteig auf einen Afrikaner. Er springt direkt 
auf den Mann und dieser fällt mit dem Kopf auf einen Mistkübel. Es stellt sich später heraus, dass es sich bei denm 
Aggressoren um einen Polizeibeamten in Zivil handelt. Ein zweiter Polizist in Zivil stößt hinzu, dem Afrikaner werden 
Handschellen angelegt. Im Zuge der Amtshandlung hat er die Kappe verloren, die ihm ein Beamter nun – wie Herr 
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B. sagt – „draufhaut“. Herr B. beobachtet alles von seinem PKW aus. Als ihm die seiner Meinung nach menschenun-
würdige Behandlung zuviel wird, steigt er aus, geht zu den Beamten und weist sie darauf hin, dass er Zeuge dieser 
brutalen „Amtshandlung“ sei. Der Beamte, immer noch aggressiv, droht ihm und brüllt ihn an, dass er verschwinden 
soll. Herr B. teilt den Beamten mit, dass er sie anzeigen werde. Da Herr B. das Gefühl bekommt, dass auch er attackiert 
werden könnte, entfernt er sich wieder vom Schauplatz der Amtshandlung, notiert sich jedoch das Kennzeichen des 
Polizeiwagens. Herr B. möchte sich selbst schriftlich beschweren, daher gibt der ZARA-Berater ihm die Adressen von 
verschiedenen Stellen, an die er sich wenden kann.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr und Frau X. stammen ursprünglich aus Chile. Am 3. November 2003 besucht Herr X. mit einem Freund 

ein Billiard-Café in der Nähe des Wiener Naschmarkts. Als sie das Lokal verlassen, werden sie von Polizisten nach 
ihren Personalausweisen gefragt. Herr X. hat nur eine Kopie seines Reisepasses bei sich. Beide Männer werden von den 
Polizisten ins Kommissariat gebracht. Dort stellt sich heraus, dass der Laptop, den sein Freund im Rucksack hat, als 
gestohlen gemeldet ist. Die Beamten nehmen auch das von Herrn X. mitgeführte Mobiltelefon an sich, da sie offenbar 
denken, dass es ebenfalls gestohlen ist. Dieses Mobiltelefon gehört jedoch nachweislich seiner Frau. Herr X. muss die 
ganze Nacht am Kommissariat verbringen, nur weil er nicht angeben kann, welchen „Aktivitäten“ sein Freund nach-
geht. Herr X. hat Herzprobleme und benötigt Medikamente, weshalb um 2 Uhr Früh die Sicherheitsbeamten Frau X. 
(die von dem Vorfall keine Ahnung hat) wecken und Medikamente für ihren Mann abholen wollen. Man erklärt ihr 
nicht, warum ihr Mann festgehalten wird. Am nächsten Tag besucht Frau X. das Kommissariat und man sagt ihr: „Er 
hat eingebrochen“ und „Es ist sicher, er hat etwas gemacht“. Zwei Wochen später erhält Herr X. eine Ladung in Bezug 
auf die „Angelegenheit vom 3.11.2003“. Die Ladung bezieht sich jedoch auf den Vormittag des selben Tages und daher 
kann Herr X. diesen Termin nicht einhalten. Am folgenden Montag geht das Ehepaar X gemeinsam zum Kommissariat, 
wo Bilder und Fingerdrücke sowie DNA-Proben von Herrn X. angefertigt werden. Zwei Wochen später wird schließlich 
die Strafanzeige gegen ihn zurückgelegt. Das Mobiltelefon von Frau X. befindet sich nach wie vor in Gewahrsam der 
Sicherheitsbeamten. Herr und Frau X. haben keine Entschuldigung erhalten. ZARA bereitet eine Anfrage an die Polizei 
vor, das Ehepaar meldet sich jedoch leider nicht mehr und ist nicht erreichbar.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau F. erlebt am 28. November 2003 Abends eine Verhaftung eines dunkelhäutigen Mannes durch zahl-

reiche Polizisten am Praterstern in Wien. Die Amtshandlung verläuft aus ihrer Perspektive derart brutal, dass sie sich 
an den gewaltsamen Tod von Cheibane Wague (siehe Bericht in diesem Rassismus Report) erinnert fühlt: „Ich schreie: 
‚Aufhören!’ – ‚Halt die Gosch´n!’, schreit mich ein Polizist an. Fünf, sechs Menschen drücken den Mann zu Boden, 
Bauchlage, und ich denke wieder an Seibane. Ich bin völlig aufgeregt, ich weine, zittere am ganzen Körper. Ich frage, 
ob sie denn nicht dazu lernen: ‚Was lernen Sie in Ihrer verdammten Ausbildung’ sage ich, ‚Nicht so viele auf ihm 
drauf!’ – ‚Pass auf, was du sagst’, sagt ein Polizist.“

Frau F. fordert andere Passanten auf, stehen zu bleiben, um als Zeugen aussagen zu können. Sie muss sich auswei-
sen und dafür rechtfertigen, dass sie da steht. Sie ist sehr besorgt um die Vitalfunktionen des Mannes und bittet: „(...) 
Bitte setzen sie ihn auf, er muss atmen können. ‚Dann tritt er um sich’, sagt der Polizist, ‚wir können ihn höchstens 
umdrehen.’ ‚Ja, bitte drehen sie ihn um, damit er atmen kann!’ Kurz darauf heben sie ihn hoch. ‚Er wird verhaftet 
wegen Drogenhandel’, sagt ein Polizist zu mir.“ 

Frau F. sagt resümierend über dieses für sie schockierende Erlebnis, dass sie sich „als Mensch, als österreichische 
Staatsbürgerin, als Medizinstudentin und zukünftige Ärztin“ verpflichtet fühlte, so zu handeln.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A., im Iran geboren, wird bei der U4-Station Karlsplatz in Wien von der Polizei festgenommen. Die 

Polizei hält ihn für einen gesuchten Drogendealer, weil er „orientalischer Abstammung“ ist und „einen Bart“ trägt. 
Nach einer Stunde auf der Polizeistation stellen die Beamten fest, dass Herr A. nicht der Gesuchte ist und entlas-
sen ihn wieder. Als Herr A. sich über die Festnahme beschwert, drohen ihm die Beamten mit einer Anzeige wegen 
Beleidigung. Ein ZARA-Berater begleitet ihn abermals zur Polizei und versucht in einem Gespräch mit den Beamten 
zu klären, warum er festgenommen wurde und weswegen er angezeigt werden soll. Nach einer Diskussion mit dem 
Abteilungsleiter verzichten die Beamten auf eine Anzeige und entschuldigen sich für die Festnahme: Es sei ein 
Missverständnis gewesen. Herr A. ist damit zufrieden.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr B., in der Türkei geborener österreichischer Staatsbürger, wird am Abend von zwei Beamten kontrol-

liert. Diese verlangen einen Ausweis von ihm, da er „illegal“ in Österreich sein könnte. Herr B. kann sich jedoch nicht 
ausweisen und wird zur Polizeiwache gebracht, wo die Beamten seine Identität feststellen und ihn wieder entlassen. 
Herr B. beschwert sich während des Aufenthaltes auf der Polizeiwache über die Mitnahme auf die Polizeistation und 
wird dabei laut. Er meint, die Beamten hätten ihn nicht mitnehmen dürfen, da seine Wohnung und ein Ausweis nur 
einige Minuten entfernt sei. Er befürchtet im ZARA-Beratungsgespräch, dass er Probleme bekommen werde und bit-
tet seinen Berater, mit den Beamten Kontakt aufzunehmen. Der ZARA-Berater erfährt in einem Gespräch vom zustän-
digen Beschwerdeoffizier, es werde keine Konsequenzen geben und dass solche Vorkommnisse „alltäglich“ seien. 
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Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr D., in Slowenien geboren, arbeitet als Nachtarbeiter bei den Opelwerken und kommt immer spät in der 

Nacht nach Hause. Fast jedes Mal wird Herr D. von zwei Polizeibeamten kontrolliert – und zwar immer dann, wenn 
er vor seiner Haustüre steht. Meistens sind es die selben Beamten. Bei jeder Kontrolle muss sich Herr D. ausweisen 
und erklären, warum er um 2 Uhr in der Früh noch unterwegs ist. Der ZARA-Berater versucht, einen Termin beim 
zuständigen Beschwerdeoffizier zu bekommen. Bevor noch ein Termin organisiert ist, hören die Kontrollen auf und 
Herr D. verzichtet auf eine weitere Verfolgung.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau S. meldet sich aus Salzburg: „Ich habe gemeinsam mit meinem aus Ghana stammenden Mann am 

1. August 2003 in Salzburg (…), einen Call-Shop mit Internet-Cafe eröffnet. Vom ersten Tag an bekamen wir die 
Ausländerfeindlichkeit der Anrainer und Polizei zu spüren. Meine Kunden werden von einem Herrn über meinem 
Lokal mit Wasser beschüttet. Meine 7-jährige Tochter, die gerne mal mit Freunden vor dem Geschäft spielt, wurde 
von diesem Herrn mit Obst, Gemüse und Brot beschmissen.“ Frau S. hat diesen Vorfall der Polizei gemeldet. Die 
Geschichte wurde einfach umgedreht und es wurde behauptet, dass sie selbst die Essensreste und das Wasser auf der 
Straße verteilt hätte. Die Beamten vertraten die Seite der beschuldigten Person. Die Polizei sei, so Frau S., fast täg-
lich zur Kontrolle in ihrem Call-Shop. Die Beschwerden der Anrainer, dass es zu laut sei, könne die Polizei aber nicht 
bestätigen. Die Beamten führen „auf aggressive Weise“ Ausweiskontrollen durch und ihr Mann und andere Kunden 
werden mit rassistischen Sprüchen wie „Du Affe, ich kann dich jederzeit erschießen und keiner tut mir was“, „Scheiß 
Neger, geh zurück wo du herkommst“ beschimpft. Frau S. berichtet weiter, dass am Freitag den 10. Oktober 2003 
gegen 21 Uhr zwei Polizeibeamte in das Geschäft kommen und mit lautem Ton nach dem Geschäftsführer fragen. Sie 
wollen den Ausweis ihres Mannes sehen und wollen wissen ob er Österreicher sei. Herr S. verneint und zeigt seinen 
deutschen Personalausweis. Daraufhin sagt einer der beiden: „Trotzdem bist’ Ausländer, auch in Deutschland“. Ein 
aus Nigeria stammender Kunde will nun sein Telefonat bezahlen und will wissen, warum die Polizei sich so verhält. 
Daraufhin rammt der einer der Polizeibeamten ihm den Ellbogen in den Bauch und presst ihn an die Wand, während 
der andere Beamte Verstärkung ruft. Handschellen werden angelegt und der Kunde kurzerhand zum Bahnhofsrevier 
mitgenommen. Das Ehepaar schließt daraufhin das Geschäft und folgt mit 3 weiteren Kunden zur Bahnhofswache. 
Dort werden sie nicht eingelassen. Die Beamten stehen hinter der Glasscheibe beim Eingang und machen sich auf 
provokative Art lustig: Es werden Affen nachgemacht, einer verhält sich so als ob er sich übergeben müsste. Nach 
ungefähr 15 Minuten lassen die Polizisten den Kunden wieder frei. Da er am ganzen Körper Schmerzen hat und sich 
schwach fühlt, ruft Frau S. (für die Polizisten sichtbar) die Rettung. Er wird ins LKH Salzburg gebracht – wo jedoch 
die beiden Beamten bereits warten und der Ärztin davon abraten, den Patienten zu behandeln. Die Ärztin untersucht 
den Mann nicht und rät nur: „Nehmen Sie gegen ihre Schmerzen ein Schmerzmittel“. Daraufhin bringt Frau S. ihren 
Kunden ins Krankenhaus Bad Reichenhall, wo die Ärzte ihn sofort professionell behandeln (Blutabnahme, Ultraschall, 
Röntgen). Er hat einen geschwollenen Arm und Schmerzen in der Bauchgegend. Der Arzt sagt, dass er zwei Tage im 
Krankenhaus bleiben müsse, da er viel zu schwach sei und weitere Komplikationen vermieden werden müssten.

Am nächsten Tag will Frau S. eine Anzeige gegen die beiden Polizisten machen, wird jedoch auf Montag verwiesen. 
Sie wendet sich per E-Mail an die Polizeidirektion, an den Magistrat, an die SPÖ-Salzburg-Vorsitzende Gabi Burgstaller 
und an die Grünen. Außerdem verständigt sie den ORF Salzburg, der sofort ein Kamerateam ins Krankenhaus Bad 
Reichenhall schickt, um ein Interview mit dem Opfer der Polizeigewalt zu machen. Anschließend filmt das ORF-
Team auch ihr Call-Center und macht mit Frau S. ebenfalls ein Interview. Der Beitrag wird am 12. Oktober 2003  in 
„Salzburg heute“ (ORF 2) ausgestrahlt. Frau S. resümiert: „In Salzburg wird es den dunkelhäutigen Menschen nicht 
leicht gemacht. Es versuchten schon einige vor uns ein Geschäft in Salzburg zu eröffnen, jedoch scheiterte dies immer 
an der Ausländerfeindlichkeit und der Korruptheit der Salzburger Beamten.“

ZARA ersucht die Polizei schriftlich um eine Stellungnahme. Die Antwort erfolgt per E-Mail: „(...) Eine mit Ihrem 
Schreiben etwa gleich lautende Beschwerde von Frau S., datiert mit 13.10.2003, ist bereits bei unserer Behörde in 
Bearbeitung. Soweit in dieser Beschwerde eine Misshandlung des S. durch Organe der Bundespolizeidirektion Salzburg 
behauptet wird, wurde dieser Vorgang bereits der Staatsanwaltschaft Salzburg übermittelt und ist dzt. gerichtsanhän-
gig. Die von ho. eingeleiteten Erhebungen bezüglich allfälligen rassistischen Verhaltens von Sicherheitswachbeamten 
unserer Behörde haben bisher noch keine Hinweise darauf erbracht. In diesem Zusammenhang ist allerdings darauf 
hinzuweisen, dass Herr S. auch bei einem früheren Vorfall die amtshandelnden Organe sofort als Rassisten beschimpft 
hat. In der gegenständlichen Causa wurde bereits der Menschenrechtsbeirat eingeschaltet und wird in den nächs-
ten Tagen die ho. Erhebungsergebnisse überprüfen. Mit freundlichen Grüßen Für den Polizeidirektor: Mag. Heinz 
Kitzmantel“
Es wird von ZARA zusätzlich eine Beschwerde beim UVS eingereicht.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A. ist Österreicher nigerianischer Herkunft. Im Juli 2003 kommt er zu einem Beratungsgespräch. 

Er erzählt, wie er im März 2002 nach einem Besuch in der Kirche in einem kleinen Dorf in der Steiermark von 
Polizisten aufgehalten wird. Ohne Begründung wird er auf die Polizeistation gebracht. Herr A. muss rund 15 Tage 
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in Untersuchungshaft bleiben. Ihm wird gefährliche Drohung gegenüber seiner Ehefrau vorgeworfen. Eine diesbe-
zügliche Anzeige wurde angeblich – laut Herrn A. unter Druck der Polizei – von der Frau erstattet und dann wieder 
zurückgezogen und das Verfahren eingestellt. Beweise und ZeugInnen für die gefährliche Drohung konnten nicht 
gefunden werden. Nach diesem Erlebnis fährt er nach Wien und er möchte auch nicht mehr zurück in das Dorf, weil 
er Angst hat. Herr A. vermutet, dass das alles passiert ist, weil er eine dunkle Hautfarbe hat. Für eine UVS-Beschwerde 
ist die Frist schon abgelaufen, daher vermittelt ZARA Herrn A. an einen Wiener Rechtsanwalt. 

Am 7.Oktober 2003 wird ein äthiopischer Mann mit „Scheiß-Nigger, Arschloch, Ausländer“ von einem Pas-
santen beschimpft. Der Mann antwortet: „Das sind die Ideen von Hitler“. Daraufhin ruft der Aggressor die 

Polizei. Die Beamten hören sich die Version des Passanten an und gehen auf den Äthiopier nicht ein. Sie fragen ihn 
nach seinen Papieren und woher er sein Fahrrad habe. Sie überprüfen sofort, ob das Rad gestohlen ist, obwohl dazu 
nicht die geringste Veranlassung besteht. Als die Freundin des Opfers (Österreicherin) hinzukommt, hören sie ihm 
schließlich zu. Eine Mitarbeiterin des Wiener Integrationshauses übermittelt den Bericht an ZARA. Der Kontakt mit 
dem Betroffenen wird hergestellt und im Beratungsgespräch wird deutlich, dass er die ungerechte Behandlung nicht 
auf sich beruhen lassen möchte. Aber da er Asylweber ist, hat er Angst vor möglichen negativen Konsequenzen seiner 
Beschwerde. Daher möchte er den Fall letztendlich nur bei ZARA dokumentiert wissen. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr H. stammt aus Ägypten, lebt seit dreizehn Jahren in Österreich. Er berichtet, dass er im Juli 2003 bei 

der U-Bahnstation Südtiroler Platz von Polizisten misshandelt wurde. Herr H. wird am Boden liegend geschlagen und 
anschließend festgenommen. Herr H., der an Hepatitis C erkrankt ist, sagt, dass er noch jetzt an den Auswirkungen 
dieses Vorfalls leide. Seine Frau erstattet Anzeige gegen die Polizisten, die jedoch freigesprochen werden. Herr H. 
wird im Gegenzug wegen Widerstand gegen die Staatsgewalt angezeigt. Ein ZARA-Mitarbeiter begleitet ihn zur 
Niederschrift bei der Polizei. Dabei wird er von den Polizeibeamten normal behandelt. Der ZARA-Berater empfiehlt 
einen Rechtanwalt.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr K. ist Afroösterreicher nigerianischer Herkunft. Er kommt am 14. November 2003 in der Früh mit dem 

Zug am Wiener Westbahnhof an und erlebt eine 40 Minuten dauernde, völlig grundlose Polizeikontrolle, die er sofort 
danach genau protokolliert:

„Ohne lange Widerrede übergebe ich meinen Personalausweis wo deutlich mein Name und meine Staatsbürgerschaft 
(Österreich) zu lesen sind. Der WEGA Beamte beginnt mir Fragen zu stellen. (...) – Hearst, mach hier keinen Aufsehen, 
oder willst Du zum Revier mitkommen?
Ich: Wozu? Weshalb darf ich jetzt nicht gehen? Nennen Sie mir bitte Zweck und Anlass ihrer Amtshandlung.
WEGA: Wegen Paragraph 35a Sicherheitspolizeigesetz.
Ich: Erstens, ich habe Ihnen meinen Ausweis ja schon gezeigt oder?
WEGA: Das müssen wir noch überprüfen, er könnte ja gefälscht sein. Und Du brauchst hier kein Aufsehen zu machen, 
wir machen nur unseren Job.
Ich: Bitte duzen sie mich nicht, ich habe Ihnen nicht erlaubt mich zu duzen.
WEGA: Ich kann reden mit Dir wie ich will!
Ich: Nein, Sie haben mir mit den nötigen Respekt anzusprechen, so wie jeder andere auch, wo kämen wir denn hin? 
Sie können so nicht mit mir reden.
WEGA: Ich kann sogar noch mehr, wenn Du mir so präpotent und goschert daher kommst. Außerdem störst Du hier 
die öffentliche Ordnung, und wir machen eh nur unsere Arbeit.
Ich: SIE haben mich aufgehalten, ich könnte hier keine Ordnung stören, wenn Sie mich nicht aufgehalten hätten, und 
außerdem hindern Sie mich daran MEINER Arbeit nachzugehen. (...)“

Schließlich ruft Herr K. zunächst einen Arbeitskollegen an, um über seine Verspätung Bescheid zu geben, dann ruft 
er einen Freund an, der Jurist ist und der für die restliche Dauer der Amtshandlung über das Mobiltelefon mit ihm ver-
bunden bleibt. Weitere Polizeibeamte treffen ein. Herr K. diskutiert mit den Beamten, wieso diese Personenkontrolle 
so lange dauert und es wird ihm eine Anzeige wegen Ruhestörung angedroht. Schließlich muss er noch diskutieren, 
um zumindest zwei Dienstnummern der inzwischen zahlreich anwesenden Polizeibeamten zu erfahren. Resümierend 
meint Herr K. über diesen Vorfall: „Ich bin ‚nur’ ziemlich lange festgehalten worden, aber nicht geschlagen oder 
durchsucht worden oder so, nur herablassende Kommentare.“

ZARA ersucht die Polizei um eine schriftliche Stellungnahme. Am 22. Jänner 2004 erhält ZARA einen Brief vom 
Referat für Auskünfte und Beschwerden der BPD Wien: „(...) Die Identitätsfeststellung erfolgte gemäß der Bestimmung 
§35 Abs 1. Zi. 2 lit. a Sicherheitspolizeigesetz, dem zufolge die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes zur 
Feststellung der Identität eines Menschen ermächtigt sind, wenn der dringende Verdacht besteht, dass sich an seinem 
Aufenthaltsort mit beträchtlicher Strafe bedrohte Handlungen ereignen. Wie ausreichend dokumentiert, begann die 
Amtshandlung um 9.35 Uhr und wurde mit 10.01 Uhr abgeschlossen. Die gesamte Amtshandlung dauerte somit 26 
Minuten. Die Zeitdauer resultierte aus der Tatsache, daß eine EDV-Abfrage und eine Meldeabfrage via Funkstelle 
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erfolgte, wobei im Rahmen der durchgeführten Großaktionen natürlich zahlreiche Anfragen gestellt wurden, weshalb 
es zu einer Verzögerung kam.

Wie die Beamten übereinstimmend angeben, soll sich Herr Mag. K. auf seine schlechten Deutschkenntnisse 
berufen haben (SIC), weshalb die Amtshandlung in englischer Sprache geführt worden ist. Die Anrede erfolgte mit 
‚you‘. Der Vorwurf des ‚Duzens‘ wird entschieden zurückgewiesen. (SIC) Wie die Beamten weiters angeben, hätte der 
Beschwerdeführer ständig versucht die Beamten zu provozieren und wurde deswegen wegen Ordnungsstörung und 
Lärmerregung abgemahnt. (SIC) Auch dies wurde durch die einschreitenden Beamten am 14.11.2003 dokumentiert. 
Es darf somit zusammenfassend angeführt werden, dass die Kontrolle des Herrn Mag. K. gemäß den rechtlichen 
Vorgaben des Sicherheitspolizeigesetztes erfolgte. Die überdurchschnittliche Wartezeit wird bedauert, war aber 
– wie oben angeführt – nicht vermeidbar. Hinsichtlich des angeblichen ‚Duzens‘ wird festgehalten, dass der Vorwurf 
nicht objektiviert werden konnte, wenngleich sich die Bundespolizeidirektion Wien der Problematik divergierender 
Aussagen selbstverständlich bewusst ist. (...)“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr und Frau R. berichten über einen Vorfall am Flughafen Schwechat, über den auch direkt beim 

Bundesministerium für Inneres eine schriftliche Beschwerde eingereicht wurde: „Am 29. Oktober 2003 sind wir mit 
einer Gruppe von Studierenden der Universität für angewandte Kunst Wien um 6 Uhr früh mit der AUA aus Tripolis 
nach Wien zurückgekehrt; übrigens von einer Projektreihe zur Verbesserung der Beziehungen mit der arabischen 
Welt. Bereits im Zubringerbus zur Ankunftshalle – also nicht bei der dafür vorgesehenen Kontrollstelle – mussten alle 
‚fremdländisch’ aussehenden Passagiere drei aggressiv auftretenden Polizisten (zwei davon in zivil) ihre Pässe und Visa 
vorweisen, bei offenen Türen, in schneidender Kälte. Vorhaltungen nicht ‚fremdländischer’ Passagiere um Auskunft 
und mehr Freundlichkeit sind barsch zurückgewiesen worden. Tenor: ‚Das müssen Sie uns überlassen’. Beanstandet 
würde übrigens schließlich keiner der ‚Selektierten’. In 40 Jahren als Flugpassagiere ist uns ein solcher Empfang nicht 
einmal aus deklarierten Polizeistaaten in Erinnerung. Wir haben uns geschämt, so in dieses Land zurückzukehren. 
Wer geniert sich weiter oben in der Hierarchie – und tut etwas gegen eine solche, jedes zivile Klima vergiftende 
‚Normalität’?“

Man antwortet Herrn und Frau R.: „Die Bundespolizeidirektion Schwechat bedauert Ihre subjektiven Empfindungen 
anlässlich der Vornahme der Grenzkontrolle. Sie versteht Ihre Eindrücke, obgleich die Bewertung über ‚aggressives’ 
Auftreten von persönlichen Vorstellungen geprägt und wegen unterlassener Benennung von konkretem Verhalten 
nur schwer zu bewerten ist. Die BPD Schwechat ist aber bemüht, ihren Organen ein Verhalten näher zu bringen, 
welches trotz unterschiedlichen Empfindens sozial akzeptabel ist. Obwohl gegen Ihre subjektiven Eindrücke und 
Bewertungen nicht argumentiert werden kann, soll doch der Versuch unternommen werden, Ihnen die sachlichen 
Gründe für eine Grenzkontrolle im Bereich des Luftfahrzeuges verständlich zu machen. Die Bundespolizeidirektion 
Schwechat sieht sich mit der Tatsache konfrontiert, dass zahlreiche illegale Migranten versuchen über den Flughafen 
Wien einzureisen. Diese Vorgangsweise weist einen hohen Grad an krimineller Organisation und Logistik auf. Die 
meisten illegalen Migranten vernichten nach ihrer Ankunft und vor der Grenzkontrolle ihre Reisedokumente und 
behaupten gegenüber der Behörde sich nicht erinnern zu können, mit welchem Luftfahrzeug bzw. welchem Carrier 
sie eingereist sind. Dadurch wird es der Behörde unmöglich gemacht, jene Personen, welche die Erfordernisse zur 
Gestattung der Einreise im Sinne der fremdenpolizeilichen Bestimmungen nicht erfüllen, zurückzuweisen. Es ent-
spricht internationalem aber auch nationalem Recht, dass die Beförderer verpflichtet sind, jene Personen, deren 
Einreise unzulässig war, auf ihre Kosten zurückzubefördern. Um Ihnen die Verhältnisse zu verdeutlichen dürfen wir 
Sie darauf hinweisen, dass im Monat Oktober 50% aller illegal eingeschleusten Personen unbekannt waren, weil sie 
bei der ersten Gelegenheit ihre Reisepässe vernichtet haben bzw. keine Zurückweisung mangels Carrier möglich war. 
Die BPD Schwechat analysiert genau jene Destinationen, die dazu benützt werden, illegale Migranten im Luftweg 
nach Österreich zu befördern. Tripolis befindet sich im Spitzenbereich der Abflugdestinationen. Um daher der gesetz-
lichen Verpflichtung des Fremdenpolizeigesetzes nachkommen zu können, sieht sich die BPD Schwechat veranlasst, 
vorgezogene Grenzkontrollen durchzuführen. Dies betrifft allerdings nur jene Problemdestinationen, aus denen 
Passagiere am Flughafen Wien-Schwechat einreisen bei denen eine gesteigerte Häufigkeit von schlepperrelevanten 
und fremdenpolizeilichen Sachverhalten auftreten. Wenngleich diese Darstellung keine Erklärung für ein Verhalten 
bildet, welches von Ihnen als sozial unverträglich empfunden wird, sollte dadurch dessen prinzipielle Notwendigkeit 
begründet werden, damit eine Sicherheitsbehörde ihren gesetzlichen Verpflichtungen wirksam nachkommen kann.“

ZARA verfasst auf Ersuchen von Familie R. einen weiteren Brief, indem darauf hingewiesen wird, dass der 
österreichische Gesetzgeber auch das subjektive Empfinden nicht per se für irrelevant hält. Gerade im Bereich 
der Achtung der Menschenwürde sieht etwa § 5 der sog. „Richtlinen-Verordnung“ (BGBl 1993/266 idGF) vor, 
dass Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes „alles zu unterlassen (haben), das geeignet ist, den Eindruck von 
Voreingenommenheit zu erwecken oder als Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes, der Rasse oder Hautfarbe, 
der nationalen oder ethnischen Herkunft, des religiösen Bekenntnisses, der politischen Auffassung oder der sexuellen 
Orientierung empfunden zu werden.“ Somit misst zumindest das Regime des Sicherheitspolizeigesetzes sehr wohl 
„Empfindungen“ und „Eindrücken“ einen bedeutenden Stellenwert bei. Wie der Verfassungsgerichtshof in mittler-
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weile ständiger Judikatur festhält, besteht zwar kein individuell durchsetzbarer Anspruch auf „Freundlichkeit“ durch 
einschreitende Exekutivorgane. Es ist aber die Menschenwürde der von der Amtshandlung betroffenen Personen 
jedenfalls zu wahren. Die von den ZeugInnen im gegenständlichen Fall beschriebene Vorgangsweise ließ ganz offen-
sichtlich mehrere Personen mit dem Eindruck zurück, dass auf eine barsche und von hoher Aggression begleitete 
Weise zusätzliche Amthandlungen lediglich gezielt gegen Personen mit „fremdländischem Äußeren“ geführt wurden. 
Eine derartige Amtshandlung ist jedenfalls grundsätzlich geeignet, die Menschenwürde der Betroffenen zu verletzen, 
da es durch eine zusätzliche Kontrolle, die noch dazu „im Stil einer Kriminellensuche“ durchgeführt wird, bei den 
unbeteiligten ZeugInnen zu dem Eindruck kommen muss, dass von den beamtshandelten Personen Gefahr ausgehe, 
oder diese jedenfalls nicht mit dem sonst üblichen Respekt zu behandeln seien. ZARA ersucht abschließend um eine 
weitere Stellungnahme insbesondere hinsichtlich der Frage, was unternommen wird, um ähnliche Vorkommnisse in 
Zukunft hintanzuhalten.

Am 7. Jänner 2004 antwortet das Bundesministerium für Inneres an ZARA: „(...) In den in Auftrag gegebenen 
Erhebungen der Bundespolizeidirektion Schwechat konnten jedoch keine Gründe erblickt werden, die dienstliche 
Verfehlungen und damit die Ergreifung dienstrechtlicher Maßnahmen gegen die in Beschwerde gezogenen Beamten 
rechtfertigen würden. Dessen ungeachtet ist das BM.I in seinem Bereich jedenfalls um eine serviceorientierte 
Gesetzesvollziehung bemüht und zudem bereit, auf die Bedürfnisse der Öffentlichkeit einzugehen. (...) Das BM.I hat 
in seinem Verantwortungsbereich dieses psychologisch sensible Problemfeld längst erkannt. Die in Rede stehenden 
Themen werden seit geraumer Zeit in den standardisierten Ausbildungen und vor allem aber in den verschiedenen peri-
odisch anberaumten Seminaren, Tagungen, Mitarbeitergesprächen etc, die alle MitarbeiterInnen des Exekutivdienstes 
besuchen, erarbeitet und diskutiert. Das BM.I bedauert die Unannehmlichkeiten, die Frau R. und Herr Univ.-Prof. R. 
empfunden haben und ersucht um Verständnis, dass trotz aller Kritik an den Grenzkontrollbeamten deren gesetzlicher 
Auftrag im Vordergrund zu stehen hatte und dieser aus der Sicht der Erhebungsbehörden ordnungsgemäß vollzogen 
wurde. Mit besten Grüßen. Für den Bundesminister (...)“.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr P., in Nigeria geboren, derzeit Asylwerber in Österreich, wird von einem Passanten, beschimpft: „Scheiß-

Kanak, geh heim in den Urwald“. Herr P. ruft daraufhin die Polizei, die auch nach kurzer Zeit eintrifft. Als Herr P. den 
Beamten die Situation erklären will, teilen ihm diese mit, er soll einfach wieder weitergehen. Die Beamten nehmen 
weder die Daten des Herrn P. noch die des Aggressors auf. ZARA kontaktiert den zuständigen Beschwerdeoffizier und 
schildert den Vorfall. Dieser meint, dass solche Vorfälle mehrmals am Tag vorkämen und es vollkommen in Ordnung 
sei, wie die beiden Beamten gehandelt hätten, weil nicht festgestellt werden könne, wer angefangen habe und es 
Aussage gegen Aussage stehe. Herr P. will daher nichts weiter dagegen unternehmen. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Am 29. März 2003 klopft es um ca. 21 Uhr an der Wohnungstür des Ehepaars A. Zwei Polizeibeamte kon-

trollieren die Papiere (Herr A. ist ungarischer Staatsbürger und lebt seit 4 Jahren in Österreich) und fragen, wo Herr A. 
am gestrigen Abend war, als ein Einbruch in der Nähe stattgefunden habe. Ein Zeuge habe einen Mann beobachtet, 
der in dieses Haus geflüchtet sei. Herr A. teilt den Beamten mit, dass er am Abend in seiner Wohnung war und dass 
seine Frau dies bezeugen könne. Herr A. hat den Eindruck, die Beamten kontrollieren ihn nur, weil er der einzige 
Migrant im Haus ist. Es werden keine anderen Hausbewohner befragt. Der ZARA-Berater kontaktiert den zuständigen 
Beamten und es stellt sich heraus, dass bereits alle anderen Parteien im Haus befragt wurden, nur Herr A. war erst 
am Abend in seiner Wohnung anzutreffen. Herr A. wird vom ZARA-Berater informiert, dass alle Bewohner befragt 
wurden, was Herr A. selbst überprüft, indem er sich bei NachbarInnen erkundigt – und sich als wahr bestätigt.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr M., in Kolumbien geboren, lebt seit 4 Jahren in Österreich. Innerhalb der ersten Märzwoche 2003 

wird er dreimal direkt vor seiner Wohnung von der Polizei kontrolliert. Ein ZARA-Berater führt ein Gespräch mit dem 
zuständigen Beschwerdeoffizier und dieser erklärt, dass es sich um ein Missverständnis handelt und keine Kontrollen 
mehr stattfinden werden. Sollte jedoch wieder eine Kontrolle stattfinden, soll sich der ZARA-Berater wieder an ihn 
wenden und er wird sich persönlich darum kümmern.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A., geboren in der Türkei, überquert die Straße als er auf einmal von einem Polizeibeamten am Arm 

gepackt wird. Dieser fragt ihn was er da mache, wieso er nicht „wie alle anderen normalen Menschen“ bei der Ampel 
die Straße überquere. Herr A. macht den Polizeibeamten darauf aufmerksam, dass die nächste Ampel mehr als 100 
Meter weit weg sei und er zu seinem Auto möchte, welches gegenüber auf der anderen Seite steht. Der Polizeibeamte 
sieht dies nicht ein und diskutiert mit ihm. Nachdem Herr A. dem Polizeibeamten seine Papiere gegeben hat, darf er 
wieder gehen. Nach einigen Wochen bekommt er eine Anzeige wegen Störung der öffentlichen Ordnung und aggres-
sivem Verhalten gegenüber Organen der öffentlichen Aufsicht. Er wendet sich an ZARA. Der ZARA-Berater verfasst 
eine Berufung. Bei der Verhandlung vor dem UVS im darauffolgendem Jahr (2003) kann Herr A. gemeinsam mit sei-
nem ZARA-Berater beweisen, dass er nicht rechtswidrig die Straße überquert hatte und die Anhaltung des Beamten 
nicht korrekt war. Herr A. wird freigesprochen und muss die Geldstrafe nicht bezahlen.
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Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau S., gebürtige Slowakin, wird am späten Abend durch Klingeln an der Wohnungstüre aufgeweckt. Als 

Frau S. die Tür öffnet, reißt sie ein Polizeibeamter aus der Wohnung, legt ihr Handschellen an und drückt sie gegen 
die Hausmauer. Die beiden Beamten haben keinen Hausdurchsuchungsbefehl, trotzdem geht der zweite Beamte in die 
Wohnung, in der sich die sechsjährige Tochter von Frau S. befindet. Er nimmt den PC von Frau S. mit. Sie selbst wird 
schließlich von den Handschellen befreit und die Beamten verlassen das Haus, ohne auch nur ein Wort zu verlieren. 
Frau S. kontaktiert einen Anwalt, der für sie eine UVS-Beschwerde einreicht. Als es zu der Verhandlung kommt, kann 
Frau S. sich den Anwalt nicht mehr leisten und bittet ZARA, ihr zu helfen. Ein ZARA-Berater begleitet sie zum UVS 
und führt für sie die Verhandlung. Im Verfahren klärt sich, dass die Vorgehensweise der Polizeibeamten rechtswidrig 
war und der Beschwerde wird stattgegeben.

Herr S. aus Nigeria überquert im Oktober die Hauptbrücke in Graz, als ihn zwei Polizisten nach seinen 
Papieren fragen. Er zeigt seine „Lagerkarte“ und wird ersucht, seine Jacke auszuziehen, was er auch tut. Dann wird 
ihm gesagt, dass er mitkommen solle, worauf er erwidert, dass er in die Schule müsse und nicht könne. Ohne weite-
re Diskussion wird er mitgenommen. Im Wachzimmer muss er sich entblößen und wird fotografiert. Erst nach zwei 
Stunden darf er gehen.

Herr E. aus Nigeria beobachtet eine Auseinandersetzung am Grazer Lendplatz zwischen einem Grazer und 
einem Afrikaner. Er will als unbeteiligter Dritter schlichtend eingreifen, worauf ihm der Grazer auf die Unterlippe 
schlägt. Die Polizei wird zu Hilfe geholt. Das Strafverfahren gegen den Grazer wird eingestellt, wobei dieser einschlä-
gig (Vorstrafenregister) bekannt ist, im Gegensatz dazu erhält Herr E. eine Strafe von Euro 200 wegen Verletzung des 
öffentlichen Anstands und Lärmerregung. Ein Anwalt wird damit betraut.

In der externen Hauptschule ISOP erscheint an einem Vormittag unerwartet die Polizei und überprüft alle 
afrikanischen SchülerInnen. Die Polizei kommt ohne Durchsuchungsbefehl, und LehrerInnen wie auch SchülerInnen 
wissen sich nicht zu helfen. Diejenigen SchülerInnen, die sich nicht ausweisen können, werden auf die Wachstation 
mitgenommen. Es finden über den Vorfall Gespräche zwischen VertreterInnen der Hauptschule und der Polizei statt. 
Außerdem wird ein Anwalt mit der Angelegenheit betraut.

Öffentliche Institutionen und Behörden
Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit

 Ein Linzer Gericht hat im August 2003 beschlossen, dass die Beschimpfung „Scheiß Neger“ nicht gegen 
die Menschenwürde verstöß. Herr S. schickt einen dies detailliert darstellenden Zeitungsbericht aus dem Standard 
an ZARA.

 “(...) Der Afrikaner – ein von Österreich anerkannter Flüchtling, der hier mit seiner Familie lebt – war im ver-
gangenen Jahr im Zuge einer Lenkerkontrolle von einem Polizeibeamten als ‚Scheiß Neger‘ bezeichnet worden. Die 
Staatsanwaltschaft Linz brachte einen Bestrafungsantrag gegen den Polizisten ein (...). Die Sache ging zur zweiten 
Instanz, dem Landesgericht Linz. Und dieses bestätigte die Verfahrenseinstellung durch das Bezirksgericht. Unter 
anderem mit folgender Begründung: Ein Verstoß gegen die Menschenwürde läge nur dann vor, wenn jemandem 
‚unmittelbar oder mittelbar das Recht auf Menschsein schlechthin abgesprochen wird‘. Dies wäre beispielsweise der 
Fall, wenn Personen als ‚Untermenschen‘ bezeichnet werden oder wenn geäußert werde, ‚man soll sie ‚vergasen‘ oder 
‚vertilgen‘‘. (...) ‚Mit der bloßen Verwendung des Wortes ‚Scheiß...‘ wird jedoch nur der Unmut gegenüber einer Person, 
einer Verhaltensweise, einer Tätigkeit etc. bekundet, nicht jedoch das Lebensrecht einer Person generell abgespro-
chen‘, so der Richter in seiner Begründung.

Dann kommt er zu dem Schluss: ‚Die Äußerung ‚Scheiß Neger‘ stellt einen Angriff gegen das Persönlichkeitsrecht 
der Ehre dar, verletzt als bloße Unannehmlichkeit jedoch nicht die Menschenwürde.‘ Die Ehrenbeleidigung richte sich 
gegen eine individuell bestimmte Person, ‚die ‚zufällig‘ der schwarzen Rasse angehört und nicht gegen die schwarze 
Rasse als solche. Eine die Menschenwürde verletzende Beschimpfung der schwarzen Rasse konnte diese Äußerung 
daher nicht begründen‘.

Der Linzer Anwalt Helmut Blum, der den Betroffenen vertritt, sieht die Dinge gänzlich anders: ‚Es ist nicht verständ-
lich und nicht nachvollziehbar, wie ein österreichisches Gericht die Auffassung vertreten kann, dass die Bezeichnung 
‚Scheiß Neger‘ gegenüber einem Schwarzafrikaner nicht die Menschenwürde verletzt.‘ Sein Mandant habe sich sehr 
wohl in seiner Würde als Mensch zutiefst verletzt gefühlt, betonte Blum. Der Vizepräsident und Pressesprecher des 
Landesgerichtes Linz, Karl Makovsky, übermittelte der APA auf Anfrage die Stellungnahme zu dem Fall. Darin wird 
betont, dass mit der Entscheidung keinerlei Diskriminierung beabsichtigt gewesen sei: ‚Die in Diskussion gezogene 
Rechtsmittelentscheidung hat nicht im Entferntesten eine Diskriminierung der Rasse der Schwarzen beabsichtigt 
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und auch nicht zum Ausdruck gebracht.‘ Er lege Wert auf die Feststellung, dass sowohl vom Bezirksgericht Linz als 
auch vom Landesgericht ‚zutreffend das Vorliegen einer gerichtlich strafbaren Ehrenbeleidigung bejaht wurde‘, so 
Makovsky.

Die Gerichte vertraten allerdings den Standpunkt, dass der Gesetzgeber bei rassistisch motivierten Beleidigungen 
zwischen ‚einfachen‘ und solchen, die die Menschenwürde verletzen, unterscheidet. ‚Bei letzteren muss also ein 
höherer Grad an Beleidigung erreicht werden.‘ Die Entscheidungen im konkreten Fall des Schwarzafrikaners ‚stellen 
somit auf den graduellen Gehalt einer Ehrenbeleidigung ab‘, erläuterte der Gerichtssprecher. Es gebe keine oberstge-
richtliche Judikatur zu einem solchen Fall. (...) Die Staatsanwaltschaft habe daher die Möglichkeit, zur Klärung dieser 
Rechtsfrage beim Generalprokurator eine ‚Nichtigkeitsbeschwerde zur Wahrung des Gesetzes‘ anzuregen. Auf diesem 
Weg könnte diese Rechtsfrage zur Prüfung an den Obersten Gerichtshof herangetragen werden. Er habe, teilte der 
Gerichtssprecher mit, diesbezüglich bereits die Initiative ergriffen und sowohl mit der Staatsanwaltschaft als auch 
mit der Oberstaatsanwaltschaft Linz Kontakt aufgenommen. ‚Beide halten diese Vorgangsweise für zweckmäßig‘ 
(Makovsky). (...)“
Quelle: derstandard.at/standard.asp?id=1385859

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau K. ist Journalistin und berichtet, dass am Schwedenplatz in Wien ein Angestellter der Wiener Linien 

zu ihr sagt: „Diese Neger gehören alle vergast“. Er sagt dies, obwohl er weiß, dass Frau K. Journalistin ist. Frau K. ist 
schockiert, als er meint: „Wir warten alle auf den Zugriff ab dem ersten Jänner“, womit er auf das neue Asylgesetz 
und den dann möglichen „Zugriff“ auf alle „Schwarzen“ anspielt. Er meint, er habe Informationen aus Polizeikreisen. 
Die ZARA-Beraterin schreibt einen Beschwerdebrief an die Wiener Linien. ZARA erhält folgende Antwort: „(…) 
Nachdem sich Frau K. wegen des Vorfalls in der Station Schwedenplatz auch direkt an uns gewandt hat, haben wir 
nach Abschluss unserer Erhebungen direkt mit ihr Kontakt aufgenommen und sie über die Ergebnisse informiert. Wir 
danken für Ihre Bemühungen und verbleiben mit freundlichen Grüßen Wiener Linien“.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr E., ein Migrant aus dem Nahen Osten, war früher Eigentümer eines Lebensmittelgeschäftes, das er 

jedoch aufgrund wirtschaftlicher Schwierigkeiten schließen musste. Anfang September 2003 ist er bei der MA12 im 
12. Wiener Gemeindebezirk wegen eines Termins bezüglich Notstands- und Überbrückungshilfe geladen. Die Beraterin 
ist sehr unfreundlich zu ihm. Sie bietet ihm erst 6 Wochen später den nächsten Termin. Herr E. bittet sie, ihm, wenn 
möglich, doch einen früheren Termin zu geben. Daraufhin beginnt die Beraterin, ihn anzufahren: „Woanders gibt es 
gar keine Sozialhilfe“ und: „Sie können froh sein, dass Sie hier in Österreich sind.“

Als Herr E. erwidert, dass er es in Österreich auch nicht leicht habe und unter anderem sein Geschäft aufgeben 
musste, weil er von Nachbarn als „Eselficker“ beschimpft wurde, schreit sie ihn an: „Ich unterhalte mich nicht auf 
diesem Niveau! Verlassen Sie auf der Stelle das Zimmer!“

ZARA verfasst einen Beschwerdebrief an den Amtsleiter der MA12. Der Leiter der betroffenen Abteilung antwor-
tet schriftlich, dass er mit der Mitarbeiterin ein Gespräch geführt habe und räumt ein, dass es offenbar zu einem 
Missverständnis gekommen war. Eine ZARA-Mitarbeiterin begleitet Herrn E. zu seinem nächsten Termin. Nun wird er 
respektvoll behandelt und sieht die Angelegenheit für sich als erledigt an.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr O. ist ursprünglich aus Nigeria und seit dem Jahr 1999 mit einer Österreicherin verheiratet. Sie hat 

nun die Scheidung eingereicht, was er letztendlich akzeptiert hat. Aber Herr O. hat nicht daran gedacht, dass er keine 
unbefristete Niederlassungsbewilligung hat. Die Staatsanwaltschaft hat die Nichtigkeit der Ehe beantragt und seine 
ehemalige Frau hat ausgesagt, dass sie nur wegen des Visums geheiratet hätten. Herr O. beklagt sich, dass er vor 
Gericht nicht fair behandelt wird. Zum Beispiel erzählt er, dass eine Zeugin vom Richter nicht gehört wurde, weil sie 
mit einem Afrikaner verheiratet sei. Die ZARA-Beraterin bespricht dies mit Hern O.s Anwalt, der meint, dass er dieses 
Problem in Zukunft beachten werde.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A. will im Wiener Rathaus um die österreichische Staatsbürgerschaft ansuchen. Die Sachbearbeiterin 

lässt ihn – trotz eines vereinbarten Termins – zwei Stunden warten und nimmt, als er endlich eintreten darf, seine 
Dokumente nicht an. Sie meint, er habe die falschen Papiere und er soll sich die richtigen besorgen. Auf die Frage, 
welche Papiere und wo er sie bekommen könne, schreit ihn die Sachbearbeiterin an: „Das geht mich nichts an, küm-
mern Sie sich selber darum.“ Ein ZARA-Berater begleitet Herrn A. daher zum nächsten Termin. Auch gegenüber dem 
ZARA-Berater ist die Sachbearbeiterin unhöflich. Als der jedoch ihren Vorgesetzten zu sprechen verlangt, öffnet sie 
eine Schublade und holt die notwendigen Papiere hervor. Alle Fragen werden von der Sachbearbeiterin nun freund-
lich beantwortet.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr L. stammt aus Nigeria. Er meldet sich bei ZARA, weil er vermutet, dass ihm sein Anwalt zu viel berech-

net hat. Weiters berichtet er, dass er wegen eines angeblich falschen Reisepasses angezeigt wurde. Nigeria hat ein 
neues Reisepasssystem, was den österreichischen Behörden nicht bekannt war. ZARA empfiehlt ihm einige Anwälte.
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Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau T. ist alleinerziehende Mutter ihres sechsjährigen Kindes (dunkler Hautfarbe). Das Kind lernt in der 

Schule die Bezeichnungen „Neger“ und „Eskimo“. In einem Schulbuch werden diese Bezeichnungen auch ohne Hinweis 
auf den diskriminierenden Hintergrund verwendet. Das Kind macht seine Lehrerin auf das Problem aufmerksam, aber 
die Lehrerin sagt, dass „Neger“ korrekt sei. Frau T. erkundigt sich bei ZARA, wie man argumentieren kann, dass es sich 
dabei um diskriminierende Bezeichnungen handelt. Eine ZARA-Mitarbeiterin recherchiert Hintergrundinformationen, 
Hilfestellungen und Erklärungen. Frau T. berichtet später, dass sie mit der Lehrerin gesprochen habe und das Gespräch 
gut verlaufen sei. Die Lehrerin sei eine ältere Frau und habe gesagt, dass diese Fragen „in ihren Zeiten anders gewe-
sen“ seien.

Eine Lehrerin reißt im Oktober 2003 einer muslimischen Schülerin im Unterricht an einer Modeschule in 
Österreich vor der ganzen Klasse das Kopftuch herunter. Zuvor war das Mädchen immer wieder aufgefor-

dert worden, das Kopftuch während des Bügelunterrichtes abzunehmen, obwohl seitens des Kultusamtes schon im 
Jahre 1992 verlautbart worden war, dass Turn-, Schwimm- und hauswirtschaftlicher Unterricht unter Respektierung 
der vom islamischen Glauben für seine Angehörigen aufgestellten Regeln (etwa bzgl. Speisevorschriften) abzuhalten 
sei. Das Mädchen wendete sich über Vermittlung an uns.

Zwar sorgte die österreichische Rechtslage und das Vorhandensein einer offiziellen muslimischen Vertretung 
dafür, dass im direkten Gespräch mit der Direktorin und der Lehrerin sich die Situation an der Schule wieder ent-
spannte. Die Schülerin wird im Bügelunterricht, bei dem es wegen der Verletzungsgefahr Bekleidungsauflagen gibt, 
ein Tuch tragen, das sich nicht in der schweren Maschine verfangen kann. Doch zeigt sich, dass oft nur ein kleiner 
Anlassfall genügt, um Aggressionen gegen Muslime zur Entladung zu bringen. Auch in dem langen Gespräch mit den 
Pädagoginnen zeigte sich, dass das Kopftuch eher den äußeren Anlass für einen Ausbruch bot und es viel mehr um 
kulturelle Konflikte und mangelndes Wissen und Akzeptanz um das Bild der muslimischen Frau ging.

Resümee: Rechtliche Anerkennung ist eben nicht gleichbedeutend mit gesellschaftlicher Akzeptanz. Und so ver-
wundert es nicht, dass die von Deutschland und Frankreich ausgehende Kopftuchdebatte sich auch in Österreich 
bemerkbar macht. Herrscht seitens der Politik erfreulicherweise ziemlicher Konsens darüber, dass an der österreichi-
schen Rechtslage auch nicht gerüttelt werden solle (Kopftuchverbote wurden einzig von Willi Tilg, FPÖ Tirol, gefor-
dert und von Helene Partik Pable ins Spiel gebracht, so müssen wir doch ernst nehmen, dass sich im letzten Jahr die 
Meldungen über Diskriminierungen an Schulen gehäuft haben.

Behördliche Diskriminierung in Form von Einvernahmen zur Feststellung einer „Scheinehe“ („Scheinehenkontrolle“) 
erfahren binationale Ehepaare offenbar besonders häufig zum Zeitpunkt der Antragstellung auf Niederlas-

sungsbewilligung (aufgrund der Ehegemeinschaft mit einer Österreicherin oder EU-Bürgerin). Im Rahmen der 
Beratungstätigkeit hat die FIBEL im abgelaufenen Jahr 2003 festgestellt, dass davon insbesondere Paare in folgender 
Situation betroffen sind: 
• Der Mann ist Drittstaatsbürger und stammt aus einem „typischen“ sogenannten „Dritte-Welt-Land“, die Frau ist 

Österreicherin.
• Das Paar hat im Herkunftsland des Mannes geheiratet, der Mann beantragt danach die Niederlassungsbewilligung 

zwecks Nachzug nach Österreich.
Die Einvernahmen zwecks „Scheinehenkontrolle“ erfolgten in einem Fall durch eine österreichische Auslandsvertre-
tungsbehörde (Botschaft in Senegal) und zusätzlich durch die Fremdenpolizei in Wien, in einem anderen Fall wurde 
die österreichische Ehepartnerin eines Afrikaners „nur“ vom Bezirkskommissariat ihres Wohnbezirks in Wien vorgela-
den. Nach Angaben der Betroffenen wurden bei den Einvernahmen folgende Fragen gestellt:
Wo haben Sie Ihren Mann kennen gelernt? Hat Ihr Mann Geschwister? Wie sind die Namen seiner Eltern? Wie 
heißt sein Geburtsort? Aus welchen Gründen haben Sie geheiratet? Wurde die Ehe vermittelt? Haben Sie für die 
Eheschließung Geld erhalten?

Im Fall des Ehepartners aus Senegal wurde dem Antrag auf Niederlassungsbewilligung stattgegeben, im ande-
ren Fall wartet das Paar noch immer auf den Bescheid. Es stellt sich nun unseres Erachtens die Frage, auf welcher 
Rechtsgrundlage solche Einvernahmen gegen Personen basieren, gegen die im Vorfeld keinerlei Verdachtsmomente 
bestehen.

Als im Februar 2003 kurzfristig eine Medienkampagne gegen Scheinehen einsetzte, in der binationale Ehepaare 
z.T. pauschal verdächtigt wurden, Scheinehen eingegangen zu sein (NEWS veröffentlichte eine Statistik, der zufolge 
die Zahl der Scheinehen beinahe so hoch sein müsste wie die Zahl der binationalen Eheschließungen innerhalb eines 
Jahres), wandte sich FIBEL an einen leitenden Beamten des Bundeskriminalamts: Wir wollten die Sichtweise der 
ermittelnden Behörden zu dieser Problematik in Erfahrung bringen. Nach Aussagen unseres Gesprächspartners (G. 
Tatzgern) waren die in NEWS veröffentlichten Zahlen zwar übertrieben hoch, es sei aber eine Methode von Schleppern, 
Drittstaatsbürger auf diesem Weg nach Österreich einzuschleusen. Ein Problem, das die Methode, bestimmte binati-
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onale Paare a priori unter Generalverdacht zu stellen und sie systematisch entwürdigenden Verhören zu unterziehen, 
unseres Erachtens keinesfalls rechtfertigen kann.

Eine Peregrina-Beraterin nimmt mit der Fremdenpolizei Kontakt auf, weil eine Klientin schon mehrere 
Monate auf ihre Niederlassungsbewilligung wartet. Die Referentin sagt zu dem Fall: „Das müssen wir erst auf 

Scheinehe überprüfen“. Auf die Frage der Beraterin, ob diese Überprüfung damit zusammenhängen würde, dass die 
Frau aus Nigeria kommt, antwortet die Referentin: „Nein, das ist uns egal, von wo jemand daherkommt. Wir über-
prüfen alle auf Scheinehe, egal ob jemand aus Somalia, China oder Nigeria ist!“

Arbeit

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau F. informiert ZARA, dass sie in der Auslage der Papierhandlung Mastnak, 1070 Wien, Neubaugasse 31 

einen handgeschriebenen Zettel neben dem Geschäftseingang gesehen hat: „Regalbetreuerin gesucht – nur Inländer“. 
ZARA verfaßt einen Beschwerdebrief an die Firma Mastnak, auf den keine Antwort erfolgt.

Zu diesem Zeitpunkt, Mai 2003, war die erste EU-Richtlinie noch nicht in Kraft getreten und die „Nur Inländer“-
Kampagne von ZARA noch nicht erdacht, daher wurde keine Anzeige erstattet. (Bericht zur Kampagne: siehe 
Schwerpunkt-Thema in diesem Report.)

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau B., Afroösterreicherin nigerianischer Herkunft, arbeitet seit bereits 14 Jahren als Kinderpädagogin, 

aber erst seit einigen Wochen bei der Gemeinde Wien. Als Frau B. am Montagmorgen in den Kindergarten kommt, 
wird ihr von der Stellvertreterin mitgeteilt, dass sie versetzt werde und sie gleich wieder nach Hause gehen könne. 
Einen Grund dafür teilt ihr die Vorgesetzte nicht mit. Später wird ihr von einer Kollegin erzählt, dass sich einige Eltern 
über sie beschwert hätten. Sie wollen nicht, dass eine „Schwarze“ ihre Kinder betreut. 

ZARA versucht, einen Termin mit der Vorgesetzten zu vereinbaren. Diese verweigert jedoch ein Gespräch, daher 
wendet sich ZARA an ihre Vorgesetzte im Magistrat. Frau B. hat jedoch in der Zwischenzeit einen anderen Kindergarten 
als Beschäftigungsort gefunden und will daher den Fall nicht weiter verfolgen.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A., Afroösterreicher aus Burkina Faso, ist als Hilfskraft bei einer österreichischen Firma angestellt. Als 

das Dienstverhältnis beendet wird, bekommt Herr A. seine Unterlagen, auch seine Arbeitsbescheinigung. In seiner 
Arbeitsbescheinigung ist das Feld für die Staatsbürgerschaft mit „Neger“ ausgefüllt. Der Arbeitgeber weigert sich, das 
Feld richtig auszufüllen. Ein ZARA-Mitarbeiter kontaktiert den Arbeitgeber und teilt ihm mit, dass dieses Verhalten 
der Arbeiterkammer gemeldet würde, falls nicht sofort eine neue Arbeitsbescheinigung ausgestellt würde und eine 
Entschuldigung an Herrn A. erfolgt. Noch am selben Tag wird Herr A. von seinem ehemaligen Arbeitgeber angerufen 
und dieser entschuldigt sich bei ihm und schickt eine neue, korrekte Arbeitsbescheinigung.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr S. ist seit Dezember 2001 in Österreich und seit August 2002 mit einer Österreicherin verheiratet. Er 

lernt seit einem Jahr auf der Wiener Internationalen Hochschule Deutsch und hat demnächst seine Abschlussprüfung. 
Seine bisherigen Prüfungen hat er positiv bestanden. Am 4. März 2003 sucht Herr S. zwischen neun und zehn Uhr 
Vormittags das Sekretariat der Firma „manpower“ in der Mariahilferstraße 103, 1060 Wien auf. Da Herr S. (Brasilianer, 
dunkle Hautfarbe, in Österreich arbeitsberechtigt) gerade auf Arbeitssuche ist, will er sich bei manpower bewerben. 
Er hat sich zuvor schon bei anderen manpower-Abteilungen ganz normal beworben und wurde dort auch normal 
behandelt. Als er an die Tür dieses Sekretariats klopft, öffnet die Sekretärin kurz die Tür, mustert ihn, und sagt 
ihm, es gäbe keine einfachen Arbeiten, nur welche für Ingenieure. Ohne ihn eintreten zu lassen oder ihn zu fra-
gen, welche Ausbildung er hat und was er für eine Arbeit sucht, schließt sie die Tür wieder. Herr S. hat übersetzte 
Zeugnisse einer HTL für Elektrotechnik dabei. Er fragt sich, woran die Sekretärin eigentlich erkannt hat, dass er kein 
Ingenieur ist. Er fühlt sich eindeutig aufgrund seiner Hautfarbe diskriminiert und bittet ZARA um Unterstützung. Im 
Beratungsgespräch schlägt ihm die ZARA-Beraterin vorerst einen Beschwerdebrief an die Geschäftsführung vor. Herr 
S. ist damit einverstanden. Auf den ZARA-Beschwerdebrief an die Firma manpower erfolgt keine Antwort.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A. ist österreichischer Staatsbürger ägyptischer Herkunft und lebt seit 20 Jahren in Österreich. Er 

hat BWL studiert. Herr A. wendet sich an ZARA und erzählt eine ganze Reihe von unangenehmen, diskriminierenden 
und verletzenden Erfahrungen in seinem Arbeitsleben und bei seiner Arbeitssuche. Ein Beispiel: Vor einigen Monaten 
hatte Herr A. sich für eine Stelle als Hotel-Rezeptionist beworben. Die Unternehmerin sei am Telefon sehr nett 
gewesen, aber als er sich vorstellte, sagt sie zu ihm: „Warum sind sie in Österreich? Warum fahren sie nicht weg?“. 
Herr A. meint, er könne sich schon wehren, aber er leidet unter derartigen direkten Anfeindungen und unter der ihn 
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umgebenden, wie er sagt, „ausländerfeindlichen Stimmung“. Er empfindet das Klima gegen Muslime, Araber extrem. 
Herr A. weist im ZARA-Beratungsgepräch immer wieder darauf hin, dass er ein „Mitbürger“ sei und Österreich auch 
sein Land sei. Die ZARA-Beraterin erklärt ihm im seine Möglichkeiten, aber Herr A. möchte seine Erfahrungen einfach 
nur dokumentiert wissen und ist, wie er sagt, „froh, dass es ZARA gibt.“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau Ö. arbeitet als Reinigungskraft bei der Firma ISS-Systems. Ihre Schwägerin ist auf Arbeitssuche und 

so fragt sie bei ihrem Arbeitgeber nach, ob es auch für ihre Schwägerin Arbeit gebe. Die Antwort ist positiv; sie 
möge vorbeikommen und sich vorstellen. Als sich dann für den Arbeitgeber überraschend herausstellt, dass die 
Schwägerin aus religiösen Gründen ein Kopftuch trägt, ist diese Zusage plötzlich nicht mehr gültig. Der Mann der 
Schwägerin, Herr O. kontaktiert ZARA und erkundigt sich, was ZARA tun kann. Er hat vom WIF erfahren, dass es 
bald ein Anti-Diskriminierungs-Gesetz geben soll, mit dem man gegen solche Vorfälle rechtlich vorgehen könne. Die 
ZARA-Beraterin informiert ihn über den aktuellen Stand. Zu diesem Zeitpunkt war die sog. EU-Rahmenrichtlinie über 
die Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf (siehe diesbezügliches Kapitel im Rassismus Report) noch nicht in 
Kraft getreten und auch die für deren österreichische Umsetzung geplanten Gleichbehandlungsbestimmungen lagen 
nur als Entwurf vor. Die ZARA-Beraterin bietet an, eine schriftliche Intervention an den Firmenchef zu schreiben. 
Frau Ö. hat jedoch Angst, ihre Arbeit zu verlieren. Auch als die ZARA-Beraterin einen anonymen, möglichst allgemein 
formulierten Beschwerdebrief anbietet, ist dies Frau Ö. zu unsicher.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr O. meldet einige Wochen später einen weiteren Vorfall: Seine Frau hat sich bei der Reinigungsfirma 

P. Dussmann 1030 Wien als Gebäudereinigerin beworben. Sie wird jedoch abgelehnt und in der Bestätigung für das 
AMS schreibt die Firmenrepräsentantin, Frau Link, dass die Bewerberin erstens nicht ab 6 Uhr morgens arbeiten 
könne und zweitens als „sonstige Gründe“: „Kopftuch wird bei der Arbeit nicht runtergegeben“. ZARA schreibt einen 
Beschwerdebrief an die Firma und erhält ein Antwortschreiben:

„Sehr geehrte Damen und Herren! Wir beziehen uns auf Ihr Schreiben vom 8. 7. und möchten Ihnen mitteilen, 
dass wir als internationales Unternehmen weltweit mehr als 50.000 Mitarbeiter beschäftigen. In Wien haben wir ca. 
800 gewerbliche Mitarbeiter, wobei wir eindeutig festhalten möchten, dass unser Unternehmen keinerlei rassistische 
Aussagen tätigt. Unsere Mitarbeiter kommen aus sämtlichen Nachbarländern, und wir respektieren selbstverständlich 
ihren religiösen Glauben. Leider ist es jedoch so, dass wir unsere Mitarbeiter auch unseren Kunden vorstellen müssen, 
und diese das Recht haben, Mitarbeiter ohne Begründung abzulehnen. Sollte unser Unternehmen dem nicht entspre-
chen, hat der Kunde auch das Recht, den bestehenden Vertrag mit uns zu beenden. Sie werden daher sicher verstehen, 
dass wir Kundenwünsche zu respektieren haben. Frau Link, welche schon jahrelang in unserem Unternehmen ist und 
ihre Kunden genau kennt, weiß daher auch, welches Personal sie einsetzen kann. Wir bitten Sie daher, die Situation 
zu verstehen. Für Rückfragen steht Ihnen unser Herr Koukol gerne unter der Tel 01/332 94 20 zur Verfügung. Mit 
freundlichen Grüßen, P. Dussmann GesmbH ppa. Harald Koukol, Niederlassungsleiter.“

Die ZARA-Beraterin schreibt neuerlich einen Beschwerdebrief und argumentiert, dass die Bewerberin nicht ohne 
Begründung abgelehnt wurde, sondern deutlich in Bezug auf ihr Kopftuch und erklärt, dass dies der EU-Richtlinie 
2000/78 – Diskriminierung in Bezug auf Religion – widerspricht. Es erfolgt keine Reaktion durch die Firma.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr E. ist Österreicher nigerianischer Herkunft und lebt seit 20 Jahren in Österreich. Seit 3. März 2003 ist 

er beim Arbeitsmarktservice (AMS) arbeitslos gemeldet. Bei seinen Anrufen und Vorstellungsgesprächen ist er immer 
wieder mit wortkarger Zurückweisung konfrontiert. Herr E. erhält schließlich einen Bescheid vom AMS, dass ihm die 
Arbeitslosenunterstützung für den Zeitraum vom 30. April bis 10. Juni gestrichen wird, weil er durch sein Verhalten 
die Aufnahme einer vom AMS zugewiesenen Beschäftigung vereitelt habe.

Herr E. kann sich das nicht erklären, da er (dreifacher Familienvater, Frau derzeit in Karenz) dringend und ernsthaft 
Arbeit sucht und er erhebt schriftlich innerhalb der Frist Einspruch, wendet sich außerdem an die Arbeiterkammer. 
Herr E. ist beim ZARA-Beratungssgespräch sehr verärgert über seine AMS-Beraterin und zeigt seine Terminkarte, die 
belegt, dass er alle Beratungstermine eingehalten hat. Er versichert, dass er arbeiten will und macht sich Sorgen wie 
er die Miete bezahlen soll. Herr E. meint, dass solche Dinge in England oder in den USA nicht so häufig vorkom-
men bzw. verboten sind. Viele seiner Freunde, erzählt Herr E., haben Österreich aufgrund ähnlicher Schwierigkeiten 
bei der Arbeitssuche letztendlich verlassen. ZARA schlägt Herrn E. diverse Interventionsschreiben vor, von denen 
er nur das an das AMS für derzeit sinnvoll erachtet. ZARA erhält vorerst eine Antwort von der Leiterin der AMS-
Stelle: „(...) ich erlaube mir darauf hinzuweisen, dass der Vollzug des Arbeitslosenversicherungsgesetz durch genaue 
Durchführungsrichtlinien geregelt ist. Eine Sperre gemäß §10 AlVG kann nur nach einem Ermittlungsverfahren, einer 
Aufnahme einer Niederschrift und nach einer Beratung und Empfehlung des paritätisch besetzten Regionalbeirates 
erfolgen.(...)“

Viele Wochen später erhält ZARA von einem AMS-Mitarbeiter die Nachricht, dass die Arbeitslosenunterstützung an 
Herrn E. nachgezahlt wird. Beim Abschlußgespräch stellt Herr E. gegenüber der ZARA-Beraterin seine Frustration dar: 
Er sieht für sich und seine Familie keine Zukunft in Österreich, denn er wolle nicht nur einfache Jobs, er habe bisher 
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im Bereich Marketing gearbeitet und will angemessene Tätigkeiten ausführen. Er möchte seiner Familie ein anderes 
Leben bieten können, doch in Österreich hat er keine Chance einen besseren Job zu finden. Da er viele Bekannte in 
England hat, möchte er mit seiner Familie nach England übersiedeln und hofft dort auf ein besseres Leben und mehr 
Chancen. Er bedankt sich für die Unterstützung durch ZARA und die Arbeiterkammer.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau B. wird aufgrund ihres französischen Akzentes von ihrer Arbeitskollegin mehrmals beleidigt und 

verspottet. Weiters gibt die Kollegin ihr das Gefühl, sie sei am Arbeitsplatz nicht erwünscht. Vor allem wenn Frau B. 
Fehler bei der Aussprache macht oder Wörter nicht kennt, wird sie ausgelacht.  Der ZARA-Berater vereinbart einen 
Termin mit Frau B., dem Vorgesetzten und der Kollegin. Bei diesem Gespräch wird die Kollegin darauf aufmerk-
sam gemacht, dass es Konsequenzen geben werde, wenn ihr Verhalten sich nicht ändert und es wieder zu solchen 
Beleidigungen kommen sollte. Frau B. ist sehr zufrieden als sie ihrem ZARA-Berater nach einigen Wochen meldet, 
dass es nun keine Probleme mehr gibt.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr S. ist Afrikaner und hat kürzlich über eine Anzeige beim Arbeitsamt einen Job als Servicekraft in 

einem Restaurant im 9. Wiener Gemeindebezirk in Wien angetreten. Er arbeitet am ersten Tag von 11 bis 23 Uhr 
und wird auch in der Küche für Dienste in Anspruch genommen. Der Chef meint am Abend, er sei mit seiner Arbeit 
zufrieden und Herr S. solle morgen um 10 Uhr wieder kommen. Am nächsten Tag erscheint Herr S. wie verabredet. 
Einer der Köche meint jedoch, er wäre heute nicht eingeteilt und möge wieder gehen. Herr S. hat das Gefühl, dass 
die Küchenkollegen Witze über ihn machen. Als Herr S. den Chef fragt, warum er nicht mehr gebraucht wird, meint 
dieser, dass er zu langsam arbeitet. Herr S. hat jedoch den Eindruck, dass er aus rassistischen Gründen abgelehnt 
worden ist, weil seine Kollegen vermutlich den Chef gedrängt hatten, keinen Schwarzen anzustellen. Der Chef gibt 
zu, dass die Belegschaft nach Dienstschluss mit ihm gesprochen habe. Herrn S. wird allerdings niemals offen mit-
geteilt, dass man ihn wegen seiner Hautfarbe nicht als Kollegen haben will. ZARA berät Herrn S., der jedoch keinen 
Beschwerdebrief schreiben möchte und eigentlich auch sonst nichts mehr mit dem Restaurant zu tun haben will.

Juli 2003: Eine Mitarbeiterin des Marriott Hotels in Wien meldet dem Forum, dass eine Arbeitskollegin 
ihr gesagt habe, jüdische Hochzeiten wären Schweinehochzeiten und dass kein Kellner auf jüdischen 

Hochzeiten arbeiten möchte und es Schwierigkeiten gäbe, Personal zu bekommen.

Juli 2003: Die Frau eines Mitarbeiters an der Universität für Musik und darstellende Kunst meldet dem 
Forum, dass es dort einen Pianisten gäbe, der die Studenten der Violinklasse begleitet und sich oft anti-

semitisch äußert: „Beim Führer hätte es das nicht gegeben“. Außerdem fühlt er sich von den vielen Juden, die in der 
Musikbranche tätig sind, oft boykottiert und benachteiligt, weil er keine „jüdischen Verwandten“ hat; „die Juden 
haben überall die Finger im Spiel“. Dieser Mann ist bereits für eine Professur vorgeschlagen. Das Forum setzt sich dar-
aufhin mit der Uni in Verbindung und verlangt eine Stellungnahme. Der Rektor und der Vizerektor schreiben beide, 
dass sie alles versuchen werden, um solche Fälle in Zukunft zu verhindern. Der Rektor versichert außerdem, dass er 
bereits einen Termin mit dem Pianisten fixiert hat, um die Angelegenheit mit ihm zu besprechen.

Herr O. aus Nigeria arbeitet als Taxifahrer. Als er mit einem Fahrgast zu einem Lokal fährt und die zu bezah-
lende Summe nennt, beschimpft ihn der Kunde: „Du, Neger, wos wüllst?!“. Trotz Erklärungen des Herrn O. über das 
Zustandekommen des Preises laut Tarif wird er weiter beschimpft und schließlich auch von seinem Fahrgast auf die 
Oberlippe geschlagen, worauf er zu bluten beginnt. Herr O. ruft sofort die Polizei, die die Daten der zwei aufnimmt 
und Herrn O. beschwichtigt, dass die Angelegenheit nun den Rechtsweg gehen werde. Nach einiger Zeit wendet sich 
Herr O. an uns. Es stellt sich heraus, dass die Polizei den Vorfall nicht protokolliert hat und somit der Ablauf des 
Übergriffes schwer zu beweisen ist, da Herrn O. kein ärztliches Attest zur Verfügung steht.

Eine Studentin aus Russland übersetzt für einen Unternehmer dessen Homepage, bekommt aber für diese 
Arbeit kein Geld. Sie kommt zu Helping Hands Graz, um sich zu informieren, ob sie überhaupt übersetzen darf und 
ob sie rechtlich etwas tun kann. Wir verfassen ein Schreiben an den Arbeitgeber mit der Aufforderung zu zahlen, was 
innerhalb einer Woche geschieht.

Zur Arbeitssituation gehörloser GebärdensprachbenutzerInnen in Österreich siehe den Bericht der WITAF-
Arbeitsassistenz im Kapitel „Gesamtberichte einzelner Organisationen“.
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Wohnen

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Als Frau R.’s Mutter am Montag, den 7. April Vormittags wegen einer inserierten Wohnung beim Vermieter 

anruft, wird ihr mitgeteilt, dass die Wohnung vergeben sei. Frau R. vermutet, dass die nicht-muttersprachliche deut-
sche Aussprache dafür ausschlaggebend gewesen sein könnte. Deshalb ruft Frau R. ca. 30 Minuten später nochmals 
an. Man bittet sie höflich zum Besichtigungstermin, den sie gemeinsam mit ihrer Mutter wahrnimmt und wo es zu 
keinen weiteren Vorfällen kommt.

Eine Frau aus Nigeria kommt in die Peregrina-Beratungsstelle, weil sie eine Wohnung sucht. Die Beraterin 
findet in der ÖH-Job-Börse im Internet eine Anzeige für eine Wohnung im 18. Bezirk. Sie r  dass er keine 

anonymen Schreiben verfasst habe. Es ist natürlich problematisch, jemanden ohne Beweise zu beschuldigen und es 
lässt sich nicht herausfinden, wer die Schreiben verfasst hat. Frau T. bedankt sich jedoch, da sie jetzt keine Schreiben 
mehr erhält.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau T. ist gebürtige Polin und wohnt erst seit 2 Monaten in ihrer neuen Wohnung. Zum ZARA-Berat-

ungsgespräch bringt sie mehrere Briefe mit, die sie vor ihrer Wohnungstür gefunden hat: „Tür 27 Aki Das ist eine 
WIENER WOHNUNG RAUS MIT EUCH“, „Tür 27 RAUS Mit die Ausländer“, „Ausländer RAUS? Raus Tür 27“, „Tür 27 
RAUS mit die Ausländer“, „Es reicht Tür 27“, „Ausländer raus Aki“, „Wohnung muss frei bleiben bitte Danke Es reicht!“. 
Frau T. hat bereits versucht, eine Anzeige bei der Polizei zu machen, aber die Beamten haben ihr gesagt, dass das alles 
zu wenig für eine Anzeige sei (gegen unbekannt und bei „Ausländer raus“ als Beleidigung gibt es kaum Judikatur).
ZARA schreibt einen Brief an die Genossenschaft und erhält im Jänner 2004 ein Antwortschreiben von der Gesiba. 
Die Genossenschaft hat Kontakt mit einem Nachbarn aufgenommen, der aber energisch darauf besteht, dass er keine 
anonymen Schreiben verfasst habe. Es ist natürlich problematisch, jemanden ohne Beweise zu beschuldigen und es 
lässt sich nicht herausfinden, wer die Schreiben verfasst hat. Frau T. bedankt sich jedoch, da sie jetzt keine Schreiben 
mehr erhält.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau K. lässt von der Real Immobilienvermittlung GMBH in Krems a. d. Donau eine Eigentumswohnung 

bewerten. Als sie das Gutachten liest, erzählt Frau K., ist sie „baff“: In der Rubrik „Ausstattungsmerkmale“ der 
Wohnanlage ist neben Lift etc. als ein Punkt „Ausländeranteil“ angeführt. Frau K. ruft die Gutachterin an und fragt, 
ob es in der Immobilienbranche üblich sei, ein solches Kriterium heranzuziehen. Diese bejaht und meint, ihre Firma 
würde es offenlegen, während Gerichtsgutachter es verdeckt anwenden würden, d.h., sie schreiben es nicht ins 
Gutachten, bewerten aber bei hohem Ausländeranteil (als Beispiel nennt sie Wien, wo es „ganz schlimm“ und „krass“ 
sei) die Wohnung eben niedriger. Frau K. kritisiert gegenüber ZARA, dass bei der Firma kein Problembewusstsein 
vorhanden sei. Sie meint: „Ich finde es wirklich erschreckend, wie normal das Anliegen rassistischer Kriterien in all-
täglichen Belangen bereits sein kann und wie offen es gehandhabt wird.“ ZARA schlägt einen Beschwerdebrief vor 
und verfasst diesen mit Frau K.’s Einverständnis, erhält jedoch keine Antwort von der Firma.
 
Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit

 Herr F. kommt ursprünglich aus Nigeria und lebt seit einem Jahr in Österreich. Sein Asylverfahren läuft noch 
und er wohnt derzeit bei Freunden. Er wendet sich im Jänner 2003 an ZARA, weil er Probleme bei der Wohnungssuche 
hat: Immer wieder hört er von Wohnungsvermietern „Wir brauchen keine Afrikaner, keine Schwarzen...“. Wenn 
der Vermieter am Telefon hört, dass er Ausländer ist, ist die Wohnung plötzlich schon vergeben. Caritas und die 
Evangelische Diakonie können ihm nicht helfen und er bittet um Hilfe. Eine ZARA-Beraterin teilt ihm mit, dass ZARA 
eine Intervention oder eine Anzeige machen kann, wenn er genaue Namen von VermieterInnen nennen kann. Herr 
F. meint, er werde bei den nächsten Anrufen darauf achten. ZARA fragt auch bei Ute Bock um eine Unterkunft an, 
doch sie hat keinen Platz, ihre Wohnungen sind heillos überfüllt.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau W. von der Jugendwohlfahrt kontaktiert ZARA, weil eine Klientin immer wieder Probleme mit Nachbarn 

hat. Frau W. stammt aus Mazedonien, der Mann aus dem Kosovo und sie haben vier Kinder, alle sind österreichische 
StaatsbürgerInnen. Ein Nachbar zeigt sie immer wieder wegen Ruhestörung u. a. an, sodass die Familie schon oft zur 
Hausverwaltung gebeten wurde. Zum ZARA-Beratungstermin erscheint die ganze Familie. Herr W. schildert, dass sie 
zu sechst in einer 39m² Wohnung im 17. Wiener Gemeindebezirk wohnen. Ihr Nachbar beschimpft sie und hat sie 
schon zweimal wegen Ruhestörung sowohl bei Polizei als auch Hausverwaltung angezeigt. Der Mann beschimpft die 
Kinder mit „Tschusch“ und wenn eines der Kinder ihn grüßt, antwortet der Nachbar mit „geh scheißen“. Der Nachbar 
ist ca. 50 Jahre alt und arbeitslos und die Probleme mit ihm bestehen schon seit zwei Jahren. Den Vorschlag der ZARA-
Beraterin, einen Interventionsbrief zu schreiben, lehnen die Eltern vorerst ab. Sie wollen nur endlich eine andere, 
größere Wohnung, für die sie schon seit fast 2 Jahren vorgemerkt sind. 
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Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau M. stammt aus der Türkei, lebt seit 1984 in Österreich und ist durch ihr Kopftuch als Muslima erkenn-

bar. Ihr Mann ist ebenfalls in der Türkei geboren, er ist österreichischer Staatsbürger. Sie haben eine gemeinsame 
12jährige Tochter. Frau M. wirkt im ZARA-Beratungsgespräch sehr ruhig und vorsichtig und ist eine zarte Frau. Sie 
wohnt in einem Gemeindebau im 10. Bezirk und hat Probleme mit zwei Nachbarinnen, die sich konstant über sie 
beschweren, vor allem wegen angeblichen nächtlichen Geschirrabwaschens – was Frau M. von sich weist – usw.
Frau M. ist in Begleitung ihrer Tochter auf der Straße unterwegs, als sie beide Nachbarinnen gemeinsam trifft. Die 
beiden Nachbarinnen beginnen, Frau M. rassistisch anzupöbeln, sie als „Tschusch“ zu beschimpfen, fordern sie auf, 
in ihre Heimat zurückzugehen etc. Frau M.’s Tochter beginnt zu weinen und hat Angst und auch Frau M. selbst ist 
sehr aufgeregt. Seit diesem Vorfall hat die Tochter Angst, alleine aus dem Haus zu gehen. Frau M. tritt in Kontakt 
mit der Gebietsbetreuung im 10. Bezirk und der WIF-Außenstelle, die ihr eine ZARA-Beratung empfehlen. Im ZARA-
Beratungsgespräch wird deutlich, wie „normale“ Nachbarschaftskonflikte wie Waschküchenbenützung etc. ver-
mischt werden mit rassistischen Beschimpfungen. Frau M. wurde schon vor dem Vorfall von einer der Nachbarinnen 
– in der Waschküche – „Tschusch“ genannt. Die ZARA-Beraterin erklärt Frau M., dass für eine Anzeige wegen der 
Beschimpfungen 2-3 ZeugInnen nötig seien (die Tochter ist eine nahe Verwandte deren Aussage nicht ausreicht) und 
vereinbart außerdem, einen Brief an die Nachbarinnen zu schicken, in dem Mediation angeboten wird. Einige Zeit 
später meldet sich Frau M. telefonisch und meint, dass sie mit Hilfe der Gebietsbetreuung nun eine Lösung mit den 
Nachbarinnen erreicht habe. Sie erzählt nicht genau welche Lösung – aber sie meint, es gebe keine Probleme mehr.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr R. lebt seit zwei Jahren in Purkersdorf in einer – wie er im ZARA-Beratungsgespräch feststellt 

– grundsätzlich angenehmen Hausgemeinschaft. Herr R. stammt aus dem Iran, lebt seit 34 Jahren in Österreich und 
ist österrreichischer Staatsbürger. In letzter Zeit nimmt er vermehrt „unsensiblen Sprachgebrauch“ wahr und ärgert 
sich darüber. Zum Beispiel hat die Hausvertrauensperson seines Hauses ein Rundschreiben an die MieterInnen ausge-
schickt, mit der Bitte, gewisse Regeln beim Mülllagerplatz einzuhalten, denn sonst sehe es dort „wie im Orient“ aus. 
Herr R. hat sich darüber sehr geärgert und will wissen, ob man rechtlich dagegen etwas untenehmen kann. Die ZARA-
Beraterin erklärt ihm die Möglichkeiten. Er möchte vorerst selbst mit der Frau sprechen, was er mehrmals probiert. 
Ein Gespräch wird jedoch von ihr auf vielfältige Weise unterbunden und es kommt zu keiner Klärung. Herr R. belässt 
es dabei und bedankt sich bei ZARA für die Beratung.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau R. berichtet von ihrer Freundin F., die mit einem Argentinier verheiratet ist. Als Frau F. noch einmal 

bei ihrer alten Hausverwaltung anrufen muss, um einige Dinge zu klären, meint die Dame am Telefon, dass sich eini-
ge Mieter über sie und besonders ihren Mann beschwert hätten. Frau F. vermutet, die Stimmung im Haus sei ihnen 
gegenüber feindselig gewesen, weil ihr Mann aus Argentinien stamme. Daraufhin entgegnet die Hausverwalterin 
aufgebracht: „Warum haben sie mir nicht gleich gesagt, dass ihr Mann Ausländer ist, dann hätte ich die Mieter darauf 
vorbereitet!“ ZARA dokumentiert den Fall.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau B., gebürtige Kroatin, berichtet, dass ihre Nachbarin, Frau G. immer wieder im Hof spielende Kinder 

beschimpft: „Gesindel, schert Euch nach Hause, wo Ihr hergekommen seids!“, „Es ist halb neun, es muss Ruhe sein, 
Gesindel, ich stampf euch sonst ein!“ Angesprochen auf diese Übergriffe leugnet sie jedoch ihre Beschimpfungen und 
ist nicht bereit, zu einem normalen Ton mit den Kindern zurückzukehren. Sie beharrt darauf, dass sie Ausländer, und 
vor allem „Neger“ nicht leiden kann, weil sie ständig deren sexuellen Belästigungen ausgesetzt sei. Frau G. äußert 
laufend Beleidigungen gegenüber den (hauptsächlich kroatischen) Kindern im Haus. Das Wort „Tschuschenbankert“ 
und ähnliches ist schon öfter gefallen, und vor allem den Satz „Geht doch wieder heim!“ bekommen die Kinder oft zu 
hören. Auch die Mütter werden beleidigt: Sie hätten ihre Kinder besser zu erziehen, denn österreichische Kinder seien 
nicht so laut. ZARA lädt Frau B. mehrmals zum Beratungsgespräch ein, aber sie nimmt dieses Angebot nicht wahr.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau K. ist Österreicherin polnischer Herkunft. Sie hat Probleme mit einer Nachbarin in ihrem Gemeindebau 

in Wien. Frau F. sucht immer wieder Streit mit Frau K. Sie folgt Frau K., verbietet ihr das Blumengießen und 
beschimpft Frau K. als „nicht normal“ oder als „deppert“, weil sie „Ausländerin“ sei. Die ZARA-Beraterin schreibt 
einen Beschwerdebrief und lädt Frau F. zu einem Gespräch ein. Frau F. meldet sich telefonisch und sagt, dass sie Frau 
K. nicht diskriminiere und äußert den Verdacht auf gesundheitliche Probleme bei Frau K. ZARA bietet Frau K. die 
Kontaktaufnahme mit der zuständigen Gebietsbetreuung an, doch Frau K. sagt, dass sie abwarten möchte, weil sie 
von Frau F. nicht mehr gestört wird, seit diese den Brief von ZARA erhalten hat.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr K. ist für einen afrikanischen Studenten aus Nigeria auf Wohnungssuche. Als er sich auf ein Inserat 

im Immo-Basar meldet, bekommt er zur Antwort, dass man prinzipiell nicht an Schwarze vermiete: „Auf meinen 
Anruf hin war der Inserent zunächst bereit, einen Besichtigungstermin zu vereinbaren. Als er erfuhr, dass es sich bei 
seinem möglichen Mieter um einen Nigerianer handelt, meinte er allerdings, er vermiete nicht an Afrikaner.“ Herr K. 
informiert seinen Bekannten nicht über den Vorfall, da er ihn „nicht mit der Fremdenfeindlichkeit vieler Mitbürger 
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belasten will.“ ZARA versucht, den Eigentümer telefonisch zu kontaktieren. Die ZARA-Mitarbeiterin bereitet eine 
EGVG-Anzeige vor, aber der Name des Inserenten lässt sich nicht eruieren.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau M. wird von LEFÖ an ZARA verwiesen. Sie ist österreichische Staatsbürgerin und stammt aus der 

Dominikanischen Republik. Frau M., ihr Mann und ihr Sohn wohnen in einer Gemeindewohnung. Seit Jahren gibt es 
Probleme mit den Nachbarn und der Hausbesorgerin, die sich schriftlich über ihre angebliche Lautstärke beschweren 
und bei direkten Begegnungen weder grüßen noch sonstige Kommunikation pflegen. Frau M. leidet immer wieder 
unter depressiven Verstimmungen wegen dieser unangenehmen Situation und verfügt auch über eine diesbezüg-
liche Arztbestätigung. Aufgrund der Situation im Haus und weil ihre Wohnung ohnehin sehr klein ist, hat Familie 
M. um eine größere Wohnung angesucht. Eine ZARA-Mitarbeiterin schreibt an „Wiener Wohnen“ mit der Bitte, ihre 
spezielle Situation bei der Wohnungsvergabe zu berücksichtigen. „Wiener Wohnen“ antwortet, dass gegen Frau 
M. aktuell keine Beschwerden vorliegen und verweist auf die zuständige Gebietsbetreuung, um durch persönliche 
Gespräche die Nachbarschaftskonflikte zu bereinigen. Eine ZARA-Mitarbeiterin begleitet Frau M. zum Gespräch bei 
der Gebietsbetreuung: dort wird ihr eine neue Wohnung angeboten. Im Jänner 2004 meldet sich Frau M. abermals 
bei ZARA: Die Situation hat sich nicht gebessert, und sie ersucht um Begleitung zur Gebietsbetreuung. Ihre ZARA-
Beraterin kommt dieser Bitte nach. Der Berater der Gebietsbetreuung versucht, ein Gespräch mit der Hausbesorgerin 
und ZARA zu vereinbaren und sichert noch ein Mal zu, eine Wohnung für Frau M. zu finden.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herrn G.s Bekannte hat ihre Wohnung in Bludenz an eine türkische Familie vermietet. Nachdem sich die 

Beschwerden von Nachbarn häufen („Warum eine türkische Familie?“) und behauptet wird, dass die Familie laut und 
schmutzig sei etc., besucht die Wohnungsvermieterin schlussendlich ihre Wohnung. Sie findet, dass alles in Ordnung 
ist und dass die Beschwerden nicht gerechtfertigt sind. Herr G. möchte diese Geschichte dokumentiert wissen.

Eine jüdische Frau lebt im 10. Wiener Gemeindebezirk in einer Mietwohnung. Sie wird von anderen Mietern 
belästigt, beschimpft und hat sogar Exkremente auf ihrer Fußmatte vorgefunden. Sie versucht mit einem 

Mediationsverfahren bei der Gebietsbetreuung die Sache zu klären, das Forum steht ihr dabei zur Seite.

März 2003: Eine Frau, Nichtjüdin aber Bezieherin des Forum-Newsletters, findet diesen auf dem Postkasten 
obenauf liegend. Er ist mit den Worten „Saujude raus aus diesem Haus“ beschmiert. Sie wurde bereits ein-

mal von einem Mieter als „Exotensau“ beschimpft. Der Fall wird der Polizei gemeldet.

Juli 2003: Eine jüdische Frau wohnt in demselben Haus wie ein ehemaliger Polizist, der – wie sie sagt – ein 
alter Antisemit ist und sie schon öfters antisemitisch belästigt hat. Sie findet ein eingeritztes Hakenkreuz 

neben ihrer Eingangstür, ein andermal ist neben ihrer Tür eine Vagina aufgezeichnet, mit einem Pfeil zu ihrer Türe und 
dem Schriftzug „Hure“. Die Frau ist sich sicher, dass der Täter der ehemalige Polizist ist, da er sie bereits vor einigen 
Jahren als Prostituierte beschimpft hat. Damals läutete ein Mann an ihrer Türe und meinte, der ehemalige Polizist 
hätte ihm gesagt, sie sei eine Prostituierte. Damals traute sie sich nicht, Anzeige zu erstatten. Das Hakenkreuz neben 
ihrer Tür ist zu hoch, um von Kindern gemalt zu sein, und außer ihr und dem Mann wohnen kaum Leute in dem 
Haus, da die anderen Wohnungen hauptsächlich Zweitwohnungen bzw. eine Zahnarztpraxis sind. Die Frau will keine 
Anzeige erstatten, weil dann nur Aussage gegen Aussage stehen würde.

 Obwohl wir mehrmals beim Studentischen Wohnservice (SWS) urgieren, dass der Zusatz „keine Ausländer“, 
„nur EU-Bürger“ oder „nur Inländer“ nicht verwendet werden darf, sind wir sehr enttäuscht, dass dieser Aufforderung 
nicht entsprochen wird, insbesondere da dies ein von EU und der Stadt Graz gefördertes Projekt ist und ein erheb-
licher Teil der ausländischen Studierenden dieses Wohnservice, das ohne Provision vermittelt, in Anspruch nimmt. 
Helping Hands Graz bittet die Verantwortlichen des SWS um ein Gespräch, jedoch erfolglos. Daher wenden wir uns 
an den Gemeinderat der Stadt Graz, der die Verantwortlichen des SWS kontaktiert. Nachdem die Vorgehensweise 
des SWS im Gemeinderat diskutiert und eine mögliche Streichung der Subventionen von der Stadt Graz in Betracht 
gezogen wurde, werden diskriminierende Anzeigen entfernt.

Seit vier Jahren lebt Herr N. aus Ghana in einem Grazer Wohnhaus. Er wird konstant von seiner Nachbarin 
beschimpft. Einige Beispiele dafür: Wenn Herr N. ihr im Keller, Stiegenhaus oder vor dem Haus begegnet (was unver-
meidlich ist), schreit sie ihn mit „Neger“, „Affe“ oder „Warum willst du in Österreich sein?“ an. Sie pocht an seine 
Tür um sich zu beschweren, dass er im Winter seine durchnässten Schuhe vor die Tür stellt und dass er manchmal 
seine Wohnungstüre offen lässt, denn: „Dies ist hier ja Österreich und nicht Kolumbien!“ Auch andere Nachbarn 
(eine jugoslawische und eine afrikanische Familie) bestätigen, dass sie von dieser Frau andauernd fremdenfeindlich 
beschimpft werden. Herr N. geht schließlich zur Polizei, um nach einem erneuten Vorfall von Beschimpfungen seine 
Nachbarin anzuzeigen. Der Polizist antwortet ihm, dass er nichts unternehmen könne, solange keine Körperverletzung 
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im Spiel sei. Als Herr N. im Sommer 2003 mit seiner Frau einkaufen gehen will und nur kurz etwas aus dem Keller holt, 
hört er eine laute Diskussion zwischen seiner Frau und der Nachbarin. Sie verlangt von seiner Frau, eine am Boden 
liegende Flasche in den Mülleimer zu werfen, was jedoch Frau N. nicht tut, da es nicht ihre ist. Dies verärgert die 
Nachbarin so, dass sie anfängt herum zu schreien: „Ihr Neger“, „Affen“, „Aids-Leute“. Seine Frau kann sich nicht mehr 
beherrschen und zischt „Arschloch“ zurück. Die Debatte endet damit, jedoch erhält Herr N. einige Wochen später eine 
Verwaltungsstrafe wegen Beleidigung und Verletzung des öffentlichen Anstandes und Lärmerregung in Höhe von  
220 Euro. Es wird sogleich Einspruch erhoben. Das Verfahren ist noch nicht abgeschlossen.

Eine Bosnierin wird andauernd von ihrem Nachbarn beschimpft („Scheiß Jugos“). Wenn der Nachbar sie 
oder ihre Kinder im Lift trifft, steigt er aus. Helping Hands wird schließlich kontaktiert, als der Nachbar einen Zettel an 
der Haustüre anbringt, in dem er von „neuer Wohnkultur“ spricht und die bosnische Familie des Diebstahls bezichtigt. 
Helping Hands Graz verfasst einen Brief an den Nachbarn mit der Bitte, dies zu unterlassen. Seitdem ist es ruhig.

Gegen ZARA / FGA / IMÖ

Mit der breiteren Öffentlichkeit von ZARA und der größeren Medienpräsenz von ZARA-MitarbeiterInnen im 
Jahr 2003 ging einher, dass nun auch sie selbst Ziel von (rassistischen) Attacken wurden.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau F., Beraterin bei ZARA, nimmt einen Anruf entgegen. Die Anruferin möchte eine Mitarbeiterin spre-

chen, die an diesem Tag nicht im Büro ist. Frau F. erklärt ihr die Situation und wie sie die gewünschte Mitarbeiterin 
trotzdem erreichen kann. Die Anruferin fragt Frau F., die nicht Deutsch als Erstsprache hat, daraufhin nach ihrer 
Herkunft und verlangt, mit einem Österreicher zu sprechen, da Frau F. angeblich unhöflich und aggressiv sei. 
Außerdem meint die Anruferin, dass Frau F. die „sehr komplizierten Rechtsprobleme“, um die es ginge, nicht verste-
hen würde. Tatsächlich ist Frau F. eine hochqualifizierte Juristin.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr A., Berater bei ZARA, wird am späten Abend auf seiner privaten Festnetznummer angerufen und 

als „Negerfreund“ bezeichnet. Am nächsten Tag findet Herr A. einen Brief direkt vor seiner Wohnungstür mit der 
Aufschrift „Negerfreund“. Am selben Abend wird Herr A. von 23 Uhr bis 5 Uhr in der Früh durchgehend angerufen 
und wieder als „Negerfreund“ bezeichnet. Ein paar Tage danach bekommt auch sein Bruder – der nichts mit ZARA zu 
tun hat – die ganze Nacht hindurch Anrufe mit demselben Inhalt. Nachdem die Polizei eingeschaltet wird, hört der 
Anrufer auf, Herrn A. und seine Familienangehörigen zu belästigen.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Eine unbekannte Frau ruft innerhalb von 3 Stunden viermal bei ZARA an. Sie meldet sich als „Frau Till“ und 

beschimpft die BeraterInnen als „Verbrecher! Deppen! Ausländer raus! Wie komme ich dazu, dass ich hier leide, wenn 
Sie ein ausländisches Arschloch sind!“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Eine Frau hinterlässt folgende Nachricht auf dem Anrufbeantworter der ZARA-Beratungsstelle: „Diese 

Nigger sollten beschädigt werden!“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau F., Beraterin bei ZARA, nimmt den Anruf einer unbekannten Frau entgegen. Die Anruferin erkun-

digt sich, wen ZARA berät. Auf die Antwort „Opfer und ZeugInnen von Rassismus“ fragt sie: „Und wer berät die 
Österreicher?“. Frau F. antwortet, dass ZARA natürlich auch ÖsterreicherInnen berät, wenn diese ZeugInnen von 
Rassismus geworden sind. Daraufhin meint die Anruferin, „Ausländer sind nicht sehr charismatisch mit Österreichern“ 
und fragt Frau F., die mit Akzent Deutsch spricht, woher sie stamme. Die ZARA-Beraterin antwortet, dass sie aus 
Argentinien stammt, worauf die Anruferin fragt: „Und warum gehen sie dann nicht nach Spanien?“ und das Gespräch 
beendet.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Mehrmals erhalten die ZARA-MitarbeiterInnen anonyme Briefe mit zahlreichen kopierten Zeitungsartikeln 

zum Themenkreis Afrikaner, Drogendealer usw. aus Medien wie News, Kronen Zeitung, Kurier und weiteren 
Zeitungen.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr S. ruft im ZARA-Büro an um „die andere Seite“ aufzuzeigen: Ein „Schwarzafrikaner“ habe ihn bei 

einem Geschäft in der Lindengasse angepöbelt und ihn mit „Du Nazi!“ beschimpft. Das falle, meint Herr S., auch unter 
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rassistische Diskriminierung, denn er sei schließlich kein Nazi und jetzt sehr verärgert. Nach einer längeren Diskussion 
legt er auf.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Über das Kontaktformular auf der ZARA-Homepage treffen – abgesehen von konstruktiven Beiträgen und 

Anfragen – immer wieder massiv aggressive und rassistische Meldungen an das ZARA-Team ein (Bsp. „Vielleicht haben 
ja gerade SIE eine hübsche, blonde Tochter, die schon nächste Woche von zwei Türken auf offener Straße vergewaltigt 
wird..? Sowas, oder ähnliches WÜNSCHE ich „Menschen“, wie ihnen...“).

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Eine ZARA-Mitarbeiterin ist in der Radiosendung „Von Tag zu Tag“ bei Ö1 zu Gast und stellt die Arbeit und 

den Rassismus Report vor. Zahlreiche erboste Anrufe gehen danach bei ZARA ein. Anonyme AnruferInnen beschimp-
fen die BeraterInnen, erzählen lange Geschichten, wollen jedoch selbst nicht zuhören oder in einen Dialog treten. 

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Frau T. ruft nach dem Auftritt von ZARA bei „Von Tag zu Tag“ auf Ö1 ein halbes Jahr lang regelmäßig 

bei ZARA an und bezeichnet die BeraterInnen unter anderem als „Ausländerfreunde, Verbrecher, Gfraster!“ Sie 
erzählt immer wieder, sie (oder manchmal auch: eine Freundin von ihr) sei von einem Ausländer brutal überfallen 
und beraubt worden und „Gutmenschen“ sollen sich nicht für diese Leute einsetzen. Auch beschimpft sie ZARA-
BeraterInnen mit „Ihr sollt genauso krepieren wie diese Ausländergfraster, euch gebührt nichts anderes!“ und unflä-
tigst mit „Gutmenschen-Arschloch! Ausländer raus, Arschloch!“. Sie beschimpft sowohl direkt die BeraterInnen als 
auch spricht sie ihre Hasstiraden auf den Anrufbeantworter mit den Worten „Gutmenschen! Gutmenschen!“ oder 
„Ausländer raus, ihr Arschlöcher“,„Arschlöcher, dreckige, verreckts zusammen mit den Ausländern“. ZARA richtet 
schließlich eine Fangschaltung ein. Frau T. sendet ZARA auch eine Postkarte mit wüsten Beschimpfungen sowie zwei-
mal einen Umschlag mit kopierten Zeitungsartikeln zum Themenkreis „Ausländerkriminalität“.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Ein älterer Herr ruft im ZARA-Büro an und lässt eine Schimpftirade los: „Diese Neger, wieso sollte denen 

geholfen werden, Scheiß Drogendealer sollen verschwinden!“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 ZARA erhält ein Brief, adressiert „An das Verbrecher-Asyl ZARA“ gefüllt mit zahlreichen Boulevard-

Zeitungsartikeln zum Themenkreis „Drogen-Afrikaner-Ausländer“ usw.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Drei Anrufe von „Frau Till“ innerhalb eines Arbeitstages, die in den Hörer schreit und schimpft: „Ausländer 

raus, dreckige Kanaken!“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 ZARA erhält ein Brief, handgeschrieben adressiert an „Verena Krausneker, p.a. ZARA Gutmenschen, ...“, kein 

Absender, Poststempel nicht entzifferbar. Der Brief enthält Ausschnitte aus der Kronen Zeitung, Artikel, in denen es 
um Ausländer und Kriminalität geht, oft mit handschriftlichen Hervorhebungen und Unterstreichungen.

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Männerstimme auf dem ZARA-Anrufbeantworter: „Ich bin ein österreichischer Unternehmer. Ich lasse mir 

nicht vorschreiben, wen ich beschäftige. Ich werde weiterhin nur Österreicher beschäftigen. Sie können mich alle in 
den Arsch lecken.“

Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 Herr K., Geschäftsführer der TOPonJOB, einem Internet-Magazin für Personalentscheider und Führungskräfte 

ruft wütend an, weil er eine Benachrichtigung vom magistratischen Bezirksamt bekommen hat, wo er informiert 
wird, dass gegen ihn eine Anzeige wegen eines „Nur Inländer“-Inserats vorliege. Er wird um eine Stellungnahme 
gebeten. Er fühlt sich hintergangen. Seine Beschimpfungen prasseln auf die ZARA-Beraterin nieder. Diese macht 
ihn darauf aufmerksam, dass er zuerst einen Beschwerdebrief erhalten hatte und ZARA ihm 14 Tage Zeit für eine 
Stellungnahme gegeben habe. Sie erklärt, dass innerhalb dieser Frist keine Antwort erfolgte, und danach – wie ange-
kündigt – Anzeige erstattet wurde, weil er etwas Unerlaubtes getan habe. Ein „Nur Inländer“-Inserat zu schalten ist in 
Österreich verboten. Schlussendlich droht der Anrufer der ZARA-Beraterin wieder mit Folgen und erkundigt sich noch 
– sehr aggressiv und drohend – nach dem Namen der Mitarbeiterin. Als die Mitarbeiterin schließlich nach längerer 
Diskussion auflegt, ist ihr unwohl. Herr K. ruft noch mehrmals hintereinander an, aber das Beratungsteam nimmt die 
Anrufe nicht mehr entgegen.

Auch die MitarbeiterInnen des Forum gegen Antisemitismus und der Initiative muslimischer ÖsterreicherInnen 
hatten mit derartigen Erfahrungen umzugehen:

6. März 2003: Ein Mann ruft im Büro des Forum an und möchte gegen die Politik des Staates Israel pro-
testieren: „Was die Israelis dort unten machen ist genauso wie das was die Nazis gemacht haben... Wieso 

sollen wir Wiedergutmachung zahlen?... Mir waren die Juden früher sympathisch... Hoffentlich kommen nicht so viele 
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Juden aus dem Osten her, sonst wird’s hier genauso... Sobald die Juden genug (an der Zahl) sind, wird’s auch hier 
Unruhen geben“.

15. Dezember 2003: Ein Mann ruft im Forum gegen Antisemitismus an und redet von einer Anzeige in der 
Kronen Zeitung, die 10 000,- Euro verspricht, wenn man einen Nazikriegsverbrecher anzeigt. Der Mann 

wird aggressiv und sagt, dass er drei Kriegsverbrecher anzeigen möchte, nämlich Bush, Sharon und Blair: „Man 
bräuchte jetzt wieder einen Führer, der das Gas aufdreht“. 

Allgemein wird oft konstatiert, dass das gesellschaftliche Klima aufgrund sozialen Drucks und finanzieller 
Sorgen rauer geworden sei. Es ist anzunehmen, dass es kein Zufall ist, wenn sich diese Stimmung vor allem 

gegen Minderheiten entlädt. Wie aggressiv die Stimmung mitunter ist, zeigen untenstehende Mails, die im Jahr 2003 
an die IMÖ ergingen (Auswahl):
• „(...) Hallo, mich widert es an, wenn ich euch Kopftücher bei uns auf der Straße herumlaufen sehe. Ihr seid doch 

Schmarotzer: unsere Wirtschaftskraft ausnutzen, unsere Freiheiten in Anspruch nehmen, aber sich nicht integrie-
ren wollen, sondern in der Art weiterleben, die die Herkunftsländer schon in Armut belassen hat. Kopftuch ab oder 
ab mit euch in ein Allah-land!! mit Kopftuchlosen Grüßen (...)“

• „(...) Was habt ihr mit euren Kopftüchern denn in Europa verloren? Verschwindet doch wieder dahin, wo ihr her-
gekommen seid. Von der westlichen Wirtschaftskraft profitieren, im Namen der westlichen Freiheit Unfreiheit 
einfordern – sowas nennt man Schmarotzer!! (...)“

• „(...) Ich kann leider nicht verhindern, daß Kopftücher in der öffentlichkeit geduldet werden müssen, aber mein 
berufliches und privates Umfeld kann ich freihalten – und das tue ich auch mit Erfolg! Aus meinem Umfeld jage 
ich Kopftücher heraus!! (...)“

Gesamtberichte einzelner Organisationen
Jahresresümee von Asyl in Not
Asyl in Not war auch im Jahre 2003 wieder mit zahlreichen Erscheinungsformen des staatlichen Rassismus 
konfrontiert; zum Widerlichsten gehörte, was unserem afrikanischen Mitbürger Cheibane Wague widerfuhr. 

Cheibane wurde am 15. Juli 2003 im Afrikakulturdorf im Wiener Stadtpark bei einem Polizeieinsatz getötet. Asyl 
in Not reagierte auf die Nachricht von Cheibanes Tod sofort: Wir unterstützten die spontanen Demonstrationen, 
die vom Afrikakulturdorf ausgingen, und gehörten zu den Veranstaltern einer Großdemonstration am 25. Juli, an 
der über 6000 Menschen teilnahmen. Die Teilnehmer forderten eine unabhängige Untersuchungskommission und 
den Rücktritt des Innenministers Strasser; Asyl in Not unterstützte diese Forderungen mit einer Flugblatt- und 
Plakataktion unter dem Motto: „Strasser muss weg“.

Auch die rechtswidrige Zurückschiebung von 74 tschetschenischen Asylwerbern nach Tschechien am 1. November 
2003, die von der Bezirkshauptmannschaft Gmünd durchgeführt und offenbar von Innenminister Strasser (der zur 
Tatzeit am Tatort war) persönlich angeordnet wurde, ist kennzeichnend für die rassistische Abschottungspolitik, 
durch die Flüchtlinge vom weißen Kernland der Festung Europa ferngehalten werden sollen: Österreich schiebt sie in 
Nachbarländer wie Tschechien zurück, diese verweigern ihnen den Zugang zum Asylverfahren ebenfalls, weil sie nach 
Österreich weitergeflüchtet waren. Ihnen droht daher die Weiterschiebung ins Ungewisse. 

Die Zurückschiebung der Tschetschenen war rechtswidrig, weil sie in Österreich Asylanträge gestellt hatten und 
nach geltendem Recht nicht während des Verfahrens zurückgeschoben werden durften. 

Eine tschetschenische Familie wurde (wie der niederösterreichische Fremdenpolizeichef Anerinhof im Profil vom 
17. November 2003 eingestand) durch die Androhung, den Vater von Frau und Kindern zu trennen und in Schubhaft 
zu nehmen, zur Zurückziehung des Asylantrags genötigt. Während ihrer Gefangenhaltung im Posten Gmünd durften 
die Tschetschenen, die zuvor von tschechischen Grenzorganen mit Polizeihunden durch einen Fluss getrieben worden 
und völlig durchnässt waren, ihre Kleider nicht wechseln; auch wurde einer Mutter untersagt, die vollen Windeln 
ihres Kleinkindes zu wechseln. Einige Gefangene berichten, dass sie stundenlang auf dem kalten Steinboden sitzen 
mussten. Asyl in Not hat auf diesen skandalösen Übergriff mit einer Strafanzeige gegen Innenminister Strasser und 
Mittäter in der Beamtenschaft, u.a. wegen Amtsmissbrauchs, Nötigung, Quälen von Gefangenen und Schlepperei, 
reagiert – Schlepperei deshalb, weil Strasser die Tschetschenen rechtswidrigerweise in ein Nachbarland Österreichs 
brachte und dies mit dem Vorsatz tat, dem Innenministerium einen nicht bloß geringfügigen Vermögensvorteil (durch 
Wegfall der Bundesbetreuungskosten) zu verschaffen; damit ist der Wortlaut des Schleppereiparagrafen erfüllt. Asyl 
in Not hat Berufungen gegen die über die Tschetschenen verhängten Aufenthaltsverbote eingebracht und verlangt 
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die Fortsetzung ihrer Asylverfahren in Österreich; die RechtsanwältInnen Nadja Lorenz und Georg Bürstmayr erhoben 
Beschwerden gegen die Zurückschiebungen an den Unabhängigen Verwaltungssenat.

Asylwerber sind in Österreich ständigen Übergriffen ausgesetzt. So berichteten uns drei tschetschenische Brüder, 
dass sie von einem Mitarbeiter einer vom Innenministerium ins Leben gerufenen Rückkehrberatungsstelle zur 
Zurückziehung ihrer Asylanträge gezwungen wurden. Sie waren zunächst aus der Bundesbetreuung entlassen wor-
den; um wenigstens wieder ein Dach (in der Rückkehrerbaracke) über den Kopf zu bekommen, unterschrieben sie 
„Asyl stopp“ – worauf ihnen mitgeteilt wurde, sie müssten über Moskau (!) nach Tschetschenien heimkehren. Dies 
hätte möglicherweise ihren Tod bedeutet. Asyl in Not hat für die drei Tschetschenen neue Asylanträge gestellt; sie 
wurden dann nach kurzer Zeit als Flüchtlinge anerkannt.

Die ganze Asylpolitik des Innenministeriums war im Berichtsjahr von rassistischen Motivationen gelenkt. So wur-
den unzählige Asylwerber lediglich wegen ihrer nationalen Herkunft aus der Bundesbetreuung entlassen – ein Akt der 
Diskriminierung, den der Oberste Gerichtshof in zwei richtungsweisenden Urteilen für rechtswidrig erklärte. Minister 
Strasser schert sich um diese Gerichtsurteile bis heute nicht. 

Die schwarz-blaue Regierung ließ von ihrer Parlamentsmehrheit eine Änderung des Asylgesetzes beschließen. 
Darin ist u.a. ein Neuerungsverbot vorgesehen, das in Zukunft die Ermittlung der materiellen Wahrheit durch die 
Berufungsbehörde verhindern soll. Flüchtlinge, die durch Mitgliedstaaten der Europäischen Union („Dublin-Staaten“) 
nach Österreich kommen, sollen im laufenden Asylverfahren in diese Länder zurückgeschoben werden, obwohl ihnen 
dort Verhaftung und Weiterschiebung drohen.

Dieses Gesetz spricht den Grundsätzen des fairen Verfahrens Hohn und ist daher verfassungswidrig. Daher hat 
das Land Oberösterreich bereits einen Gesetzesprüfungsantrag an den Verfassungsgerichtshof gestellt. Weitere 
Beschwerden werden folgen.

Asyl in Not wird auch unter erschwerten Bedingungen im neuen Jahr Flüchtlingen Rechtsschutz gewähren, 
Rechtsbrüche durch die Behörden aufdecken und die Schuldigen beim Namen nennen.
(Michael Genner, Geschäftsführer von Asyl in Not)

Bericht des Forum gegen Antisemitismus
Beschmierungen: Dem Forum wurden im Jahr 2003 29 antisemitische und neo-nazistische Beschmierungen gemel-
det. Diese befanden sich auf Häuserwänden, Parkbänken oder Postkästen und an öffentlichen Verkehrsmitteln bzw. 
deren Haltestellen. Solche Fälle leitet das Forum an den Bürgerdienst bzw. die Wiener Verkehrsbetriebe weiter, welche 
dann für die Entfernung zuständig sind.
Tätliche Angriffe: Dem Forum wurden im Jahr 2003 insgesamt 8 tätliche/physische Angriffe auf Juden in Österreich 
gemeldet.
Beschimpfungen/Drohungen: Dem Forum wurden im Jahr 2003 20 antisemitische Beschimpfungen/Drohungen 
gemeldet, welche meistens auf der Straße, aber auch in Wohnhäusern (meistens von Nachbarn) oder auch am 
Arbeitsplatz stattgefunden haben.
Droh-/Schmähbriefe: Im Jahr 2003 sind ca. 160 Droh- und Schmähbriefe an die IKG und andere jüdische Einrichtungen 
gegangen. Anlässe für einige dieser Briefe waren unter anderem der Nahostkonflikt und der Irakkrieg.
Postings: Das Forum beobachtet auch die Internetausgabe von Tageszeitungen wie z.B. Kurier, Die Presse, Der 
Standard und des ORF. In diesen Foren fanden sich viele antisemitische Postings, vor allem bei Artikeln, welche sich 
mit Israel, den Restitutionszahlungen und der Hohmann-Affäre beschäftigten. Einige dieser Postings waren schwer 
revisionistisch, wie z.B: „Hört’s doch auf mit den Holocaustmärchen aus tausend und einer Nacht – dieser hollywood-
schmus interessiert doch heute keinen mehr“, andere waren im höchsten Maße antisemitisch wie z.B. „Gibt es einen 
rationalen oder juristischen Grund, Juden NICHT zu töten“ oder „(...) Auch ich stehe für eine endgültige Wiederholung 
der Kristallnacht, damit sich unsere deutsche Kultur wieder gegen das jüdische Diktat durchsetzt.“
Jahresresümee 2003: Durch die zunehmende Verwischung der Grenzen zwischen Anti-Imperialismus, Anti-Zionismus 
und Antisemitismus, durch die immer breitere und undifferenziertere Auseinandersetzung mit dem Nahost-Konflikt, 
durch die täglichen Demonstrationen in Europa, werden jüdische und israelische Objekte und Personen immer 
häufiger zu Zielen von feindlich gesinnten Personen. Solche Ziele sind vor allem Synagogen, jüdische Schulen und 
orthodoxe Juden auf der Straße. Die Nachrichten über den Irak-Krieg lösen eine aufgeheizte Stimmung unter den 
Moslems in Europa aus. Der Hass auf die Amerikaner und auf Israel wächst und somit auch die Bereitschaft für die 
Moslems in Europa selbst aktiv zu werden. Solche Personen können durchaus auch Einzeltäter sein, hinter denen nicht 
unbedingt eine Terrorgruppe stehen muss. Verlässliche Quellen bestätigen den Verdacht, dass sich in Wien Zellen von 
Terrororganisationen, insbesondere von Al Qaeda, aufhalten. Wien ist - aufgrund seiner geopolitischen und histori-
schen Situation - ein besonders wichtiger Standort für aktive Zellen. Über Wien finden regelmäßige personelle wie 
finanzielle Transfers statt, geleitet von Personen, die jederzeit gewalttätige Aktionen zu setzen im Stande sind. Das 
jahrelang gepflegte Klischee vom „schlafenden Wien“ scheint nun entkräftet worden zu sein. 
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Als ein Beispiel hierfür kann die AIK dienen, welche sich in der Vergangenheit immer wieder mit PFLP-Mitgliedern 
getroffen hat (Interview mit PFLP-Führer im Juli, Reise in den Nahen Osten am Anfang des Jahres etc.). Nun lud 
sie erstmals ein aktives Mitglied der Terrororganisation nach Wien ins Vorstadtzentrum zu einem „Vortrag“ über 
„Erfahrungen“ während des Irakkrieges ein. Die Antiimperialistische Koordination scheint aktiver denn je und gehört 
in Österreich definitiv zu den extremen linken Organisationen. Mit der Einladung zu einer öffentlichen Veranstaltung, 
bei der ein Terrorist auftritt, hat sie wieder einmal eine Grenze überschritten und signalisiert damit nach außen hin, 
dass eine solche Aktion in Österreich sowohl politisch als auch von der Bevölkerung mehr als nur toleriert wird. 
Die antiamerikanischen, antiisraelischen und antizionistischen Demonstrationen, Sprüche, Blockadenaufrufe etc. 
werden ebenfalls nicht leiser – im Gegenteil: Die Hemmschwelle sinkt weiter und kreiert ein feindseliges Klima den 
Amerikanern und selbstverständlich damit auch Israel gegenüber, das ja als „Klein-USA“ gehandelt wird. Die AIK ist 
besonders aktiv dabei, Treffen, Demos und Veranstaltungen u.ä. zu organisieren und ist gefährlich, weil sie offen ein 
„arabisches Palästina vom Jordan bis zum Mittelmeer“ fordert – was die Vernichtung Israels als jüdischer Zufluchtsort 
bedeutet. Die Weltanschauung der AIK erscheint geprägt von Antisemitismus, Nationalismus, Schwarz-weiß-Malerei, 
Personalisierungen und Verschwörungstheorien, Lobpreisungen und Gewaltverherrlichung. Außerordentlich bedenk-
lich ist außerdem der offene Zuspruch seitens Neonazis und Rechtsextremer zur AIK (z.B. Dr. Ibrahim Alloush, ein 
fest im internationalen Neonazi-Netzwerk integrierter Holocaustleugner). Conclusio: Die Wahrscheinlichkeit eines 
Vorfalles, der über den gewohnten – immer wieder kehrenden – Fällen (Drohbriefe, Demonstrationen) einzugliedern 
ist, ist sehr gestiegen. Konkret stehen alle Zeichen dafür, dass radikalere Maßnahmen als bisher ausgeübt werden 
können. Diese können z.B. Drohanrufe (Bomben in/bei Objekten), absichtlich abgestellte Autos und Gegenstände bei 
Synagogen und Schulen, direkte Angriffe und Pöbeleien auf jüdische Personen vor Objekten und Ähnliches sein.

Rassismusfreier öffentlicher Raum im Alsergrund
Eine Aktion der KP Dogma

Angeregt von Diskussionen beim Austrian-Social-Forum in Hallein im Mai 2003 und der dort angebotenen Hilfe 
durch den Verein ZARA, beschloss die KPÖ-Gruppe „Dogma“ ein Projekt zur Entfernung rassistischer, antisemitischer 
und sexistischer Schmierereien im öffentlichen Raum des 9. Bezirks. Die Schmierereien wurden schwerpunktmäßig im 
Juli und August 2003 gesammelt. Alle Hauswände, Parks, Telefonzellen und Wartehäuschen wurden auf rassistische 
und sexistische Sprüche durchsucht, teilweise fotografiert und in einer Liste erfasst. (Ursprünglich sollte Kontakt zu 
den HausbesitzerInnen und Geschäftslokalen aufgenommen werden und die Sprüche an einem Aktionstag übermalt 
werden. Dies überstieg bislang die zeitlichen Kapazitäten der Gruppe, soll aber noch nachgeholt werden.) Wir möch-
ten im Rassismus R eport 2003 unsere Sammlung als einen Teil des alltäglichen Rassismus in Wien anführen. 

Bestandsaufnahme von rechten (und sexistischen) Schmierereien im 9. Wiener Gemeindebezirk:   
  
Motiv Adresse Bemerkung
„Neger raus“ (1) Alserbachstr. 23 (altes 

Donaulandgeschäft) 
mit Stift, „Neger“ ist durchgestrichen

„U 72“  Alserbachstr. 25, Schubertbrunnen öfters gesprayt, Bedeutung unbekannt
„Neger raus“ (2) Alserbachstr. 37 30 cm, überstrichen mit Stift
3 mit der Spitze zueinander zeigende 
Dreiecke

Alserbachstr. 4 (Eisenhandlung Seemann 
und Wenzel)

kleines Motiv, Bedeutung uns nicht 
bekannt, erinnert an „Gaunerzinken“

„Nigger raus“ + Hakenkreuz Augasse 17 70 x 20 cm
„Neger raus“ (3) Augasse 3 50 x 15 cm
„ORTHERN SOUL“ Ecke Porzellang. 33/ Fürstengasse gesprayt mit anderem undefinierbarem 

Zeugs
„HURE“ (1) Ecke Rossauer Lände/ Schulz-

Straßnitzkig.
„AMI GO HOME“ Ecke Strudlhofg./ Boltzmanng., Nähe 

US-Botschaft
auf Stromkasten, mit Edding, relativ 
klein aber sichtbar

„NIGGER UND NAZI RAUS“ Eingang Markthalle, rechtes Eck das erste Wort ist verwischt
„Die Arabische Wut“ groß daneben 
(schon halb mit Hausfarbe übermalt) 
„wird den Zionissmus vernichten“

Garnisongasse 16 Da die Schrift schon halb übermalt ist 
mit Farbe, wissen die Hausbesitzer ver-
mutlich schon davon

„HURE“ (2) Glaserg. 25, (Gymnasium) 
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Motiv Adresse Bemerkung
„FPÖ“ Glaserg. 9 10 x 5 cm

„EMALEIDE“ Glaserg. 9. 40 x 15, mit Stift

„Destroy Niggers” Haltestelle Bauernfeldpl. (Westseite), 
Liechtensteinstr.

„Scheiss Jugo“ Himmelpfortsteig 300 x 50 cm
„Türkei ist Scheiße“; Himmelpfortsteig 150 x 150 cm
„Neger raus“ (4) Josef-Ludwig-Wolf-Park 40 x 20 cm
verkehrtes Hakenkreuz „FPÖ“ Julius-Tandlerpl. 5, ums Eck, Stroheckg 15 x 15 cm, 50 x 30 cm, geritzt
„Neger raus“ (5) Liechtensteinstr. 42 (Centimeter) nicht sehr groß, aber gut sichtbar, mit 

Stift
„Tötet Neger” (daneben „Tötet Nazis”) Liechtensteinstr. 45a (Campinggeschäft) auf Stromkasten, mit Edding 
„Alle Türken sind Hurenkinder“ Marktgasse 15-17, Park 150 x 70 cm
„Zigeina sind Oasch“; Marktgasse 15-17, Park 200 x 100 cm
„Hakenkreuz“ Marktgasse 15-17, Park 30 x 30 cm
„Neger [bzw. Nazis] raus“ Nordbergstr. 10 „Neger“ durchgestrichen, darüber 

„Nazis“; es kann beides gelesen werden, 
30 cm, mit Stift

„Neger raus“ (6)  Nußdorferstraße 31 50 x 20 cm
„Neger raus“ (7) Nußdorferstraße 56 10 x 40 cm
„Neger raus“ (8) Nußdorferstraße 82 100 x 40 cm (zum Teil übermalt)
„Neger raus“ (9) Porzellang. 41 (Spar) gut sichtbar, mit Stift
„Neger raus“ (10) Porzellang. 10 x 40, mit Stift
„Terror gegen USA“ Pulverturmg. 3 100 x 200 cm
„Glatzenbrei“ Pulverturmg. 3, Hauseingang 100 x 200 cm
„Babylon muss brennen“ Pulverturmg. 8 100 x 100 cm
„Judas“ Rögerg. 12 10 cm
3 mit der Spitze zueinander zeigende 
Dreiecke

Rögerg. 12, Hauszugang mit Stift; vgl. Bemerkung zu 
Alserbachstraße 4

„Kosovo UCK“ Rossauer Lände 45
Cetnik-Zeichen Rotenlöweng. 5-7 30 x 30, geritzt, durchgestrichen
„Ausländer raus“ Säulengasse 24, Stromkasten 30 x 10 cm
verkehrtes Hakenkreuz mit 4 Kreisen 
zwischen den Balken

Schulz-Straßnitzkig. 14, Hauseingang mit Stift, 5 cm

Cetnik-Zeichen Siemenssteg
„WHITE SHARKS“ Siemenssteg
„EL ZOMBINO“ Siemenssteg
„HOOLIGANS AUSTRIA“ Siemenssteg
„Scheiss Frequenz“ Sobieskigasse 12 (Beleidigung an Radio Orange - Freies 

Radio in Wien); 30 x 30 cm
Hakenkreuz (darüber „Stop Gewalt“) Sobieskigasse 31 30 x 70cm
„Gegen USA“ Sobieskigasse 9 30 x150 cm
„Neger raus“ (11) Spittelauer Lände 13, ums Eck einen halben Meter groß, mit Stift
2 Hakenkreuze „FPÖ“ Stroheckg. 1 (Aspern Pizza) Hakenkreuze in Wand geritzt
„Neger raus“ (12) Währingergürtel 70 x 30 cm
„HURE“ Währingerstr. 46, Durchgang gesprayt, relativ groß

Anmerkung: Viele Schriftzüge sind nicht lesbar und somit auch nicht erfassbar. Es gibt viele „unpolitische“ und 
künstlerische Sprayereien, bei manchen war uns die Bedeutung nicht eindeutig klar. Einige, wie z.B. „U 72“ dürften 
harmlos sein. 
(Kontakt: god@mond.at)
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Beitrag von migrare – Zentrum für MigrantInnen OÖ
Die 19-jährige Beratungserfahrung von migrare – Zentrum für MigrantInnen OÖ (ehemals Verein zur Betreuung der 
AusländerInnen in OÖ) in Linz hat gezeigt, dass MigrantInnen täglich mit Rassismus konfrontiert sind. Verschiedene 
Unterdrückungsmechanismen wie systematische Zuschreibungsfehler, die gesellschaftliche Konstruktion der 
MigrantInnen als Mängelwesen, ihre Verdächtigung und Beschuldigung und die Projektion unerwünschter eigener 
Anteile auf Menschen anderer ethnischer Herkunft werden zum Zement des Alltagsrassismus. 

Da MigrantInnen jedoch die gleichen Rechte und Pflichten wie gebürtige ÖsterreicherInnen haben sollen, hat 
migrare – Zentrum für MigrantInnen OÖ seit Januar 2003 im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative EQUAL in der Ent
wicklungspartnerschaft „Miteinander arbeiten und leben“ eine Anti-Rassismus-Anlaufstelle eingerichtet. Hier werden 
all jene unterstützt, die am Arbeitsplatz und im Alltag rassistischen Angriffen ausgesetzt sind. Betroffene kommen zu 
uns, berichten ihre Erfahrungen, und wenn sie es wünschen, wird dem Vorfall nachgegangen und versucht, vor Ort 
eine befriedigende Lösung zu erzielen. Dieses Angebot steht auch jenen zivilcouragierten ÖsterreicherInnen offen, 
die Rassismus-Vorfälle beobachten und nicht tatenlos zusehen wollen. Die Effizienz der Antirassismusberatung liegt 
im eigenen Migrationsbezug der MitarbeiterInnen, in ihrer interkulturellen und inhaltlichen Kompetenz sowie in der 
multilingualen Beratung, da die MitarbeiterInnen neben der deutschen Sprache auch Bosnisch/Kroatisch/Serbisch, 
Türkisch und Englisch sprechen. 

Im Jahr 2003 wurde eine Gesamtzahl von rund 150 rassistischen Vorfällen gesammelt. Diese Vorfälle beziehen 
sich auf eine breite Palette von Injurien: Zum Beispiel verbale Attacken und Beschimpfungen im öffentlichen Raum 
(Straße, Autobus, Arztpraxen, Geschäftslokale, Schule, Krankenhaus, Restaurant, ...) , langjährige Nachbarschaftsstreit-
igkeiten (z.B. regelmäßige Verunreinigung der Wohnungstüre einer Migrantin durch eine österreichische Nachbarin), 
Zutrittsverweigerungen zu Diskos, rassistische Einschüchterung in der Schule (z.B. Frage eines Lehrers an ein Kind 
aus dem Irak: „Was gibt es Neues im Affenland?“), Ungleichbehandlung von MigrantInnen und ÖsterreicherInnen 
bei polizeilichen Amtshandlungen, Verstöße gegen das Arbeitsrecht (z.B. Nichtauszahlung des Urlaubs- und 
Weihnachtsgeldes, Zuteilung von MigrantInnen zu besonders gefährlichen oder schmutzigen Arbeiten, obwohl diese 
laut Funktionsbeschreibung von anderen zu verrichten wären). 

Damit MigrantInnen nicht in der von der Gesellschaft zugewiesenen Rolle der „Minderwertigen“ verharren müssen, 
hält migrare Workshops für Personen aus- und inländischer Herkunft ab. Bei den Workshops für ÖsterreicherInnen 
besteht das Ziel darin, die Mechanismen der Ausgrenzung bewusst zu machen und die Handlungskompetenz 
zu stärken, rassistischem Verhalten bei sich selbst und anderen entgegenzuwirken. Bei den Workshops für 
MigrantInnen haben die TeilnehmerInnen Aufarbeitungsmöglichkeiten, sich mit ihren rassistischen Erfahrungen 
mittels kreativer Ausdrucksformen konstruktiv auseinander zu setzen. Wesentlich ist dabei auch die Erweiterung des 
Handlungsrepertoires, wirksame und konstruktive Strategien gegen Rassismus anzuwenden. 
(Mag. Sonja Wildfellner, Leiterin des Moduls zur Entwicklung von Strategien gegen Rassismus im Rahmen der 
Gemeinschaftsinitiative EQUAL in der Entwicklungspartnerschaft „Miteinander arbeiten und leben“)

Bericht des Vereins „VIELE“
Zur Illustration der schwierigen Lage, in der sich viele MigrantInnen befinden, soll hier ein „prototypischer“ Fall 
geschildert werden:
Ein ausländischer Mann kommt als „Gastarbeiter“ nach Österreich und arbeitet in einem Betrieb. Sein Einkommen ist 
gering. In seinem Herkunftsland hat er Frau und Kinder. Dieser Migrant hat natürlich den Wunsch, mit seiner Familie 
zusammenzuleben und stellt das Ansuchen auf einen „Quotenplatz“, bzw. auf „Quotenplätze“. Da die Gesamtzahl der 
Quotenplätze sehr gering ist (2003 hatte Salzburg 335 Quotenplätze zu vergeben), beginnt das lange Warten – mit 
fünf bis zehn Jahren muss er rechnen. Um seine Familie nachkommen zu lassen, muss der Antragsteller nachweisen, 
dass er seine Frau bzw. seine Familie auch erhalten kann. Außerdem muss er eine Wohnung in vorgeschriebener Größe 
bewohnen. Das alles wird von Amts wegen kontrolliert. Für den ausländischen Arbeitnehmer bedeutet das zweierlei: 
Er muss diese Wohnung finden und vor allem finanzieren können und er muss, da die Ehefrau nach ihrem Herzug 
drei Jahre vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen ist, allein für den Lebensunterhalt der Familie sorgen können. 90% der 
Neuzuzüge kommen über die Quotenregelung nach Österreich, davon sind 80% Frauen und minderjährige Kinder. 

Viele Paare haben jahrelang nur in den kurzen Wochen des Urlaubs zusammengelebt, die Kinder kennen ihren 
Vater kaum – oftmals sind alle einander entfremdet. Frauen und Kinder leben nach ihrer Ankunft isoliert, da sie die 
Sprache noch nicht können, die neue Umgebung noch nicht kennen, Freundschaften erst schließen werden.

Die Ehemänner stehen unter Druck: Die neu angemietete Wohnung ist teuer, ihr Familieneinkommen kann wegen 
des Arbeitsverbotes der Frauen nicht steigen. Dieses Leben an der Armutsgrenze führt zu Spannungen, die sich 
manchmal in Drohungen, Schlägen oder Misshandlungen entladen. Muss die Frau mit den Kindern fliehen, ist das 
Frauenhaus ihre einzige Chance. Ab diesem Zeitpunkt ist sie auf Sozialhilfe angewiesen. Da sie nicht dazuverdienen 
darf, bleibt sie bis zur Erlangung einer Beschäftigungsbewilligung Bittstellerin. Die Mitarbeiterinnen des Frauenhauses 
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unterstützen das Opfer bei der Bewältigung der neuen Lebensumstände. Das Suchen einer finanzierbaren Wohnung 
wird auch für sie zum Spießrutenlauf. Ist endlich eine gefunden, hat die betroffene Frau mit den Feindseligkeiten der 
anderen Parteien zu kämpfen, da die Kosten für die Wohnung das Sozialamt übernehmen muss. 

Auch für die Kinder hat die Quotenregelung weit reichende Konsequenzen: Musste lange auf den Nachzug gewar-
tet werden, so sind die Kinder oft schon im Hauptschulalter. Sie werden eingeschult und wiederholen eine Klasse, um 
die deutsche Sprache so zu lernen, dass sie geprüft und benotet werden können. In den Fächern Deutsch und Englisch 
reicht es (verständlicherweise) meist nur für die dritte Leistungsgruppe. Mit dem fünfzehnten Lebensjahr haben sie 
ihre Schulpflicht erfüllt, ein mögliches weiteres Jahr für diese Ausnahmefälle wurde aus „Spargründen“ gestrichen. 
Die Möglichkeit, höhere Bildung zu erlangen, bleibt ihnen damit verwehrt und auch ein Lehrplatz ist dann schwer zu 
finden. Bekannt sind Jugendliche, die länger als ein Jahr auf Lehrstellensuche waren, sich oft beworben haben und 
nur Absagen bekamen, was sich natürlich auf ihr Selbstbewusstsein und ihre Psyche katastrophal auswirkt. 

Artikel 8 der Menschrechtskonvention (Bundes-Verfassungsgesetz 1993) besagt, dass jeder Mensch Anspruch hat 
auf Achtung seines Privat- und Familienlebens. Die Beschränkung der Zuwanderung in der in Österreich praktizierten 
Form widerspricht eindeutig dem Recht auf Familie. Der Artikel 8 kennt zwar eine Reihe von Gründen, die dieses 
Recht auf Familie einschränken können, dazu zählen Maßnahmen zur Aufrechterhaltung der nationalen Sicherheit, 
der öffentlichen Ruhe und Ordnung, des wirtschaftlichen Wohls des Landes sowie der Verteidigung der staatlichen 
Ordnung. Einschränkende Maßnahmen können überdies zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz 
von Gesundheit und Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten getroffen werden. Keine dieser angeführten 
Einschränkungen kann als Begründung für das Fremdengesetz 1997 hergenommen werden.

Die Folgen der österreichischen Quotenregelung widersprechen darüber hinaus dem Recht auf Bildung (Artikel 26 
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte, insbesondere Abs. 2 in Verbindung mit Artikel 7) und dem Recht auf 
einen Arbeitsplatz (Artikel 26 der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte). Außerdem wird die Chancengleichheit 
für österreichische und ausländische Jugendliche aufs Gröbste verletzt.
(DSA Christine Weidenholzer / Verein VIELE, Kontakt: weidenholzer@fh-soziale-arbeit-sbg.at)
(Ein ähnlicher Text wurde in der Broschüre „Menschenrechte in Salzburg 2003“ der Plattform für Menschenrechte 
www.menschenrechte-salzburg.at veröffentlicht und nun für den Rassismus Report erweitert und modifiziert.)

Bericht der WITAF-Arbeitsassistenz für Gehörlose
Wie im Jahr zuvor berichtet, hat sich auch 2003 die Diskriminierung von gehörlosen Personen und deren Muttersprache 
(Österreichischer Gebärdensprache) oft in Aussagen von hörenden Personen gezeigt, die nebenbei gemacht werden: 
“... Ja kommen sie mit ihrem Taubstummen vorbei, aber de Zeichensproch kann i net und wül i a net lernen.“ Oder: 
„... de fuchteln so wild mit den Händen, das macht einen ja ganz nervös“. 
Teilweise sind diese Aussagen auf Nichtwissen und zu wenig Information zurückzuführen, teilweise steht dahinter 
pure Ignoranz. So äußerte ein hörender Angehöriger eines jungen gehörlosen Mädchens gegenüber einer Beraterin 
mit einem süffisanten Lächeln: „... Ich finde es toll dass sie die Gebärmuttersprache können, das liegt wahrscheinlich 
Frauen mehr.“  Hier einige Beispieleaus dem Bereich der Ausbildungsmöglichkeiten von gehörlosen Personen, die 
aufzeigen, dass eine Chancengleichheit für gehörlose ÖsterreicherInnen eine ferne Vision darstellt: 
Beispiel 1: Anfrage auf Arbeitsmöglichkeit als Kindergartenhelferin. Aussage der MA11a Dezernat 4: Laut Landes-
gesetz für KindergartenhelferInnen kann dieser Beruf nicht ausgeübt werden, wenn Sinnesbehinderungen vorliegen. 
Somit nehmen öffentliche Kindergärten prinzipiell keine HelferInnen mit Einschränkungen auf, private Kindergärten 
können HelferInnen mit Sinnesbehinderungen aufnehmen. Das Dezernat weist aber darauf hin, dass im Falle eines 
Unfalles der Kindergarten zivilrechtlich geklagt werden kann. 
Beispiel 2: Anfrage auf Ausbildungsmöglichkeit als Hebamme. Aussage der Leiterin der Hebammenakademie in der 
Semmelweisklinik: Gehörlose können nicht als Hebamme ausgebildet werden, da die medizinischen Geräte akustische 
Signale von sich geben. Eine Aufklärung, dass es hier sehr viele technische Hilfsmittel gibt, wurde abgetan: „Sparen 
Sie sich ihre Mühe, wir nehmen sicher keine Gehörlosen auf!“
Beispiel 3: Im Sommer 2003 wurde das integrative Berufsausbildungsgesetz erlassen. Dies hat dazu geführt, dass 
das AMS einen integrativen Berufsausbildungslehrgang installiert hat, um alle Jugendlichen mit Behinderungen 
aufzufangen, die am Arbeitsmarkt keine Lehrstelle gefunden haben. Bei der Planung wurde laut persönlicher 
Aussage einer Beraterin des AMS Jugendliche auf die Zielgruppe gehörlose Jugendliche „vergessen“, und zwar inso-
fern, dass nicht bedacht wurde, dass gehörlose Jugendliche Unterricht in Österr. Gebärdensprache benötigen bzw. 
GebärdensprachdolmetscherInnen hinzugezogen werden sollten. Auch der Bedarf einer technischen Unterstützung 
(Induktionsanlage) bei hochgradig schwerhörigen Jugendlichen wurde nicht beachtet. 
Beispiel 4: Eine Abteilungsleiterin einer großen Näherei (zwei gehörlose Mitarbeiterinnen) berichtet einer Beraterin: 
„... Es stört mich, wenn im Pausenraum gefuchtelt wird, weil ich nicht weiß, worüber sich die beiden Gehörlosen 
unterhalten und ob es sich nicht um mich dreht. Auch die anderen hörenden Kolleginnen stört das.“ Weiters berichtet 
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die Abteilungsleiterin: „Bei der Arbeit (Großraum, Tische hintereinander) sollen die beiden nicht miteinander plau-
dern, weil sie brauchen dazu die Hände und das kostet Zeit ...“ 
Beispiel 5: Ein gehörloser Mitarbeiter eines großen österreichischen Unternehmens berichtet einer Beraterin: „Ich kann 
bei den Teamsitzungen nie teilnehmen, weil diese immer sehr kurzfristig angesetzt werden“. Laut Abteilungsleiter ist es 
nicht möglich diese Situation zu verändern und einen Gebärdensprachdolmetscher / eine Gebärdensprachdolmetsch-
erin zu diesen Sitzungen zu holen. Weiters gibt der Abteilungsleiter an, dass nicht genug Geld für DolmetscherInnen 
vorhanden sei und wenn es auch Geld gäbe, so könne man so kurzfristig keine DolmetscherInnen finden. Der gehörlo-
se Mitarbeiter soll an den Sitzungen gar nicht teilnehmen, er wird nachher von einem Kollegen in einem persönlichen 
Gespräch informiert. Der gehörlose Mitarbeiter fühlt sich stark diskriminiert, da in diesen Sitzungen viele Sachen 
ausdiskutiert werden und er somit immer vor vollendete Tatsachen gestellt wird. 
(Mag.a Natascha Zickbauer, Projektleitung der Arbeitsassistenz für Gehörlose Wien und NÖ)

Bericht von Helping Hands Graz über „Lokaltests“
Helping Hands Graz führte 2003 mehrere Lokaltests durch. Am 28. Februar besuchen je zwei Personen weißer und 
schwarzer Hautfarbe die Grazer Lokale „Eastside“, „Urbanikeller“, „Rudolf“ und „Nachtschicht“, begleitet von Michael 
Pech (Kleine Zeitung). Im „Eastside“ werden die Personen schwarzer Hautfarbe abgewiesen: „Ihr dürft nicht rein. 
Keine Ausländer, tut mir leid, der Chef wünscht das so“. Gegenüber Michael Pech erklärt der Besitzer Harald Maurer 
später, dass man sich auf nichts einlassen wolle, da Schwarze im Verdacht stünden, mit Drogen zu dealen. Ebenso 
ergeht es dem Team im „Urbanikeller“ und der „Nachtschicht“. Im Tanzlokal „Rudolf“ begründen die Türsteher die 
Zutrittsverweigerung damit, dass sie nicht für die Sicherheit der Personen garantieren können, da sich das Publikum 
des Lokals durch die Anwesenheit Schwarzer provoziert fühle.

Die Lokale „Nachtschicht“, „Rudolf“, „Eastside“ und „Urbanikeller“ werden gemäß §87 GewO iVm. Art. IX Abs. 1 Z 
6 EGVG angezeigt. Am 6. März berichtet die Kleine Zeitung darüber, woraufhin Helping Hands unzählige empörte 
Anrufe und Briefe erhält, teilweise jedoch auch Zuspruch und eigene Erfahrungsberichte.

Im August dokumentiert der ORF die Missstände in den Grazer Szenelokalen mit versteckter Kamera (ausgestrahlt 
am 14. September). Das Medienecho führt unter anderem dazu, dass die Firma DaimlerChrysler ihre Weihnachtsfeier 
im Lokal „Rudolf“ storniert.

Bei einer zweiten Testaktion am 20. September gibt es in den Lokalen „Latinos“ und „Nachtschicht“ erneut Probleme, 
beide Lokale werden angezeigt. Aufgrund des darauf folgenden Artikels in der Kleinen Zeitung (26. September) erhält 
Helping Hands wieder zahlreiche Briefe und Anrufe.

Es ist unklar, ob die Verbesserung der Situation beim zweiten Test ihre Ursache in den Briefen der Wirtschaftskammer 
an die Lokalbetreiber oder in der Medienberichterstattung hatte. Deutlich wurde, dass Diskriminierung nur mit 
gesetzlicher Grundlage bekämpft werden kann und dass Einzelpersonen den Nachweis, diskriminiert worden zu sein, 
schwer führen können, während im Rahmen der Aktion unterschiedliche Personen die genannten Lokale zu verschie-
denen Zeiten besuchten und so bewiesen, dass konsequent diskriminiert wird.
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Schwerpunkt-Thema: Recht & Rassismus

Gleichheit vor dem Gesetz?
Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit – mit dieser weltlichen Dreifaltigkeit verkündete und begründete sich eine 
neue Gesellschaftsordnung im 18. Jahrhundert. Liberale Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte 
konnten sich, nebst kapitalistischer Marktwirtschaft, um die Achse dieser Dreifaltigkeit herausbilden. Die meisten 
Gesellschaften unserer Gegenwart bezeichnen sich selbst als rechtsstaatliche Demokratien, die Menschenrechte und 
freie Marktwirtschaft gleichermaßen achten. Auch sie berufen sich dabei auf die weltliche Dreifaltigkeit.

Wörter haben aber ihre Geschichte. Brüderlichkeit, die bereits aufgrund ihrer männlichen grammatikalischen Form 
eine eingeschränkte Perspektive bot, spielt in der heutigen Welt eine nebensächliche Rolle. Gelesen als „Solidarität“ 
hat sie zwar noch immer eine soziale Bedeutung, als solche stellt sie aber eher einen Kampfbegriff gegen jene 
– damals neue – Gesellschaftsordnung dar. Freiheit ist wohl eines der Wörter, das am häufigsten missbraucht wurde. 
Mit „liberal“ wird heute nicht nur eine tolerante Lebenseinstellung ausgedrückt, sondern auch „wenig Staat“, die 
Freiheit des Marktes: die Freiheit der Ausbeutung. 

Ungleichheit in Gleichbehandlung
Gleichheit hingegen spielt ungebrochen eine zentrale Rolle in liberalen Demokratien. Sowohl als Grundlage des 
Rechts wie auch als Grundsatz der Moral bestimmt sie wie kein anderer Wert westliche Gesellschaften. Und dennoch 
können wir Bürgerinnen und Bürger dieser Gesellschaften nicht mit Sicherheit und Genauigkeit sagen, was unter 
„Gleichheit“ oder „gleich“ zu verstehen ist. Eines leuchtet ein: Gleich kann nicht dasselbe bedeuten. Es gibt Männer 
und Frauen, es gibt InländerInnen und AusländerInnen, Junge und Alte. Gleichheit und Differenz schließen einander 
nicht aus.

Vielleicht sind wir auch deswegen zumeist unbesorgt, wenn wir gewissen Ungleichheiten über den Weg laufen: 
Dass beispielsweise bestimmte Menschen, etwa Personen mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft in Österreich, 
nicht legal arbeiten dürfen oder dass bestimmte berufliche Positionen nur von Männern besetzt sind. Mit anderen 
Worten: Gleichheit vor dem Gesetz bedeutet nicht automatisch gleichen Schutz und gleiche Unterstützung durch das 
Gesetz. Der Standard von der Gleichbehandlung aller Menschen kann sogar zu größeren Ungleichheiten führen.

Ein Beispiel soll dies verdeutlichen. Wenn eine Stelle öffentlich ausgeschrieben wird, ist das wichtigste Kriterium 
des Gleichheitsgrundsatzes die gleiche Behandlung der BewerberInnen. Aber allein die Tatsache der Ausschreibung 
weist darauf hin, dass Personen, die sich bewerben werden, in vieler Hinsicht nicht gleich sein können. Wären sie alle 
mit gleichen Eigenschaften ausgestattet, würde man irgendeinen beliebigen Menschen auf die freie Stelle setzen. 
Bei Ausschreibungen handelt es sich um eine Konkurrenz zwischen den BewerberInnen, die sich messen müssen. Sie 
haben unterschiedliche Fähigkeiten, berufliche Erfahrungen und Ausbildungen, sie sind Männer oder Frauen, sie 
kommen aus unterschiedlichen Orten und Familien, sie hatten unterschiedliche Ausgangspositionen im Berufsleben. 
Wie können nun Ungleiche gleich behandelt werden?

Zur fairen Entscheidung der Konkurrenz sind Maßstäbe erforderlich. Der Wille des Arbeitgebers oder der 
Arbeitgeberin kann zwar auch einen Maßstab darstellen, er ist aber nicht fair, weil nicht objektiv. Andere, objektivere 
Maßstäbe sind der Idee der Gleichbehandlung dienlicher. Einen solchen bildet etwa die „Job-Beschreibung“, also das 
Profil, das die ausgeschriebene Stelle erfordert. Jede/r Bewerber/in muss die für die ausgeschriebene Stelle passenden 
Qualifikationen nachweisen können. Dann entscheiden ArbeitgeberIn oder PersonalchefIn der Firma aufgrund des 
erfüllten objektiven Kriteriums, dass A und nicht B den Job bekommt.

So weit, so gut. Der Standard von Gleichbehandlung kann also auch in einer Konkurrenzsituation, die auf 
Ungleichheiten beruht, erfüllt werden. Entfernen wir uns jedoch einen Schritt von dieser eher formalen Ebene 
der Gleichheit und machen wir einen Schritt mehr in Richtung Wirklichkeit: Wir werden feststellen, dass die 
Gleichbehandlung ungleicher Qualifikationen nicht im wesentlichen Sinne Gleichheit herstellt, sondern sogar vor-
handene Ungleichheiten vertieft. Die Gründe dafür sind gerade in diesen vorhandenen Ungleichheiten zu suchen.

Erstens kann der Maßstab der Qualifikation selbst zu einem Grund werden, bestimmte Personen von vornherein 
auszuschließen: Wenn etwa – aus welchen Überlegungen auch immer – der Besitz der hiesigen Staatsbürgerschaft 
oder „Deutsch als Muttersprache“ als Qualifikationskriterien in der Ausschreibung angeführt werden. Dass alle 
BewerberInnen, die diese Kriterien erfüllen, bei der Entscheidung gleich behandelt werden, ändert nichts an der 
Tatsache der Aussonderung vieler anderer, die sie nicht erfüllen können. 

Zweitens kann eine scheinbar neutrale Ausschreibung durchaus Ungleichbehandlung bedeuten. Wenn etwa für 
eine eher administrative Stelle ein abgeschlossenes Technikstudium als Voraussetzung angeführt wird, werden unter 
den BewerberInnen wohl mehr Männer sein als Frauen, da das Studium der Technikfächer noch bis vor kurzem als 
Männerdomäne galt. Dadurch kann die individuelle Gleichbehandlung von BewerberInnen – anhand des „objektiven“ 
Kriteriums: Technikstudium – die Benachteiligung einer großen Gruppe der Bevölkerung, hier: Frauen, nicht wettma-
chen, ja sie vertieft sogar diese Benachteiligung.
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Im ersten Fall wird gewöhnlich von direkter Diskriminierung gesprochen, im zweiten Fall kann – unter besonderen 
Umständen – von indirekter Diskriminierung gesprochen werden.

Diskriminierung und Antidiskriminierung
Diskriminierung bedeutet Aussonderung, Herabsetzung, Benachteiligung, Schlechterbehandlung – somit Verletzung 
des Gleichbehandlungsprinzips. Dennoch ist sie kein Relikt aus alten Zeiten, sondern eine Erscheinung, die erst mit dem 
Grundsatz der Gleichheit aufgetaucht ist. Dass in der feudalen Ständegesellschaft eine bestimmte Gesellschaftsgruppe, 
ein Stand, unterschiedliche Rechte hatte als Angehörige der anderen Stände, wurde mit der Unantastbarkeit der hie-
rarchischen Ordnung legitimiert. Im Mittelalter gab es eine ganze Reihe von Theorien, die Ungleichheit als heilige 
Ordnung begründeten. Erst mit dem Aufkommen der Idee von Gleichheit wurden Unterschiede als Diskriminierungen 
sichtbar. 

Die neue Gesellschaftsordnung schrieb zwar Gleichheit auf ihre Fahnen; die sozialen, politischen und wirtschaft-
lichen Unterschiede, verschiedene Funktionen, Arbeitsteilungen und Machtverhältnisse zwischen Personen und 
Gruppen wollte sie aber nicht abschaffen, sondern nur verlagern und umverteilen. Diskriminierung wird in liberalen 
Demokratien, die auf freier Marktwirtschaft beruhen, nicht nur sichtbar, sondern sie wird darin auch hergestellt.

Darum leiten RechtstheoretikerInnen und Organisationen diskriminierter Gruppen seit längerem ein Recht auf 
Nichtdiskriminierung ab: Aus Menschenrechten sowie verbrieften Bürger-, politischen, sozialen und kulturellen 
Rechten. Dieses nimmt in Antidiskriminierungsgesetzen juridische Gestalt an – wie etwa seit längerem in den USA 
sowie einigen europäischen Ländern wie den Niederlanden und Großbritannien, bald auch im EU-Mitgliedsstaat 
Österreich. Solche Gesetze listen in der Regel einige wesentliche Kategorien, Diskriminierungsgründe, auf, wie etwa 
Geschlecht, „Rasse“ (besonders in deutscher Sprache ein sehr problematischer Begriff), ethnische Herkunft, sexuelle 
Orientierung, Religion, Behinderung, Alter. Sie definieren Bereiche wie Beruf und Beschäftigung, Zugang zu Waren 
und Dienstleistungen, Bildung, Sozialschutz, Gesundheitsdienste und Wohnraum und verbieten in diesen Bereichen 
die Diskriminierung von Personen oder Gruppen aufgrund der aufgelisteten Gründe. Die Beweisbarkeit von und 
die Sanktionen gegen Diskriminierungen bilden das Herzstück, oder besser: die Zähne dieser Gesetze. Daher sind 
Beweislastumkehr und relativ hohe, aber realistisch vollziehbare Strafen die am meisten umkämpften Inhalte bei der 
Gesetzgebung.

Das Antidiskriminierungsgesetz hat vor allem eine abschreckende, sogar – wie manche behaupten – bewusstseins-
bildende Funktion. Es ist jedenfalls ein Korrektiv in der Praxis der Gleichbehandlung, sowohl indem es vorhandene 
Ungleichheiten aufzeigt, als auch, indem es das Recht auf Nichtdiskriminierung zu einem freistehenden, selbststän-
digen Recht erhebt. Dennoch können Antidiskriminierungsmaßnahmen Ungleichheiten, die in der Struktur liberalde-
mokratischer Gesellschaften verankert sind, nicht zur Gänze beseitigen.

Insbesondere in den USA, aber nicht nur dort, wurden daher zwei weitere Maßnahmen in Angriff genommen, 
welche den Rahmen der Antidiskriminierung überschreiten. Die erste Maßnahme bedeutet eine Umkehrung der 
Diskriminierung: Angehörigen diskriminierter Gruppen soll in bestimmten Bereichen und Situationen eine im posi-
tiven Sinn ungleiche Behandlung zugute kommen. Vor allem zur Beseitigung indirekter Diskriminierung, die auf 
historisch gewachsene Ungleichheiten zurückgeht, kann diese positive Diskriminierung („affirmative action“) ange-
wandt werden. Doch zog und zieht die Praxis positiver Diskriminierung viele Diskussionen nach sich. Vor allem der 
Einwand, diese Maßnahme schreibe die Kategorien und Rollen von diskriminierten Gruppen fest, ist nicht von der 
Hand zu weisen. Die zweite Maßnahme zur Beseitigung von strukturellen und historisch gewachsenen Ungleichheiten 
wird Mainstreaming genannt: Die Auswirkungen von Gesetzen, Regelungen und Politiken sollen demnach von allen 
AkteurInnen auf die Gleichbehandlung betreffender Gruppen eingeschätzt und abgestimmt werden. Für beide 
Maßnahmen, positive Diskriminierung wie Mainstreaming, kann die Antidiskriminierungspolitik einen ersten Schritt 
bedeuten.

Doch auch die formale Verwirklichung aller drei Maßnahmen kann keine Beseitigung vorhandener Ungleichheiten 
mit sich bringen, solange sich Ungleichheiten auf soziale und individuelle Ignoranz oder sogar Zustimmung stützen 
können. Und: Gleichheit ist nur eine, wenn auch zentrale, Voraussetzung für ein Leben in Menschenwürde. Aber sie 
ist noch lange nicht die einzige. Von einem – in Österreich sogar noch in Kinderschuhen steckenden – Antidiskrimin
ierungsgesetz zu einer gerechten Gesellschaft, die in der Autonomie jedes Individuums gründet und in der es keine 
Ausbeutung gibt, führt kein direkter Weg.

Hakan Gürses
Dr. phil, Projektmitarbeiter und Lehrbeauftragter am Institut für Philosophie der Universität Wien und Chefredakteur 

der Zeitschrift „STIMME von und für Minderheiten“
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Die „Nur Inländer“-Aktion von ZARA
„Nur Inländer“-Inserate werden in Österreich häufig als Stellenangebote und Immobilienanzeigen in Print- und 
Onlinemedien veröffentlicht. Solche Annoncen beinhalten eine explizite Formulierung, dass die angebotene 
Immobilie oder Arbeitsstelle nur für ÖsterreicherInnen zur Verfügung steht, was meist verkürzt mit den 2 Worten 
„Nur Inländer“ kommuniziert wird.

Derartige Inserate stellen für viele Menschen in Österreich einen quasi systematischen Ausschluss von Angeboten 
des Wohnungs- und Arbeitsmarkts dar. Dies bedeutet ganz generell geringere Möglichkeiten für Personen mit 
„fremder“ Staatsbürgerschaft oder Herkunft. In Österreich betrifft dieser Ausschluss von den über 8 Millionen 
EinwohnerInnen zumindest jene hier lebenden 711.000 Menschen, die nicht österreichische StaastbürgerInnen sind 
(Quelle: Statistik Austria 2004, S. 40 und S. 53). 

Tatsächlich grenzen InserentInnen mit dem „Nur Inländer“-Zusatz meist auch Menschen aus, die zwar 
ÖsterreicherInnen sind, die jedoch aufgrund von kulturellen, religiösen, sprachlichen oder äußerlichen Charakteristika 
nicht in die persönliche Vorstellung eines „Inländers“ / einer „Inländerin“ passen.

Konkrete rechtliche Möglichkeiten
Wenn jemand einen Job oder eine Wohnung sucht und dabei keinen Erfolgt hat, nur weil er oder sie nicht „öster-
reichischer“ (oder europäischer) Herkunft ist, welche rechtlichen Möglichkeiten bestehen dann, um gegen eine der-
artige Diskriminierung vorzugehen?

Gemäß Art. IX Abs 1 Z 3 EGVG ist es möglich, mit einer Geldstrafe bis zu Euro 1090 zu bestrafen, „... wer (…) Personen 
allein aufgrund ihrer Rasse, ihrer Hautfarbe, ihrer nationalen oder ethnischen Herkunft, ihres religiösen Bekenntnisses 
oder einer Behinderung ungerechtfertigt benachteiligt oder sie hindert, Orte zu betreten oder Dienstleistungen in 
Anspruch zu nehmen, die für den allgemeinen öffentlichen Gebrauch bestimmt sind ...“

Öffentliche Angebote von Wohnungen oder Stellen sind für den allgemeinen öffentlichen Gebrauch bestimmt, 
da der Kundenkreis nicht auf bestimmte Personen eingeschränkt ist. Mit „Nur Inländer“-Inseraten verweigern 
Immobilienbüros, EigentümerInnen, Unternehmen und Job-Agenturen Ausländern ungerechtfertigterweise die 
Möglichkeit, eine Wohnung zu mieten bzw. sich um eine Stelle zu bewerben. InserentInnen können also nach dem 
EGVG angezeigt werden.

Warum sind „Nur Inländer“-Inserate in Österreich nicht erlaubt? 
Zunächst ist wichtig zu verstehen, dass seit dem EU-Beitritt Österreichs alle EU-BürgerInnen ÖsterreicherInnen recht-
lich gleichgestellt sind. Aber auch die Diskriminierung von Menschen aus anderen (Nicht-EU-)Ländern ist verboten!

In Rahmen der Europäischen Union hat der Rat die Richtlinie 43/2000/EG vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft erlassen. Diese Richtlinie 
gilt u.a. für alle Personen in öffentlichen und privaten Bereichen, 
• für den Zugang zu und die Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, einschließlich von Wohnraum, und 
• in Bezug auf die Bedingungen – einschließlich Auswahlkriterien und Einstellungsbedingungen – für den Zugang 

zu unselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit, unabhängig von Tätigkeitsfeld und beruflicher Position, 
sowie für den beruflichen Aufstieg. 

Seit 19. Juli 2003 kann die Verletzung dieser Richtlinie rechtliche Folgen haben. Eine Handlungsmöglichkeit im Fall 
der Verletzung der Richtlinie 43/2000/EG ist eine Anzeige nach dem EGVG, wie oben beschrieben. 

Österreich hat im Jahr 2002 erklärt, dass es die Zuständigkeit des UN-Komitees zur Abschaffung der rassischen 
Diskriminierung (CERD) anerkennt. Der Sitz des Komitees ist in Genf und es kann Mitteilungen (Communications) 
von Personen oder Personengruppen prüfen. Diese Personen oder Personengruppen sollten argumentieren, dass sie 
Opfer einer Verletzung irgendeines in dem Übereinkommen über die Beseitigung rassischer Diskriminierung vorge-
sehenen Rechtes (z.B. Recht auf Wohnung, Recht auf Arbeit) durch Österreich oder seine Behörden sind. Österreich 
und seine Behörden (z.B. magistratische Bezirksämter und Bezirkshauptmannschaften) sind verpflichtet, rassis-
tische Diskriminierung in allen ihren Formen zu verbieten oder zu beseitigen. Das CERD kann die Verletzung des 
Übereinkommens erklären und Empfehlungen an den betreffenden Staat weiterleiten. Die österreichischen Behörden 
können jedoch vermeiden, dass Österreich wegen rassistischer Praktiken gerügt wird, wenn sie mit allen geeigneten 
Mitteln (z.B. wie oben beschrieben unter Anwendung von Art. IX Abs 1 Z 3 EGVG) gegen rassistische Diskriminierungen 
in allen ihren Formen vorgehen.

Die Aktion von ZARA: Beschwerden, dann Anzeigen
Innerhalb des eben beschriebenen rechtlichen Rahmens hat ZARA im Juli 2003 mit einer gezielten Aktion begon-
nen: Immobilienbüros und Personalsuch-Unternehmen, die diskriminierende „Nur Inländer“-Anzeigen veröffentlicht 
haben, wurden systematisch mit ausführlichen, erklärenden Beschwerdebriefen konfrontiert. 
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Folgte auf diesen Brief keine Reaktion, eine negative Reaktion oder sogar die Ankündigung seitens der InserentInnen 
gegenüber ZARA, auf einer Beibehaltung der diskriminierenden Praxis zu bestehen, dann wurde (wie in dem Brief 
angekündigt) Anzeige nach Art. IX EGVG erstattet. 

ZARA hat im Rahmen dieser Aktion mehr als 80 Beschwerdebriefe verfasst und rund 50 Anzeigen nach dem EGVG 
erstattet. In einigen Fällen hat ZARA positive Antworten bekommen. So hat z.B. die Firma Macalka und Peinlich den 
folgenden Brief an ZARA gesandt: 
„Sehr geehrte Frau Maria Fernanda Perez Solla, mit Bedauern haben wir Ihren Brief vom 25. Juli 2003 erhalten. Wir 
möchten zu Ihrem Schreiben folgende Stellung beziehen: Es war nie unser Anliegen, jemanden mit unserer im Kurier 
veröffentlichen Anzeige zu diskriminieren. Sie haben Recht, dass der Ausdruck ‚Inländer’ diesen Eindruck erscheinen 
lässt. Wir möchten betonen, dass wir einige Anrufe auch von ‚Nichtinländern’ erhalten haben und diese bei uns auf-
grund ihrer Qualifikation und nicht wegen ihrer Staatsangehörigkeit bei uns ein persönliches Vorstellungsgespräch 
erhalten haben. Sollten wir jemanden mit unserem Inserat diskriminiert haben, so möchten wir uns in aller Form bei 
dieser Person entschuldigen. Wir sagen Ihnen zu, auf eine Schaltung von Anzeigen mit ausschließenden Zusätzen in 
Zukunft zu verzichten. Mit freundlichen Grüßen, Mag. Michael Wilfert“
Auch die Firma Josef Brötzner GmbH hat ZARA eine Entschuldigung zukommen lassen:
„Sehr geehrte Frau Pérez Solla! Wir entschuldigen uns in aller Form für die sicher nicht in unserem Stil erschiene-
ne Anzeige. Schon aufgrund unserer Arbeitnehmerstruktur ist auch offensichtlich, dass zwischen Inländern und 
Ausländern kein Unterschied gemacht wird. Ebenfalls können wir Ihnen zusichern, dass in Zukunft Einschaltungen 
mit ausschließenden Zusätzen in unseren Firmen unterbleiben. Mit freundlichen Grüßen, Josef Brötzner GmbH“

Erfahrungen und Ergebnisse der Aktion
Oftmals ist nicht bekannt, wie über die Anzeigen entschieden wurde und welche Folgen sie hatten. Viele Behörden 
berufen sich auf die mangelnde Parteistellung im Verwaltungsstrafverfahren und auf die Amtsverschwiegenheit und 
verweigern eine Auskunft über den Ausgang des Verfahrens. 

In einem Fall ist bekannt, dass das Magistrat eine Geldstrafe von 175 Euro verfügt hat. In vielen weiteren Fällen 
sind die Verfahren noch nicht abgeschlossen. In einem anderen Fall, in dem die angezeigte Person eine Entschuldigung 
an das Magistrat richtete, wurde von der Verhängung der Geldstrafe abgesehen. 

„Nebeneffekt“ der Aktion: Verbalisierung von Vorurteilen
Das ZARA-Beratungsteam war im Rahmen der „Nur Inländer“-Aktion mit verschiedenen negativen Reaktionen, meist 
per Telefon, konfrontiert. AusländerInnen wurden von den angeschriebenen FirmenvertreterInnen als „Personen mit 
anderer Mentalität“ oder sogar als „faul“ bezeichnet. Manche GesprächpartnerInnen meinten, dass AusländerInnen 
generell nicht Deutsch sprächen, sie keine gute Ausbildung hätten etc. Diese Bespiele weisen auf einige der 
Diskriminierung durch Inserate zugrunde liegende Vorurteile hin. Die Praxis der in der ZARA-Aktion kritisierten 
Inserate hat sehr deutlich mit der Nicht-Akzeptanz von Fremden zu tun und mit Vorurteilen und anderen ablehnen-
den Haltungen gegenüber „AusländerInnen“.

Wir denken, dass es sehr wichtig ist, ArbeitgeberInnen und Immobilienbüros über die einschlägigen gesetzlichen 
Regelungen zu informieren und bei mangelnder Einsicht auch mittels Anzeigen gegen Diskriminierung vorzugehen. 
So wird hoffentlich in Österreich verstanden, dass Rassismus keine persönliche Meinung und auch kein Kavaliersdelikt 
ist, sondern dass rassistische Diskriminierung strafbar ist und kostet.

Maria Perez-Solla und Verena Krausneker, 
Dr. jur., ZARA-Koordinatorin der Aktion und Dr. phil. / Redaktion Rassismus Report 2003 
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Die Umsetzung der europäischen Anti-Diskriminierungsvorgaben 
in Österreich
Die Gesetzeskeule im Kampf gegen Diskriminierung – bringt das über-
haupt etwas?
Der vorliegende Report beschreibt eine breite Vielfalt an Situationen, in denen Menschen aufgrund ihrer Hautfarbe, 
ihrer Religion, ihrer ethnischen Herkunft oder ihrer Sprache wegen diskriminiert wurden. In einigen Fällen konnte das 
ZARA-Beratungsteam die Betroffenen ungerechtfertigter Ungleichbehandlungen dabei unterstützen sich zu weh-
ren – in manchen Fällen auch mit Erfolg. Sehr selten sind es aber rechtliche Bestimmungen, auf die sich Opfer von 
Diskriminierungen stützen können – ganz einfach weil es von diesen nicht viele gibt in Österreich.

Recht
Gerade für die zentralen Lebensbereiche Arbeit und Wohnen sehen zwei EU-Richtlinien, deren Inhalte eigentlich 
seit 19. Juli [1] bzw. 2. Dezember [2] 2003 ins österreichische Rechtsgefüge aufgenommen sein sollten, wesentli-
che Verbesserungen vor. Passiert ist aber bisher nicht viel. Es gibt zwar eine Regierungsvorlage, aber die ist in den 
Mühlen des parlamentarischen Alltags stecken geblieben. Und es gibt auch sehr viele Ressentiments gegen ein 
starkes Anti-Diskriminierungsgesetz, vor allem vonseiten der Wirtschaft. Was ist es aber, wovor UnternehmerInnen 
und Regierung solche Angst haben, dass sie sich nicht an die Erarbeitung eines klar deklarierten, sinnvollen Anti-
Diskriminierungsgesetzes machen? Eigentlich war es ja schon bisher verboten zu diskriminieren: Es gibt einen 
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Gleichheitssatz, Österreich hat die UN-Rassendiskriminierungskonvention 
unterzeichnet, es gibt verwaltungsrechtliche Bestimmungen etc. Was eine richtlinienkonforme Umsetzung der 
EU-Vorgaben im Gegensatz zur bestehenden Situation verändern würde, wäre aber etwas ganz Entscheidendes: 
Betroffene von Diskriminierungen könnten sich auf ernsthafte Verfahrensvorschriften stützen und hätten die Chance, 
sich ihre Rechte mithilfe institutioneller Mechanismen über funktionierende Instanzenzüge zu erkämpfen.

Konkret wäre ein Ausgleich der realen Stärkepositionen im Beweisverfahren vorzusehen: Nicht der/die Betroffene 
müsste etwaige Diskriminierungen beweisen müssen, sondern – so das Vorliegen ebensolcher glaubwürdig ist 
– der/die potenziellen TäterInnen. Eine Konstruktion, die auf den ersten Blick in Konflikt geraten könnte mit dem 
rechtsstaatlich zentralen Grundsatz „in dubio pro reo“, der die Beweislast aufseiten der Anklage vorsieht. Aber dieser 
Grundsatz ist – und dies zu Recht – auf den Bereich des Strafrechts beschränkt. Im Zivilrecht – also genau der Bereich, 
in dem sich arbeitsrechtliche Vertragsverhältnisse wiederfinden – sollten sich zwei gleichberechtigte, gleich starke 
VertragspartnerInnen gegenüberstehen. Überall dort, wo diese Stärkepositionen verzerrt sind – wie z.B. im Bereich 
des Konsumentenschutzes - sorgen daher bereits jetzt staatliche Eingriffe dafür, ein für haltbare Verträge nötiges 
Gleichgewicht herzustellen. Eine ernst gemeinte Anti-Diskriminierungspolitik führt also diesen Grundgedanken, der 
bereits im System verankert ist, weiter. 

Ombudsstellen und ExpertInnen aus NGOs
Der europäische Gesetzgeber sieht die Einrichtung von Ombudsstellen für Gleichbehandlung vor. Deren Aufgabenbereich 
würde Folgendes umfassen: Die Unterstützung von Opfern von Diskriminierung bei der Durchsetzung ihrer Rechte, 
die Durchführung von unabhängigen Untersuchungen über Diskriminierung in Österreich, die Veröffentlichung der 
gewonnenen Erkenntnisse und auch die Formulierung von Empfehlungen. Und dann gibt es da noch ein nicht zu 
vernachlässigendes Element, das ganz klar in den Richtlinienvorgaben enthalten ist: Die Einbeziehung von Nichtregi
erungsorganisationen – sowohl in das Verfahren durch die Einräumung eines echten Verbandklagerechts [3] und bei 
der personellen Besetzung der Institutionen als auch bereits im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses – in Form eines 
institutionalisierten Dialoges. 

Österreichische Realität
All dies ist in Österreich bis dato nicht passiert – und wird auch dann, wenn der bestehende Entwurf in Gesetzesform 
gegossen wird, nicht in notwendiger Form umgesetzt sein. Nach derzeitigem Informationsstand ist vorgesehen, 
im Rahmen eines neuen Gleichbehandlungsgesetzes und eines Gesetzes über Gleichbehandlungskommission und 
Gleichbehandlungsanwaltschaft die Politik der Verbote mit reinem Lippenbekenntnischarakter fortzuführen. Im 
derzeit vorliegenden Entwurf sind eine Vielzahl von Verboten normiert: Direkte und indirekte Diskriminierungen, 
Belästigungen, es gibt ein Gebot zu diskriminierungsfreier Stellenausschreibung und sogar positive Maßnahmen mit 
dem Ziel, Chancengleichheit voranzutreiben, sollen erlaubt sein. Vorgesehen ist weiters ein Institutionengeflecht 
aus Gleichbehandlungskommissionen und Gleichbehandlungsanwaltschaft, das über die Einhaltung der Gebote und 
Verbote wachen soll. Aber der Hauptkritikpunkt wird der gleiche bleiben wie bisher: Der Weg zu ihrem Recht wird 
für Betroffene steinig, lang und wenig erfolgversprechend sein. Denn all die oben angeführten Knackpunkte in den 
Verfahrensbestimmungen sind nicht oder nur halbherzig berücksichtigt. [4] 
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Österreichische Initiative: Der Klagsverband
Um die Rolle der zivilgesellschaftlichen Interessenorganisationen dahingehend zu stärken, dass zumindest diese 
fit wären für die europarechtlichen Anforderungen, gründete ZARA im Jänner 2004 gemeinsam mit HOSI Wien 
und BIZEPS einen „Klagsverband zu Durchsetzung der Rechte von Diskriminierungsopfern“. Diese Konstruktion soll 
einerseits eine Plattform schaffen für einen konzertierten Dialog mit der Regierung bzw. mit den zu schaffenden 
Institutionen und andererseits durch Lancierung von Musterklagen sowohl die bestehenden als auch die zu schaffen-
den Institutionen und Verfahren auf ihre Kompatibilität mit den EU-Bestimmungen hin überprüfen.

Meinungsbildende Gesetze?
Aber was würde es überhaupt bringen, der Traum von einem praktikablen Anti-Diskriminierungsgesetz, das alle 
Stückeln spielt und auf Basis dessen Paragraphen der Kampf gegen alle die „bösen“ VermieterInnen, ArbeitgeberInnen 
usw. erfolgreich geschlagen werden könnte? Viele UnternehmerInnen stecken ohnehin in einer permanenten 
Zwickmühle zwischen KundInneninteressen und gesetzlichen Vorgaben. Sei es der Wunsch nach „ausländerfreien“ 
Taxis, nach kopftuchlosem Verkaufspersonal oder nach „rein österreichischer“ Wohnumgebung – die Nachfrage 
und damit auch ein gewisser ökonomischer Druck sind da. KritikerInnen sehen daher im Auffahren von rechtli-
chen Geschützen im Kampf gegen Diskriminierungen auch durchaus die Gefahr massiver Abwehrreaktionen, die in 
einen neuen Höhenflug von Rechtsradikalismus und Fremdenfeindlichkeit gipfeln könnten. Die Konsequenz dieser 
sicher nicht völlig ungerechtfertigten Angst kann aber nicht sein, gesetzliche Bestimmungen zur Bekämpfung von 
Diskriminierungen zu erlassen, die diese Bezeichnung nicht verdienen und die reiner Erfüllungsgehorsam gegenüber 
EU-Vorgaben sind. Die Konsequenz muss vielmehr sein, den Weg zum Recht für Diskriminierungsopfer mit neuen 
rechtlichen Rahmenbedingungen zu ermöglichen und gesamtgesellschaftliche Sensibilisierungsarbeit zu einem prio-
ritären Thema politischer Arbeit zu machen – und damit ein klares Bekenntnis zu einem politischen Willen abzugeben. 
Auch die Selbstverständlichkeit, mit der österreichische Unternehmer und Unternehmerinnen die österreichische 
Sozialgesetzgebung anwenden, ist nicht nur Ergebnis gesetzlicher Druckmittel, sondern vielmehr Resultat über lange 
Zeit hinweg erarbeiteter Akzeptanz gesellschaftlicher Notwendigkeiten. 

 Es ist nicht Aufgabe und Sinn von Gesetzen, Einstellungsänderungen zu bewirken, aber Gesetze können ein not-
wendiger Bestandteil und ein wichtiges Korrektiv sein in einem Konglomerat an Maßnahmen, die einen gesellschaft-
lichen Wandlungsprozess unterstützen und begleiten. Und sie können dazu beitragen, die Position von Menschen 
schon allein dadurch zu verbessern, als die reine Existenz von festgeschriebenen Rechten ein Fundament darstellt für 
eine selbstbewusstere und „chancengleichere“ Position in der Gesellschaft. 

Katrin Wladasch
Juristin und Politologin, Vorstandsmitglied von ZARA

[1] Richtlinie 2000/43/EG des Rates vom 29 Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied der Rasse oder 
der ethnischen Herkunft

[2] Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der 
Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf, umfasst Gleichbehandlung aller „anderen“ vom Art.13 erfassten Diskriminierungstatbest
ände (Religion oder Weltanschauung, Behinderung, Alter, sexuelle Ausrichtung) „in Beschäftigung und Beruf“

[3] Ein Verbandsklagerecht würde es Organisationen ermöglichen, im Namen von Opfern von Diskriminierungen den Rechtsweg zu 
beschreiten. Das bedeutet, dass die betroffene Person das Kostenrisiko für das Verfahren nicht selbst tragen müsste. 

[4] Eine ausführliche Stellungnahme zum Gesetzesentwurf finden Sie unter www.zara.or.at

www.oebv.com
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Wie steht es mit der Umsetzung der Anti-Rassismus-Richtline in 
anderen EU-Staaten?
Ein Überblick (Stand: Jänner 2004)
Auch wenn die „Rassismus-Richtlinie“ (2000/43/EG) die Vereinheitlichung des Rechtsschutzes vor Diskriminierung 
bezweckt, ist die EU von einem solchen einheitlichen Verständnis noch recht weit entfernt. Im Folgenden soll versucht 
werden, ganz kurz und unvollständig den derzeitigen Stand der Anti-Rassismus-Gesetzgebung – immer mit einem 
Blick auf die Richtlinie – in den 14 anderen EU-Staaten darzustellen.

Belgien
Neben einer allgemeinen verfassungsrechtlichen Gleichheitsklausel, die auch Nicht-StaatsbürgerInnen gleiche Rechte 
einräumt (Art. 10 und 11 der belgischen Verfassung), sieht seit 1981 das so genannte „Moureaux-Gesetz“ strafrechtli-
che Bestimmungen gegen Rassismus vor. 2003 wurde dieses Gesetz novelliert und im Februar 2003 mit einem neuen 
umfassenderen Antidiskriminierungsgesetz komplettiert. Geschlecht, vermeintliche Rasse, Hautfarbe, Herkunft, nati-
onale oder ethnische Herkunft, sexuelle Orientierung, Familienstand, Geburt, „la fortune“ (sozialer Status), Alter, 
religiöse oder philosophische Überzeugung, aktueller oder zukünftiger Gesundheitszustand, Behinderung oder cha-
rakteristisches Äußeres sind die nach diesem Gesetz verpönten Gründe der Ungleichbehandlung. Mit dem „Centre 
pour l’égalité des chances et la lutte contre le racisme“ besteht in Belgien auch eine starke unabhängige Institution, 
an die sich Betroffene um Unterstützung wenden können. Diese sind insgesamt gut abgesichert: Neben dem Centre 
können auch spezialisierte NGOs und die Sozialpartner für sie vor Gericht auftreten.

Dänemark
Die Dänische Volkspartei spielt in der aktuellen Regierungskoalition eine entscheidende Rolle, und das, obwohl fünf 
Parteimitglieder im Jahr 2003 wegen Verhetzung (hate speech) verurteilt worden sind und der oberste Gerichtshof 
entschied, dass es nicht unzulässig sei, zu behaupten, dass der Parteichef rassistischen Ideen anhänge. Diese Position 
schlägt sich auch entsprechend im Umgang der dänischen Regierung mit Themen der Nichtdiskriminierung nieder.

So etwa nahm diese extreme Kürzungen der Geldmittel für „einschlägige“ NGOs seit 2002 vor. Auch die gesamte 
Debatte zur rechtlichen Umsetzung der Antidiskriminierungsrichtlinien fand ohne ernsthafte Einbindung der relevan-
ten NGOs und wissenschaftlichen Institutionen statt. Letztlich sind auch wichtige Bereiche der Richtlinie in Dänemark 
noch nicht richtig umgesetzt. So sind keinerlei positive - also etwa fördernde - Maßnahmen für traditionell diskrimi-
nierte Gruppen rechtlich ermöglicht worden und Schutz vor Viktimisierung [1] und Anstiftung zur Diskriminierung 
nicht vorgesehen. De Beweislastregelungen wurden ebenfalls nicht ausreichend an die europarechtlichen Vorgaben 
angepasst. Zusätzlich zu einem strafrechtlichen Mindestbestand an Rechtsnormen (insb. Verhetzung) gibt es aber 
seit 1996 ein Gesetz zum Schutz vor rassistischer Diskriminierung in der Arbeitswelt. Seit 1. Juli 2003 deckt auch 
ein eigenes Gesetz die rassistische Diskriminierung außerhalb der Arbeitswelt ab. Dieses Gesetz dürfte weitgehend 
die europarechtlichen (Minimal-)Anforderungen erfüllen. Als „unabhängige Stelle“ wurde das Dänische Institut für 
Menschenrechte nominiert, das vor allem Studien und Fallsammlungen zu Diskriminierung durchführen soll. Dieses 
Institut hat wiederum ein (dreiköpfiges) „Beschwerde-Komitee“ eingerichtet, das individuelle Beschwerden entgegen-
nehmen und die Betroffenen beraten soll. Es kann außerdem nichtbindende Aussagen darüber treffen, ob das Gesetz 
in einem konkreten Fall verletzt worden ist.

Deutschland
Bereits am 14. August 2000 entschied sich die deutsche Regierung dazu, die „Rassismusrichtlinie“ rasch und unbedingt 
vor Ablauf der offiziellen Deadline 2003 umzusetzen. Schon in ihrer ersten gemeinsamen Regierungsvereinbarung 
hatte die rot-grüne Koalition sich die Ausarbeitung und Erlassung eines umfassenden Antidiskriminierungsgesetzes 
zum Ziel gesetzt. Eine Reform des Mietrechts und die Schaffung der Möglichkeit einer „eingetragenen Partnerschaft“ 
zur legalen Anerkennung gleichgeschlechtlicher Partnerschaften waren auch ein guter Anfang dazu. Im Oktober 2001 
legte das Bundesjustizministerium ein „Eckpunktepapier“ vor, das bereits wichtige Vorgaben machte und ein wirklich 
sehr umfassendes Antidiskriminierungsrecht erwarten ließ. Tatsächlich lag schon Ende 2001 ein erster Entwurf der 
Bundesjustizministerin mit ausführlichen Erläuterungen vor. Dieser Entwurf, der sich allerdings auf das Zivilrecht 
beschränkte, war für diesen Bereich als wirklich weit gehend und geradezu vorbildlich zu bezeichnen – wurde aber 
von wichtigen Interessengruppierungen und insbesondere von den Kirchen so massiv bekämpft, dass das gesamte 
Thema in Deutschland wieder von der politischen Agenda verschwunden ist. Deutschland verfügt über beschämend 
wenige rechtliche Möglichkeiten der Diskriminierungsbekämpfung (eigentlich nur ein Verhetzungsverbot), keine spe-
zialisierte Institution und offensichtlich kaum politischen Umsetzungswillen.

Finnland
In Finnland hat man sich bisher noch nicht wirklich an die Richtlinienumsetzung gemacht. Das finnische Rechtssystem 
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kennt vor allem strafrechtliche Methoden der Rassismusbekämpfung und ist entsprechend wenig effektiv. Selbst 
Diskriminierung in der Arbeitswelt steht unter einer strafrechtlichen Sanktion. Extrem wenige Fälle werden nach die-
sen Bestimmungen auch wirklich vor Gericht verhandelt. Es gibt allerdings einige recht sinnvoll lautende Vorschläge, 
wie die finnische Rechtssituation in Zukunft verbessert werden könnte. So ist etwa die Einrichtung eines „Board 
Against Discrimination“ vorgeschlagen, das raschen und effektiven Rechtsschutz durch bindende Entscheidungen 
gewähren könnte. Auch ist klar, dass der zivilrechtliche Zugang zum Recht verbessert werden muss. Der schon seit 
2001 bestehende Minderheitenombudsmann kann Opfer von Diskriminierungen in besonders richtungsweisenden 
Fällen auch vor Gericht vertreten, zumeist beschränkt sich die Rolle aber auf die einer Expertin / eines Experten, also 
auf das Entwickeln von Verbesserungsvorschlägen und auf Opferberatung.

Frankreich
In Frankreich vertraut man immer noch vorrangig auf das Strafrecht, wenn es um Rassismusbekämpfung geht – noch 
im Februar 2003 wurden die Strafen verschärft und rassistische Motivation als Strafverschärfungsgrund festgelegt. 
Im November 2001 wurde jedoch auch Diskriminierung für den gesamten Bereich der Arbeitswelt verboten und 
damit auch neue arbeitsrechtliche Möglichkeiten geschaffen. Das Problem der Viktimisierung ist der französischen 
Rechtsordnung weiterhin fremd. Was die Schaffung einer unabhängigen spezialisierten Stelle anbetrifft, so wur-
den ausgiebige Hearings zu dieser Frage mit vielen relevanten AkteurInnen geführt, sowie Studienreisen zu exis-
tierenden ähnlichen Stellen in Kanada, Belgien und Großbritannien durchgeführt. Für Februar/März 2004 wird ein 
Abschlussbericht über diese Aktivitäten erwartet, der dann die Grundlage für die Einrichtung einer solchen Stelle in 
Frankreich bilden soll. Spezialisierte NGOs können schon jetzt für Diskriminierungsopfer vor Gericht auftreten.

Griechenland
Das gesamte 20. Jahrhundert lang war die Existenz von ethnischen Minderheiten in Griechenland immer mit Argwohn 
betrachtet oder gar geleugnet worden, da man um die Einheit des jungen Staates fürchtete. So gibt es auch derzeit 
so gut wie keine öffentliche Debatte zu Rassismus und es fühlt sich auch keine politische Partei dazu berufen, solche 
Themen anzugreifen. Die Vorbereitungen zur Umsetzung der Richtlinie sind von staatlicher Seite hinter verschlosse-
nen Türen unter Ausschluss auch der interessierten Öffentlichkeit getroffen worden. Griechenland verfügt lediglich 
über kaum jemals angewendete strafrechtliche Anti-Rassismus-Bestimmungen, keine spezialisierte Institution und 
lediglich die Erwartung, dass die oben erwähnten Vorbereitungen irgendwann zu einem einigermaßen akzeptablen 
Ergebnis führen werden.

Irland
Irland hat sich in Fragen der Nichtdiskriminierung innerhalb Europas vom letzten Platz (nicht einmal UN-Rassismus-
Konvention ratifiziert) innerhalb der letzten Jahre in der Einschätzung vieler ExpertInnen zum ersten Platz hochge-
arbeitet. Jedenfalls scheint es Irland sehr ernst zu sein mit der Thematik. Zwei wesentliche Gesetze bilden die Basis 
der irischen Anti-Rassismus-Politik: Der Employment Equality Act und der Equal Status Act. Ersterer regelt sehr 
detailliert das Gebot der Nichtdiskriminierung in der Arbeitswelt, während der zweite ein weites Feld außerhalb 
der Arbeitswelt abdeckt – so wichtige Bereiche wie Zugang zu Waren und Dienstleistungen, Wohnraum und sozi-
ale Sicherheit. Eine starke „Equality Authority“ geht mit DiskriminiererInnen nicht gerade zimperlich um und mit 
dem Office of the Director of Equality Investigations wurde ein eigenes Tribunal für Gleichheitsfragen geschaffen, 
das weit reichende Ermittlungs- und Auskunftsrechte besitzt und auch recht elanvoll an die Arbeit gegangen ist. 
Interessant ist, dass Irland in seiner Gleichheitsgesetzgebung einen recht strikten horizontalen Ansatz verfolgt, das 
heißt, es werden grundsätzlich alle verpönten Diskriminierungsgründe (gender, marital status, family status, disability, 
age, sexual orientation, religion, race [including colour, nationality, ethnic/national origin] and membership of the 
Traveller community) gleich behandelt. In dieser Hinsicht geht Irland weit über die Minimalumsetzung der beiden 
EU-Richtlinien hinaus.

Italien
Die italienische Regierung hat sich nicht gerade mit großer Begeisterung des Themas der Rassismusbekämpfung 
angenommen, aber dennoch im Juli 2003 immerhin eine Verordnung erlassen, die die Rassismus-Richtlinie im Großen 
und Ganzen umsetzt. Insgesamt ist die italienische Anti-Rassismus-Gesetzgebung dadurch noch etwas verwirren-
der geworden. Auch ist man von der zuvor gewählten Praxis, Diskriminierungen aufgrund der Staatsbürgerschaft 
zu verbieten, nunmehr teilweise abgekommen. Eine spezialisierte Institution wird zwar eingesetzt, diese ist aber 
nicht unabhängig, sondern der Abteilung für Chancengleichheit im Ministerrat angegliedert. Immerhin soll diese 
Institution individuelle Hilfe für Opfer bieten und auch Verbesserungsvorschläge auf struktureller und institutioneller 
Ebene geben können.



Seite 60                                        Schwerpunkt-Thema: Recht & Rassismus                 Rassismus Report 2003 Rassismus Report 2003                 Schwerpunkt-Thema: Recht & Rassismus                                        Seite 61

Luxemburg
Luxemburg hat die Richtlinien noch nicht umgesetzt – insgesamt sieht die Rechtslage diesbezüglich sehr dürftig aus. 
Auf einfachgesetzlicher Ebene besteht zwar ein allgemein formuliertes Diskriminierungsverbot aufgrund von „Rasse“ 
und Herkunft, dieses ist jedoch nicht mit einer Sanktion versehen und daher praktisch bedeutungslos. Allgemein 
herrscht in Luxemburg eher die Auffassung, dass Rassismus und rassistische Diskriminierung ohnehin nicht wirklich 
ein großes Thema seien, da der Zwergstaat ohnehin unerreicht vielfältig sei (AusländerInnenanteil 38%) und es allen 
gut gehe.

Niederlande
Sich traditionell besonders liberal und tolerant verstehend, haben die Niederländer schon seit längerem ein viel-
beachtetes Konzept zur Diskriminierungsbekämpfung verfolgt. Seit den 1980er Jahren gab es bereits entwickelte 
Ansätze auch auf rechtlicher Ebene gegen Diskriminierung vorzugehen. Insbesondere mit der starken staatlichen 
Unterstützung für das Landesweite Büro zur Rassismusbekämpfung (Landelijk Bureau Racismebestrijding, LBR) und 
später (1994) mit der Einführung des Gleichbehandlungsgesetzes und einer Gleichbehandlungskommission waren die 
Niederlande anderen Ländern schon weit voraus. Interessanterweise zeigten sich im niederländischen Kontext auch 
relativ „softe“ Bestimmungen und rechtlich nicht bindende Urteile der Gleichbehandlungskommission als recht effek-
tiv, da es einen starken sozialen Druck – insbesondere auf Wirtschaftsunternehmen – gibt, nicht als diskriminierend 
oder rassistisch zu gelten. Daher ist wohl dieser Zugang eher nicht auf Rechtstraditionen wie die österreichische zu 
übertragen, in der oft auch bindende Urteile (Ortstafelentscheidung, UVS-Cheibane Wague) folgenlos bleiben. Der 
niederländische Zugang zur Gleichheit ist schon per Verfassung nicht auf eigene StaatsbürgerInnen eingeschränkt, 
sondern umfasst alle Personen, die sich auf niederländischem Staatsgebiet aufhalten. Dies setzt sich auch explizit im 
Gleichbehandlungsgesetz fort, das auch Diskriminierungen aufgrund der Staatsbürgerschaft untersagt. Auch kennt 
die niederländische Rechtsordnung die Verpflichtung zu „positiven Maßnahmen“, die in etwa für eine ungefähr 
repräsentative Anzahl von Angehörigen von ethnischen Minderheiten in der Belegschaft großer Unternehmen sorgen. 
Kritisiert wird immer wieder, dass die Unterwerfung unter die Gleichbehandlungsbestimmungen letztlich häufig sehr 
stark von der freiwilligen Mitarbeit und der Einsicht der (potenziellen) TäterInnen abhängt und viele Bestimmungen 
nicht bindend sind.

Portugal
Auch in Portugal ist die kleinere der koalierenden Regierungsparteien durch immigrationsfeindliche und populistische 
Politik aufgefallen. Dennoch sind in absehbarer Zeit weitere Schritte in Richtung Umsetzung der Richtlinie zu erwar-
ten, da eine entsprechende Regierungsvorlage bereits dem Parlament übergeben wurde. Die portugiesische Verfassung 
anerkennt grundsätzlich das Gleichheitsgebot auch zwischen StaatsbürgerInnen und Nicht-StaatsbügerInnen, was sich 
auch in der neuen Gleichbehandlungsgesetzgebung widerspiegeln wird. Derzeit aber gibt es nur relativ wenige, meist 
(verwaltungs-)strafrechtlich basierte Bestimmungen, die eher noch die Umsetzung der UN-Rassendiskriminierungsko
nvention im Auge haben. Ein „Hochkommissar für Immigration und Ethnische Minderheiten“ ist gleichzeitig Präsident 
der „Kommission für Gleichheit und gegen rassistische Diskriminierung“, in der NGOs, MigrantInnenverteterInnen und 
Sozialpartner gemeinsam Informationen über Diskriminierung sammeln, Verbesserungsvorschläge für die Legislative 
erarbeiten und Forschung zum Thema rassistische Diskriminierung anregen, sowie Fälle von Diskriminierung an die 
Öffentlichkeit bringen. Anti-Rassismus-NGOs, Menschenrechtsorganisationen und MigrantInnenvereine können sich 
dem Strafverfahren als Partei anschließen, sofern das unmittelbare Opfer nichts dagegen hat. SOS-Rassismus hat dies 
bereits erfolgreich genützt.

Spanien
In Spanien treibt die Umsetzung der Anti-Diskriminierungsrichtlinien etwas seltsame Blüten. Das Thema wurde 
sorgsam – trotz aller Versuche vonseiten der NGOs – aus der politischen Agenda herausgehalten. Im Oktober 2003 
versteckte dann die Regierung 32 Novellierungen, die die Richtlinien umsetzen sollen, in einem Vorschlag für ein 
„Budgetbegleitgesetz“. Ohne jede vorangegangene öffentliche Debatte waren natürlich viele von der Materie über-
rumpelt. Noch ist die spanische Gesetzeslandschaft zu Diskriminierung recht unklar und generell – immer wieder 
auf die zentrale Gleichbehandlungsklausel in der Verfassung zurückgreifend. Noch existiert auch keine unabhän-
gige Institution wie in der Richtlinie vorgesehen. Der in den Novellierungen vorgesehene „Rat zur Förderung der 
Gleichbehandlung aller Menschen ohne Diskriminierung aufgrund von Rasse und ethnischer Herkunft“ wird nicht 
unabhängig, sondern dem Arbeits- und Sozialministerium angegliedert sein. NGOs können aber vor Gericht für 
Betroffene auftreten.

Schweden
In Schweden ist die Umsetzung der Richtlinien bereits sehr weit gediehen. Neben älteren strafrechtlichen 
Bestimmungen sind in dem im Juli 2003 in Kraft getretenen „Gesetz, das Diskriminierung verbietet“ (Lag (2003:



Seite 62                                        Schwerpunkt-Thema: Recht & Rassismus                 Rassismus Report 2003 Rassismus Report 2003                 Schwerpunkt-Thema: Recht & Rassismus                                        Seite 63

307) om förbud mot diskriminering) auch ausreichend zivilrechtliche Bestimmungen enthalten, die angemessenen 
Schutz bieten. Schweden verfügt über ein reiches System an „Ombudsmännern“, so gibt es für die Bereiche eth-
nische Diskriminierung, sexuelle Orientierung, Gender und Behinderung jeweils eine eigene zuständige Stelle. Der 
„Ombudsman“ gegen ethnische Diskriminierung (übrigens seit langem mit einer Frau besetzt) hat derzeit etwa 20 
MitarbeiterInnen, meist JuristInnen, zur Verfügung, die die weit reichenden Kompetenzen in der Unterstützung von 
Diskriminierungsopfern auszufüllen helfen.

Großbritannien 
Großbritannien hat mit dem Race Relations Act (RRA) eine sehr umfassende gesetzliche Basis geschaffen, um gegen 
ethnische Diskriminierungen vorzugehen. Schon sehr früh hat man hier weniger auf das Strafrecht als auf konkrete 
zivilrechtliche Maßnahmen gegen Diskriminierung gesetzt und auch bereits viele Erfolge erzielt. Der RRA ist eindeutig 
eine lebendige Rechtsmaterie, mit der im Alltagsleben zu rechnen ist. Die wichtigen Problemfelder des Arbeits- und 
Wohnungsmarktes, des Zugangs zu Waren, Dienstleistungen, Bildung und Erziehung sind erfasst und recht detail-
reich ausgestaltet. Auch die Anerkennung von immateriellen Schäden ist zu einer Selbstverständlichkeit geworden. 
Die umfangreiche Judikatur und insbesondere die schon weit gediehene Bekämpfung von indirekter Diskriminierung 
belegen, dass die Auseinandersetzung mit dem Thema in Großbritannien ernsthaft, ausdauernd und auf höchs-
ter Ebene stattfindet. Die Commission for Racial Equality (CRE) ist eine einflussreiche Institution, welche über die 
nötigen materiellen und personellen Ressourcen verfügt und Vieles bewegen kann. Die Behörde nimmt sowohl auf 
politischer Ebene an der Planung zukünftiger Strategien teil, als sie auch in Einzelfällen mit einem ganzen Paket 
von Maßnahmen interveniert. Mit ihren „Codes of Practice“ und Untersuchungen leistet sie einen konkreten Beitrag 
zur Sensibilisierung der Bevölkerung. Mit ihrer Unterstützung von betroffenen Einzelpersonen kommen auch dieje-
nigen zu ihrem Recht, die das allein nicht schaffen würden. Durch die Evaluierung der Rechtslage und Analyse des 
Ist-Zustandes ist sie treibende Kraft für Reformen. So ist es sicherlich der CRE zuzurechnen, dass es gelang, endlich 
auch staatliche Behörden voll in das Regelungsregime des RRA einzubeziehen und von diesen sogar eine besondere 
Vorreiterrolle zu verlangen. Dieter Schindlauer, 

Mag.iur., ZARA-Obmann 

[1] Unter Viktimisierung wird eine Benachteiligung von Personen verstanden, die in einen Fall von Diskriminierung entweder als Betroffene 
oder als ZeugInnen insofern involviert waren als sie den Fall aufgedeckt oder angezeigt haben oder für den/die Betroffene Stellung 
bezogen haben.
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Die Servicestelle Politische Bildung ist
eine Einrichtung, die insbesondere
LehrerInnen politische Bildung näher
bringen soll. Wir betrachten es als
unsere Aufgabe, das weite Themenfeld

der politischen Bildung greifbarer zu machen,
Unterstützung zu leisten bei der Umsetzung politischer
Bildung in der Schule und zu einer Erziehung zu mehr
Demokratie, Weltoffenheit und Toleranz beizutragen.
Die derzeitige Verankerung von Politischer Bildung in
den Schulen birgt die Gefahr einer reduktionistischen
Sichtweise von Politischer Bildung in sich.
Aus diesem Grund erscheint es wesentlich
neben den notwendigen rechtlichen und
faktischen Grundlagen, eine interaktive
Auseinandersetzung zu gewährleisten, die
SchülerInnen befähigt, durch eigenes
Erleben und Erfahren ein kritisches
Reflexionsv e r m ö g e n , p o l i t i s c h e
Partizipation, Zivilcourage, Empathievermögen, usw.
zu erwerben.

Im Aktionsprogramm der „UN-Dekade
für Menschenrechtserziehung“ (1995-
2004) wird Menschenrechtsbildung als
Instrument zur Förderung einer
a l l g e m e i n e n K u l t u r d e r
Menschenrechte definiert. In diesem Sinn arbeitet die
Servicestelle Menschenrechtsbildung daran, sowohl
das Bewusstsein für die Menschenrechte als auch das
Handeln auf ihrer Basis zu stärken.
Menschenrechtsbildung umfasst in der Arbeit der
Servicestelle drei wesentliche Aspekte: zum einen

setzt sie an der Einstellung zu
Menschenrechten an (am Bewusstsein,
dass Menschenrechte wichtig sind, dass
die Menschenwürde aller respektiert wird,
dass jede/r für das eigene Handeln
verantwortlich ist), weiters fördert sie
soziale Fähigkeiten wie Zuhören,
Hinterfragen, Kooperation, konstruktive

Konfliktlösung und erweitert schließlich das Wissen
über Menschenrechte, ihre Instrumente und ihren
Schutz.

Wir verstehen uns als Anlaufstelle für LehrerInnen, die wir bei der inhaltlichen Gestaltung ihres Unterrichts mit
Hintergrundinformationen, Recherchetätigkeiten und Materialien unterstützen. Ergänzend führen wir Workshops und

Projekte im Bereich der Fortbildung bzw. der politischen und menschenrechtlichen Bewusstseinsbildung durch.

Heßgasse 1, A-1010 Wien, Tel. +43-1/4277-27444, Fax. +43-1/4277-27430
Servicezeiten: Montag, Mittwoch 900-1300 . Dienstag, Donnerstag 1200-1600
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Rechtliche Rahmenbedingungen gegen Rassismus

I. Österreichisches Recht
Die folgende Zusammenstellung erfasst die wichtigsten Bestimmungen der österreichischen Rechtsordnung, die sich 
unmittelbar auf rassistische Diskriminierung beziehen.

1. Verfassungsgesetzliche Grundlage
Das Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) und das Staatsgrundgesetz vom 21. Dezember 1867 über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger (StGG) enthalten das Gebot, österreichische StaatsbürgerInnen vor dem Gesetz gleich 
zu behandeln (Art. 7 Abs. 1 B-VG und Art. 2 StGG). Art. 14 der in Verfassungsrang stehenden Europäischen 
Menschenrechtskonvention (EMRK) enthält ein Diskriminierungsverbot. Hierbei ist die Benachteiligung u.a. aufgrund 
der Rasse, Hautfarbe und nationaler Herkunft explizit verboten. Das Diskriminierungsverbot bezieht sich aber aus-
schließlich auf die in der EMRK selbst geregelten Rechte – also bloß auf die elementarsten Menschenrechte. 

Das internationale Übereinkommen über die Beseitigung rassischer Diskriminierung (CERD) enthält einen 
Diskriminierungsschutz unabhängig von der Staatsbürgerschaft: 

„Artikel 2 (1) Die Vertragsstaaten verurteilen die rassische Diskriminierung und verpflichten sich, mit allen geeig-
neten Mitteln und unverzüglich eine Politik der Beseitigung der rassischen Diskriminierung in allen ihren Formen und 
Förderung des Verständnisses unter allen Rassen zu verfolgen; zu diesem Zweck

(a) verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, keine Handlung und keine Praktik rassischer Diskriminierung gegen 
Personen, Personengruppen oder Einrichtungen zu unternehmen und sicherzustellen, dass alle öffentlichen Behörden 
und öffentlichen Einrichtungen, gesamtstaatlicher und lokaler Art, im Einklang mit dieser Verpflichtung handeln;

(b) verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, rassische Diskriminierung durch Personen oder Organisationen weder zu 
befürworten noch zu schützen oder zu unterstützen;

(c) ergreift jeder Vertragsstaat wirksame Maßnahmen, um das Vorgehen seiner staatlichen und örtlichen Behörden 
zu überprüfen und alle Gesetze und sonstigen Vorschriften zu ändern, aufzuheben oder für ungültig zu erklären, die 
zur Folge haben, rassische Diskriminierung zu schaffen oder, wo immer sie auch besteht, fortzusetzen;

(d) verbietet und beendigt jeder Vertragsstaat mit allen geeigneten Mitteln, einschließlich der durch die Umstände 
erforderlichen Gesetzgebung, rassische Diskriminierung durch Personen, Gruppen oder Organisationen;

(e) verpflichtet sich jeder Vertragsstaat, die Rassenintegrierung anstrebenden Organisationen und Bewegungen, 
die mehrere Rassen umfassen, sowie andere Mittel zur Beseitigung der Rassenschranken, wo dies zweckmäßig ist, zu 
unterstützen und allem entgegenzuwirken was die Trennung der Rassen vertiefen könnte.

(2) Wenn die Umstände es erfordern, ergreifen die Vertragsstaaten auf sozialem, wirtschaftlichem, kulturellem und 
sonstigem Gebiet besondere und konkrete Maßnahmen, um die angemessene Entwicklung und angemessenen Schutz 
gewisser rassischer Gruppen oder ihnen angehörender Einzelpersonen sicherzustellen, damit ihnen der volle und glei-
che Genuss der Menschenrechte gewährleistet ist. Diese Maßnahmen dürfen in keinem Falle die Aufrechterhaltung 
ungleicher oder getrennter Rechte für verschiedene rassische Gruppen zur Folge haben, nachdem die Ziele, derent-
wegen sie getroffen wurden, erreicht worden sind.“

Seit 2002 ist auch für Österreich das Individualbeschwerdeverfahren nach Art. 14 CERD anwendbar, wodurch 
auch Einzelpersonen ihren Fall – nach Ausschöpfen des innerstaatlichen Instanzenzuges – vom spezialisierten UNO-
Komitee prüfen lassen können.

2. Strafrecht
a) Beleidigung
§ 115 Abs. 1 Strafgesetzbuch (StGB) beschreibt den Tatbestand der Beleidigung:

Wer öffentlich oder vor mehreren Leuten einen anderen beschimpft, verspottet, am Körper misshandelt oder mit 
einer körperlichen Misshandlung bedroht, ist, wenn er deswegen nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer 
Strafe bedroht ist, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen zu bestrafen.

„Vor mehreren Leuten“ bedeutet nach § 115 Abs. 2 „in Gegenwart von mehr als zwei vom Täter und vom 
Angegriffenen verschiedenen Personen,“ die die Beleidigung wahrnehmen können. In der Praxis bedeutet dies, dass 
viele Fälle, in denen Personen beschimpft, verspottet oder misshandelt werden, nach österreichischem Recht nicht 
strafbar sind, weil das Opfer nur einen oder gar keinen Zeugen hat.

„Einfache“ Beleidigung ist als ein Privatanklagedelikt ausgestaltet. Der Beleidiger wird nur auf Antrag des Opfers 
verfolgt. Im Falle eines Freispruches des Beleidigenden sind die Prozesskosten vom Beleidigten selbst zu tragen. 

Das StGB enthält zudem in § 117 Abs. 3 eine qualifizierte Form der Beleidigung. Wenn die Beleidigung aufgrund 
der Zugehörigkeit des Opfers „zu einer [solchen] Kirche oder Religionsgesellschaft, zu einer Rasse, zu einem Volk, 
einem Volksstamm oder einem Staat bestimmte Gruppe“ und „entweder in einer Misshandlung oder Bedrohung mit 
einer Misshandlung oder in einer die Menschenwürde verletzenden Beschimpfung oder Verspottung besteht“, liegt 
eine rassistische Beleidigung vor. Diese ist dann ein Ermächtigungsdelikt, nicht bloß ein Privatanklagedelikt. Der/die 
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Beleidigte kann mit einer formlosen schriftlichen Ermächtigung an die Staatsanwaltschaft erreichen, dass dieses 
Delikt von Amts wegen zu verfolgen ist. Das Prozesskostenrisiko muss nicht vom Opfer getragen werden. 
b) Verhetzung
Gemäß § 283 StGB ist wegen Verhetzung strafbar,
(1) Wer öffentlich auf eine Weise, die geeignet ist, die öffentliche Ordnung zu gefährden, zu einer feindseligen 
Handlung gegen eine im Inland bestehende Kirche oder Religionsgesellschaft oder gegen eine durch ihre Zugehörigkeit 
zu einer solchen Kirche oder Religionsgesellschaft, zu einer Rasse, zu einem Volk, einem Volksstamm oder einem Staat 
bestimmte Gruppe auffordert oder aufreizt, oder
(2) wer öffentlich gegen eine der im Abs. 1 bezeichneten Gruppen hetzt oder sie in einer die Menschenwürde verlet-
zenden Weise beschimpft oder verächtlich zu machen sucht. 
Diese Tat ist mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren zu bestrafen.
Der geschützte Personenkreis umfasst Gruppen, die gemeinsame „Merkmale“ aufweisen. Weitere Voraussetzungen 
sind: Ein Auffordern oder ein Aufreizen, das geeignet ist, die öffentliche Ruhe zu gefährden (Abs. 1) bzw. eine die 
Menschenwürde verletzende Beschimpfung oder Verächtlichmachung (Abs. 2). Hier kann es vorkommen, dass auf einen 
Fall sowohl die Bestimmung über Verhetzung, als auch das Verbotsgesetz anzuwenden wären, da die Voraussetzungen 
für beide Bestimmungen erfüllt sind. In einem solchen Fall ist aber nur das Verbotsgesetz anzuwenden.
c) Rassismus als Erschwerungsgrund
§ 33 StGB nennt Gründe, die bei der Strafbemessung bei Vergehen oder Verbrechen nach dem StGB als besonders 
schwerwiegend zu berücksichtigen sind. In Z 5 wird Diskriminierung als Erschwerungsgrund aufgezählt, wenn „der 
Täter aus rassistischen, fremdenfeindlichen oder anderen besonders verwerflichen Beweggründen gehandelt hat“. 
d) Verbotsgesetz (VerbotsG)
Das Verbotsgesetz 1947 enthält mehrere Bestimmungen, die verschiedene Formen der nationalsozialistischen 
Wiederbetätigung verbieten. Die für unseren Bereich wichtigste Bestimmung stellt der zweite Teil des § 3g dar: 
Mit Freiheitsstrafe von einem bis zu zehn Jahren, bei besonderer Gefährlichkeit des Täters oder der Betätigung bis 
zu 20 Jahren, wird bestraft, wer in einem Druckwerk, im Rundfunk oder in einem anderen Medium oder wer sonst 
öffentlich auf eine Weise, dass es vielen Menschen zugänglich wird, den nationalsozialistischen Völkermord oder 
andere nationalsozialistische Verbrechen gegen die Menschlichkeit leugnet, gröblich verharmlost, gutheißt oder zu 
rechtfertigen sucht.

3) Verwaltungsbestimmungen
Es gibt einige spezifische Verwaltungsbestimmungen, die bei Diskriminierungsfällen anwendbar sein können, auch 
wenn sie in der Praxis wenig exekutiert werden:
a) EGVG und GewO
Zwei wichtige Bestimmungen zur Bekämpfung von Diskriminierungen finden sich im Einführungsgesetz zu den 
Verwaltungsverfahrensgesetzen (EGVG): 

Artikel IX
(1) Wer (...)
3. Personen allein aufgrund ihrer Rasse, ihrer Hautfarbe, ihrer nationalen oder ethnischen Herkunft, ihres religi-

ösen Bekenntnisses oder einer Behinderung ungerechtfertigt benachteiligt oder sie hindert, Orte zu betreten oder 
Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen, die für den allgemeinen öffentlichen Gebrauch bestimmt sind oder 

4. nationalsozialistisches Gedankengut im Sinne des Verbotsgesetzes, StGBl. Nr. 13/1945, in der Fassung des 
Bundesverfassungsgesetzes BGBl. Nr. 25/1947, verbreitet, begeht, hinsichtlich der Tat nach Z 4 dann, wenn sie nicht 
gerichtlich strafbar ist, eine Verwaltungsübertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde, im Wirkungsbereich 
einer Bundespolizeibehörde … im Fall der Z 3 mit einer Geldstrafe bis zu 1 090 Euro und im Fall der Z 4 mit einer 
Geldstrafe bis zu 2 180 Euro und mit dem Verfall der Gegenstände, mit denen die strafbare Handlung begangen 
wurde, zu bestrafen. Im Fall der Z 4 ist der Versuch strafbar.“

Es gibt kaum Judikatur, die verlässliche Auskunft über Inhalt und Zweck des Art IX Abs. 1 Z 3 EGVG gibt. Der 
erste Teil des Tatbestandes nennt generell „suspicious grounds“: Hautfarbe, nationale oder ethnische Herkunft, 
religiöse Bekenntnisse und Behinderung. Der zweite Teil beschreibt die verbotenen Handlungen: Ungerechtfertigte 
Benachteiligung oder jemanden hindern, Orte zu betreten oder Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen. Es gibt 
zudem ein qualifizierendes Merkmal bezüglich dieser Orte oder Dienstleistungen: sie sollten für den öffentlichen 
Gebrauch bestimmt sein (z.B. Restaurants, Kinos, Bars, Hotels, Diskotheken, Kleinanzeigen).

Im Verwaltungsstrafrecht gibt es keine Parteistellung für die Opfer des Deliktes. Deshalb können Betroffene oder 
ZeugInnen, die eine Anzeige erstatten, im Verfahren nur Zeuge/Zeugin sein. Es gibt kein Auskunftsrecht und keine 
Pflicht, über den Ausgang des Verfahrens zu informieren. Es gibt auch keinerlei Wiedergutmachung. 

Eng verknüpft mit Art IX Abs. 1 Z 3 EGVG ist § 87 Abs. 1 Z 3 Gewerbeordnung (GewO). Der Entzug der 
Gewerbeberechtigung ist gemäß dieser Bestimmung vorgesehen, 
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wenn der Gewerbeinhaber infolge schwerwiegender Verstöße gegen die im Zusammenhang mit dem betreffenden 
Gewerbe zu beachtenden Rechtsvorschriften und Schutzinteressen, insbesondere auch zur Wahrung des Ansehens des 
Berufsstandes, die für die Ausübung dieses Gewerbes erforderliche Zuverlässigkeit nicht mehr besitzt. Schutzinteresse 
inkludieren die Diskriminierung von Personen allein aufgrund ihrer Rasse, ihrer Hautfarbe, ihrer nationalen oder eth-
nischen Herkunft, ihres religiösen Bekenntnisses oder einer Behinderung (Art. IX Abs. 1 Z 3 EGVG). 

Diese Bestimmung könnte ein wirksames Mittel gegen Diskriminierung sein. Es sind uns jedoch bislang noch keine 
Fälle bekannt, in denen es aus diesem Grund tatsächlich zu einer solchen Sanktion gekommen ist.

Art. IX Abs. 1 Z 4 EGVG enthält eine subsidiäre Regel in Bezug auf minderschwere Wiederbetätigung, die nicht 
nach dem VerbotsG strafbar ist. 

b) Sicherheitspolizei
Für den Bereich der Sicherheitspolizei gibt es zwei Beschwerdemöglichkeiten gemäß dem Sicherheitspolizeigesetz 
(SPG) :

1) Beschwerden wegen Verletzung subjektiver Rechte (§ 88): Es handelt sich dabei um Beschwerden von Menschen, 
die behaupten, durch die Ausübung unmittelbarer sicherheitsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt in ihren 
Rechten verletzt worden zu sein. Solche Beschwerden sind auch möglich, wenn auf andere Weise durch die Besorgung 
der Sicherheitsverwaltung Personen in ihren Rechten verletzt worden sind, sofern dies nicht in Form eines Bescheides 
erfolgt ist. Zuständig für diese Beschwerden sind die unabhängigen Verwaltungssenate.

2) Beschwerden wegen Verletzung von Richtlinien (§ 89): ): Auf der Basis des § 31 SPG ist die Richtlinienverordnung 
für das Einschreiten der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes (RLV) ergangen. Gendarmerie- und 
PolizeibeamtInnen sollten gemäß dieser Richtlinie bei der Erfüllung ihrer Aufgaben insbesondere auf die Achtung 
der Menschenwürde Rücksicht nehmen (§ 5 der RLV). In einer Richtlinienbeschwerde nach § 89 SPG entscheidet der 
zuständige Unabhängige Verwaltungssenat (UVS), ob seiner Meinung nach einer Verletzung der Richtlinien vorliegt 
oder nicht. 

Seit 1. Jänner 2000 ist es zudem möglich, eine „offene Aussprache“ mit den von der Beschwerde betroffenen 
BeamtInnen zu führen. Dadurch hat der/die Betroffene die Möglichkeit, dem Beamten / der Beamtin darzustellen, 
wie das Verhalten wahrgenommen und empfunden wurde (§ 89 Abs. 3).

c) Zivil- und arbeitsrechtliche Grundlagen
Im Bereich des Zivilrechtes finden wir kaum rechtliche Bestimmungen, die speziellen Schutz gegen rassistische oder 
ethnische Diskriminierung anbieten könnten. Der Grundsatz der Privatautonomie ist im österreichischen Rechtssystem 
sehr stark ausgeprägt. Die Folge ist, dass grundsätzlich jede Person seine/ihre VertragspartnerIn frei wählen kann. Dass 
diese Vertragsfreiheit für viele Personen etwa aufgrund ihrer Herkunft oder Hautfarbe aber nicht besteht, weil sie 
regelmäßig Opfer von Diskriminierungen werden, ist dem Gesetzgeber bislang noch nicht wichtig genug.

Ein anderes Problem ist die staatsbezogene Wirkung der Grund- und Menschenrechte. Diese Rechte wurden als 
Abwehrrechte männlicher, weißer Besitzbürger gegenüber dem Staat entwickelt. Heute ist diese Idee nicht mehr die 
einzig gültige. Durch verschiedene internationale Verträge wird einerseits punktuell anerkannt, dass Diskriminierung 
auch zwischen privaten Akteuren verboten ist und andererseits der Staat auch zu positivem Handeln verpflichtet ist. 
Der Staat hat auch die Pflicht, Menschenrechtsverletzungen von privaten Akteuren zu verhindern und, wenn dies 
nicht möglich ist, diesen Verletzungen nachzugehen, sie zu verfolgen und für eine ausreichende Wiedergutmachung 
zu sorgen. 

Eine isolierte Bestimmung in diesem Bereich ist § 4 Abs. 3 Z 4 Ausländerbeschäftigungsgesetz (AuslBG), die die 
Beschäftigung von AusländerInnen zu schlechteren Lohn- und Arbeitsbedingungen als für InländerInnen, verbietet.

II. Europarecht
Die Europäischen Institutionen, insbesondere das Europäische Parlament, haben viele Male anerkannt, dass es in 
Europa Rassismus und Xenophobie gibt und dass es sehr wichtig ist, Rassismus und Xenophobie zu bekämpfen. 
Der Vertrag von Amsterdam (1997) inkludiert nun einen neuen Artikel 13, welcher eine funktionelle Teilung der 
Zuständigkeit der Europäischen Institutionen im Bereich der Diskriminierung enthält. Artikel 13 erklärt, dass die 
Europäische Gemeinschaft zuständig ist, Maßnahmen zu setzen, um Diskriminierung zu bekämpfen. 

Am 25. November 1999 hat die EU-Kommission verschiedene Maßnahmen gegen Diskriminierung beschlossen, 
insbesondere das „Community Action Programme to combat discrimination 2001–2006”. Der Rat der Europäischen 
Union hat in den letzten drei Jahren drei wichtige Anti-Diskriminierungsrichtlinien verabschiedet:
• Die Richtlinie 2000/43 vom 29. Juni 2000 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied 

der Rasse oder der ethnischen Herkunft.
• Die Richtlinie 2000/78 vom 27. November 2000 zur Festlegung eines allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung 

der Gleichbehandlung in Beschäftigung und Beruf.
• Die Richtlinie 2002/73/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 2002 zur Änderung 
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der Richtlinie 76/207/EWG des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Männern 
und Frauen hinsichtlich des Zugangs zur Beschäftigung, zur Berufsbildung und zum beruflichen Aufstieg sowie in 
Bezug auf die Arbeitsbedingungen. 

Der Europäische Gerichtshof hat im Fall Becker (1982) und weiteren Fällen die Voraussetzungen für eine unmittelbare 
Wirkung derartiger sekundärrechtlicher Normen (Richtlinien) 
• in einer den Voraussetzungen für eine unmittelbare Wirkung des Primärrechts analogen Weise präzisiert, und
• klar gestellt, dass die dem Mitgliedstaat im Sekundärrechtsakt zur Umsetzung bzw. zum Vollzug eingeräumte Frist 

bereits verstrichen sein muss.

Im Folgenden werden Richtlinien, die für die Antirassismusarbeit von Bedeutung sind, dargestellt: 
Die Umsetzungsfrist für die Richtlinie 2000/43 zur Anwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes ohne Unterschied 
der Rasse oder der ethnischen Herkunft ist seit 19.07.2003 abgelaufen. Die Bestimmungen dieser Richtlinie sind 
daher seitdem entweder unmittelbar in jedem Mitgliedsstaat anwendbar oder der Staat haftet für Nachteile 
die dem Einzelnen aus der Nichtumsetzung erwachsen. Sie gilt für alle Personen im öffentlichen und privaten 
Bereich, im Bezug auf die Bedingungen für den Zugang zu unselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit, 
Berufsberatung, Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer- 
oder Arbeitgeberorganisation, für Sozialschutz, soziale Vergünstigungen, Bildung und Zugang und Versorgung mit 
Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum. Die Staaten 
sollten sicherstellen, dass alle Personen, die sich durch die Nichtanwendung des Gleichbehandlungsgrundsatzes in 
ihren Rechten für verletzt halten, ihre Ansprüche auf dem Gerichts- und/oder Verwaltungsweg geltend machen 
können. Dieser „Rechtsschutz“ ist ein allgemeiner Grundsatz, anzuwenden auf alle Typen von Diskriminierung nach 
dieser Richtlinie. 

Die Richtlinie 2000/78 bezweckt die Bekämpfung der Diskriminierung aufgrund von Religion, Weltanschauung, 
Behinderung, Alter, sexueller Ausrichtung in Beschäftigung und Beruf. Der gewährte Schutz ist ähnlich, jedoch schließt 
er Sozialschutz, soziale Vergünstigungen, Bildung und Zugang und Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen nicht 
mit ein. Diese Richtlinie hätte mit 2.12.2003 umgesetzt sein sollen.

III. Internationale Menschenrechte: Grundsätze
Österreich ist Partei bei verschiedenen internationalen Verträgen, die Diskriminierung aufgrund der Rasse, oder eth-
nischer und nationaler Herkunft verbieten. Die EMRK wurde schon bei den Verfassungsbestimmungen erwähnt, weil 
dieser Vertrag im Verfassungsrang steht.

Neben der EMRK ist insbesondere das CERD ein wichtiges „Tool“ der internationalen Menschenrechte im Kampf 
gegen Diskriminierung. 1965 hat die Generalversammlung der Vereinten Nationen die „International Convention on 
the Elimination of All Forms of Racial Discrimination“ (CERD) angenommen. Dieses Übereinkommen listet auf, zu 
welchen Maßnahmen sich die Staaten verpflichten, um Diskriminierung zu bekämpfen. 

Das Übereinkommen ist seit 1969 in Kraft, Österreich hat den Vertrag 1972 ratifiziert. 2002 hat Österreich - wie 
oben erwähnt - die Zuständigkeit des „monitoring body“, CERD, für individuelle Beschwerden (Communications) 
akzeptiert.

Österreich ist weiters u. a. aufgrund folgender Instrumente verpflichtet, nicht wegen „Rasse“ oder ethnischer und 
nationaler Herkunft zu diskriminieren: 
• Internationaler Pakt über bürgerliche und politische Rechte, Art 2 Abs. 1, BGBl. Nr. 591/1978,
• Internationaler Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte, Art. 2 Abs. 2, BGBl. Nr. 297/1994,
• Übereinkommen über Rechte des Kindes, Art. 2 Abs. 1, BGBl. Nr. 748/1993,
• ILO Übereinkommen über Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf, Art. 2, BGBl. Nr. 111/1973. 

IV. Perspektiven: Die Novellierung des Gleichbehandlungsgesetzes
Die Pflicht zur Umsetzung der EU-Richtlinien 2000/43 und 2000/78 wäre eine gute Möglichkeit, ein umfassendes 
Antidiskriminierungsgesetz vorzubereiten. Leider hat die Bundesregierung jedoch nur einen Minimalentwurf vorge-
stellt. 

Viele Fälle werden von diesem Entwurf nicht erfasst (z.B. Diskriminierung wegen Staatsangehörigkeit, obwohl sie 
nach anderen österreichischen gesetzlichen Bestimmungen verboten ist, siehe z.B. Art. IX EGVG), außerdem bringt 
dieser Entwurf sehr wenig in Fällen der Diskriminierung im privaten Bereich. Diskriminierung ist nicht nur für den 
Staat verboten, sondern auch für private Akteure. Das ist nicht neu (klar anerkannt im CERD), dennoch sind die im 
österreichischen Recht vorgesehenen Konsequenzen nicht so weit gehend, wie sie sein sollten.

Der von der Bundesregierung - bisher in Form einer Regierungsvorlage - gewählte Weg, um beide Richtlinien 
umzusetzen, ist eine Reform des Gleichbehandlungsgesetzes, ein Gesetz, das konzipiert wurde, um Diskriminierung 
gegen Frauen zu bekämpfen. Die im Entwurf enthaltene Liste der Diskriminierungsgründe hat viel Kritik ausgelöst, 
da der Entwurf behinderte Personen nicht einschließt. Die Richtlinien selbst wurden ebenfalls kritisiert, da sie z. 
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B. Diskriminierung wegen Staatsangehörigkeit (obwohl die Judikatur des Komitees zur Beseitigung der rassischen 
Diskriminierung dies schon in einigen Berichten als rassische Diskriminierung anerkannt hat) nicht mit umfassen. 

Obwohl die Richtlinien Gerichts- und Verwaltungswege empfehlen, modifiziert der Entwurf weiters die 
Zuständigkeit der Gleichbehandlungskommission (gegenwärtig nur im Bereich Frauen/Männer anzuwenden) indem er 
gesondert die Institutionen (ausgeweitete Gleichbehandlungskommission sowie Anwaltschaft für Gleichbehandlung) 
sowie das Verfahren regelt. Hier muss in Erinnerung gerufen werden, dass diese Kommission nur Gutachten erstatten 
kann, und dass dieses Verfahren nicht verpflichtend ist. Die Regelungen des Entwurfes sind überwiegend zivilrecht-
licher, insbesondere arbeitsrechtlicher Natur. 

Folgende neuen „remedies“ sind in diesem Entwurf für ein Gleichbehandlungsgesetz (GlBG) enthalten, wobei dar-
auf hingewiesen werden muss, dass folgende Regeln auf mittelbare und unmittelbare Diskriminierung anzuwenden 
sind:
I) Stellenausschreibungen: Der Entwurf enthält eine Strafbestimmung gegen diskriminierenden Stellenausschreibungen 

(wegen „Rasse“, ethnischer Herkunft, Religion, Weltanschauung, Alter oder sexueller Ausrichtung). (§ 18 GlBG)
II) Rechtsfolgen der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes aufgrund des Geschlechtes, der Rasse oder ethnischen 

Herkunft, der Religion oder Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung:
a) Ersatz des Vermögensschadens, wenn das Arbeitsverhältnis wegen Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes 

nicht begründet worden ist (§ 20 Abs. 1 GlBG)
b) Bezahlung der Differenz und einer Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung wegen 

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes im Falle, dass der/die diskriminierte Arbeitnehmer/in für eine Arbeit, 
die als gleichwertig anerkannt wird, ein geringeres Entgelt erhält als ein/e nicht-diskriminierte/r Arbeitnehmer/
in (§ 20 Abs. 2 GlBG)

c) Bezahlung der Differenz und eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung im Fall der 
Diskriminierung bei der Gewährung freiwilliger Sozialleistungen (§ 20 Abs. 3 GlBG)

d) Anspruch auf Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen oder auf Ersatz des Vermögensschadens sowie auf eine 
Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung im Fall der Diskriminierung bei Maßnahmen der 
Aus- und Weiterbildung und Umschulung (§ 20 Abs. 4 GlBG)

e) Ersatz des Vermögensschadens und eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung im Fall 
der Diskriminierung beim beruflichen Aufstieg, insbesondere bei Beförderungen (§ 20 Abs. 5 GlBG)

f) Ersatz des Vermögensschadens und eine Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung im Fall 
der Diskriminierung bei den sonstigen Arbeitsbedingungen (§ 20 Abs. 6 GlBG)

g) Die Kündigung oder Entlassung kann bei Gericht angefochten werden, wenn sie auf einen Diskriminierungsgrund 
beruht (§ 20 Abs. 7 GlBG)

h) Anspruch auf Einbeziehung in die entsprechenden Berufsberatungs-, Weiterbildungs- und 
Umschulungsmaßnahmen oder auf Ersatz des Vermögensschadens sowie auf eine Entschädigung für die erlit-
tene persönliche Beeinträchtigung bei Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes (§20 Abs. 8 GlBG)

i) Inanspruchnahme der Leistungen bei der Mitgliedschaft und Mitwirkung in einer Arbeitnehmer/innen- oder 
Arbeitgeber/innen/Organisation oder einer Organisation, deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe ange-
hören, oder Ersatz des Vermögensschadens und Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung 
(§20 Abs. 9 GlBG)

j) Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens und Entschädigung für die erlittene persönliche Beeinträchtigung 
im Falle der Diskriminierung bei den Bedingungen für den Zugang zu selbständiger Erwerbstätigkeit. (§ 20 Abs. 
10 GlBG)

k) Anspruch auf Ersatz des erlittenen Schadens zum Ausgleich der erlittenen persönlichen Beeinträchtigung im Fall 
von Belästigung. (§20 Abs. 11 GlBG)

III) Rechtsfolgen der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes aufgrund der Rasse oder der ethnischen Herkunft 
beim Sozialschutz, einschließlich der sozialen Sicherheit und der Gesundheitsdienste; 
a) Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens und eine Entschädigung für die erlittene persönliche 

Beeinträchtigung bei sozialen Vergünstigungen, bei der Bildung, beim Zugang zu und Versorgung mit Gütern 
und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich von Wohnraum und bei den 
Bedingungen zu selbstständiger Erwerbstätigkeit (§ 30 Abs. 1 GlBG)

b) Anspruch auf Ersatz des erlittenen Schadens bei einer Belästigung (§ 30 Abs. 2 GlBG). 
Die Regierungsvorlage sieht im Bundesgesetz über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsa
nwaltschaft – GBK/GAW-Gesetz drei Bereiche (1. Gleichbehandlung von Frauen und Männern in der Arbeitswelt; 2. 
Gleichbehandlung ohne Unterschied der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, 
des Alters oder der sexuellen Orientierung in der Arbeitswelt und 3. Gleichbehandlung ohne Unterschiede der eth-
nischen Herkunft in anderen Bereichen) vor, denen jeweils Senate der Gleichbehandlungskommission sowie Anwälte 
der Anwaltschaft für Gleichbehandlung zugeordnet wurden.

Die Anwaltschaft für Gleichbehandlungsfragen kann unabhängige Untersuchungen zum Thema der Diskriminierung 
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durchführen sowie unabhängige Berichte veröffentlichen und Empfehlungen zu allen die Diskriminierung berühren-
den Fragen abgeben (§ 3 Abs 5 Bundesgesetz über die Gleichbehandlungskommission und die Gleichbehandlungsan
waltschaft – GBK/GAW-Gesetz). Der Anwalt / die Anwältin für Fragen der Gleichbehandlung ohne Unterschied der 
Rasse, der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung 
in der Arbeitswelt ist zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne von Teil I, 2. 
Abschnitt GlBG diskriminiert fühlen. Er/sie ist in Ausübung dieser Tätigkeit selbstständig und unabhängig (§ 5 Abs 
1 GBK/GAW-Gesetz) Er/sie kann den/die Arbeitgeber/in oder die betroffene Organisation zur Abgabe einer schriftli-
chen Stellungnahme auffordern. Er kann auch weitere Auskünfte vom Arbeitgeber / von der Arbeitgeberin oder der 
Organisation, vom Betriebsrat oder von den Beschäftigten des betroffenen Betriebes einholen. Diese sind verpflichtet, 
Auskünfte zu erteilen.

Wenn der Anwalt / die Anwältin die Nichteinhaltung des Gleichbehandlungsgebotes vermutet (§ 5 Abs 3, GBK/
GAW-Gesetz) und dem Senat die behaupteten Umstände glaubhaft macht, hat der Senat von Amts wegen ein 
Verfahren gemäß § 11 oder § 12 GBK/GAW-Gesetz einzuleiten. Der Senat kann den Anwalt / die Anwältin mit der 
Durchführung der Ermittlungstätigkeit beauftragen. 

Der Anwalt / die Anwältin für Fragen der Gleichbehandlung ohne Unterschied der Rasse und der ethnischen 
Herkunft in sonstigen Bereichen ist zuständig für die Beratung und Unterstützung von Personen, die sich im Sinne 
von Teil II, 1. Abschnitt GlBG diskriminiert fühlen. Er/Sie ist in Ausübung dieser Tätigkeit selbständig und unabhän-
gig (§ 6 Abs 1 GBK/GAW-Gesetz). Er oder sie kann Auskünfte einholen. Die Auskunftspersonen sind verpflichtet 
Auskünfte zu erteilen. 

Die Senate der Gleichbehandlungskommission haben sich in ihrem Zuständigkeitsbereich mit allen die 
Diskriminierung berührenden Fragen und mit Verstößen gegen die Beachtung des Gleichbehandlungsgebotes regeln-
de Förderungsrichtlinien zu befassen. (§ 8 GBK/GAW-Gesetz)

Auf Antrag einer der im Senat der Kommission vertretenen Interessenvertretungen, auf Verlangen der Anwältin / 
des Anwalts oder von Amts wegen hat der damit befasste Senat insbesondere Gutachten über Fragen der Verletzung 
des Gleichbehandlungsgebotes zu erstatten (§ 11 GBK/GAW-Gesetz). Auf Antrag eines Arbeitnehmers / einer Arbeit-
nehmerin, eines Arbeitgebers / einer Arbeitgeberin, eines Betriebrates, einer der im jeweiligem Senat der Kommission 
vertretenen Interessenvertretungen, einer/eines von Diskriminierung im Sinne des II. Teiles dieses Bundesgesetzes 
Betroffenen, auf Verlangen der Anwältin / des Anwalts oder von Amts wegen hat der Senat im Einzelfall zu prüfen, ob 
eine Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes vorliegt (§ 12 GBK/GAW-Gesetz). Nach § 12 Abs. 2 hat die betroffene 
Person das Recht, sich durch eine Person ihres Vertrauens, insbesondere eine/n Vertreter/in einer Interessenvertretung 
oder einer Nichtregierungsorganisationen, im Verfahren vor der Kommission vertreten zu lassen (Antragsrecht).

Wird einem Auftrag nicht entsprochen, so kann jede der im jeweiligen Senat vertretenen Interessenvertretungen 
beim zuständigen Arbeitsgericht oder Zivilgericht auf Feststellung der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes 
klagen. (§ 12 Abs 4 GBK/GAW-Gesetz). Die Anwältin / der Anwalt brauchen die Zustimmung des Arbeitnehmers /der 
Arbeitnehmerin oder der betroffenen Person. 

Positive Maßnahmen sind in dem Entwurf keine enthalten, mit Ausnahme im Bereich Frauen/Männer. Es ist klar, 
dass viele Opfer von Diskriminierung Probleme haben bei Arbeits- oder Wohnraumsuche, und positive Maßnahmen 
(zum Beispiel bevorzugte Aufnahme, Bevorzugung beim beruflichen Aufstieg oder Weiterbildung) wären hier notwen-
dig. Dieses „Gleichbehandlungsgesetz“ bringt keine Lösung zur strukturellen Diskriminierung in diesen Bereichen. 

Beide EU-Richtlinien sehen vor, dass Vereine und Verbände, die sich gegen Diskriminierungen einsetzen, in allen 
rechtlichen Verfahren für betroffene Personen eintreten und diese vertreten können. Zudem sehen die Richtlinien 
einen institutionalisierten Dialog mit Nichtregierungsorganisationen (NGOs) vor. Beides fehlt in den derzeitigen 
Plänen der Bundesregierung - siehe Entwurf. Das bedeutet, dass die Expertise von NGOs in Österreich trotz eindeu-
tiger europarechtlicher Vorgaben nicht eingebunden, gewürdigt und genutzt wird.

Österreichische Vereine, die sich mit mannigfaltigen Formen von Diskriminierung befassen, bündeln nun ihre 
Kräfte und Erfahrungen in einem neu gegründeten Verband. Der „Klageverband zur Durchsetzung der Rechte 
von Diskriminierungsopfern“ ist ein Zusammenschluss von spezialisierten Institutionen, um die bestmögliche 
Unterstützung von Opfern von Diskriminierung zu gewährleisten. Ziel des Verbands ist es daher, richtlinienkonform 
ein gesetzlich verankertes Vertretungsrecht für NGOs und eine Verbandsklagemöglichkeit zu erwirken, die, wie man 
vom Verbraucherschutz weiß, eine wirksame Methode zur Rechtsdurchsetzung darstellt.

Diskriminierung ist ein wichtiges Problem in Österreich. „De minimis“-Lösungen haben keinen Sinn. Ein Gesetz ohne 
effektive Maßnahmen bzw. Bekanntmachung des Verbots von Diskriminierung in verschiedenen Bereichen (Polizei, 
Medien, Nachbarschaftsprobleme, Ausbildung, etc.) und ohne allgemeinen Rechtsschutz für Opfer der Diskriminierung 
bedeutet nur mehr Papier und keinen effektives „Tool“. Nur ein Gesetz, dass das Problem der Diskriminierung in 
Österreich anerkennt (und nicht hinter dem Namen „Gleichbehandlung“ versteckt), kann eine faire Gesellschaft in 
Österreich schaffen. 

 Das ZARA-Team
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Der ZARA-Forderungskatalog
Diese Forderungen sind im Wesentlichen leider seit dem Rassismus Report 2000 unverändert aufrecht 
geblieben, da es keine Verbesserung der Situation in Österreich gegeben hat. Wir haben 2003 aber 
einige neue Forderungen inkludiert, die mit der Umsetzung der Richtlinien des Rates der EU und dem 
Gleichbehandlungsgesetz zu tun haben. 

1. Die Anerkennung, dass Österreich ein Einwanderungsland ist und war und hoffentlich bleiben wird
Migration und Rassismus sind miteinander verbunden. Zwar nicht so, dass etwa die Zahl der MigrantInnen etwas 
mit dem Ausmaß von Rassismus zu tun hätte, sondern so, dass die grundsätzliche Einstellung zur Migration sich 
auch in der Grundstimmung gegenüber einzelnen MigrantInnen widerspiegelt und in Rassismus umschlagen kann. 
Wissenschaftlich und demographisch schon sehr gut erwiesen ist die Tatsache, dass Österreich ein Einwanderungsland 
ist. Was fehlt, sind die politischen Schlussfolgerungen daraus.

2. Überprüfung und Verbesserung der Einwanderungspolitik
Die Fremdengesetze sind nach wie vor im Sinne einer größtmöglichen Abschottung des Landes gegenüber MigrantInnen 
ausgerichtet. Migration wird mehr als Gefahr denn als Chance bewertet. Anstatt die Chance auf gesamtgesellschaft-
licher Ebene wahrzunehmen, wird Migrationspolitik ausschließlich auf wirtschaftlicher Ebene diskutiert.
Dabei wird aber nicht einmal auf eine wohlgesteuerte Migrationspolitik hingearbeitet, in der MigrantInnen, die so 
dringend gebraucht werden, mit offenen Armen empfangen werden, sondern es werden wenige Menschen eher 
zähneknirschend eingelassen und „bei guter Führung” geduldet. Bestehende Chancen werden allzu oft vertan. Die 
Realität zeigt uns aber, dass insbesondere unter den EU-Staaten bereits ein Wettbewerb um MigrantInnen begonnen 
hat, damit die hohen sozialen Standards erhalten werden können. Ein paar kleine Verbesserungen der Rechtslage 
könnten schon helfen:
• Verknüpfung von Aufenthalts- und Beschäftigungsrecht: Wer hier lebt, soll auch hier arbeiten können
• Leichterer Übergang von der unselbständigen Beschäftigung in die selbstständige und umgekehrt
• Starthilfen für Betriebsgründungen
• Flexibilisierung des Beschäftigungsrechtes
• Vereinfachte Familienzusammenführung
• Leichterer Zugang von AbsolventInnen österreichischer Bildungseinrichtungen zu weiterem Aufenthalt und zum 

Arbeitsmarkt. Trotz der im internationalen Vergleich sehr niedrigen österreichischen AkademikerInnenquote 
müssen bisher ausländische Studierende nach Abschluss der Ausbildung fast ausnahmslos das Land verlassen. Da 
könnte der Staat schon eigennütziger agieren. 

3. Ein ehrliches Integrationskonzept
„Integration” wird als Schlagwort viel ge- und missbraucht. Als Schlagwort aber ist es nutzlos. Integration bedeu-
tet, dass Teile, die zuvor getrennt waren, zu einem größeren Ganzen zusammenwachsen, dass sie zusammenge-
hören. Das Konzept der Assimilation, das die einseitige, möglichst perfekte Anpassung einer Minderheit an die 
Mehrheitsgesellschaft fordert, bringt als Ergebnis ein rein zahlenmäßiges „mehr von dem vermeintlich Gleichen“ 
hervor.

In einem solchen Prozess geht zwangsläufig viel verloren, da alles, was an Erfahrung, Wissen, Kultur etc. nicht 
schon zuvor in der Mehrheitsgesellschaft vorhanden war, zurückgelassen werden muss.

Ein Integrationsprozess, der mehr „Mehrwert” schaffen soll, muss Menschen die Möglichkeit bieten, dieses 
Potenzial einbringen zu können und trotzdem – oder gerade deswegen – dazuzugehören. Das ist schwierig und 
verlangt vor allem von MigrantInnen eine ganze Menge. Aber auch die Mehrheitsgesellschaft muss sich in diesen 
Prozess einbringen, wenn er gelingen soll. Einige Grundvoraussetzungen müssen dazu geschaffen werden. Von vielen 
möglichen Schritten fordern wir zunächst:
• Politische Mitbestimmung für MigrantInnen – z.B. aktives und passives Wahlrecht auf kommunaler Ebene, in 

ArbeitnehmerInnen- und sonstigen Interessensvertretung
• Aktives Wollen einer vielfältigen Gesellschaft
• Anerkennung im Ausland erworbener Ausbildung und Berufserfahrung
• Automatische Staatsbürgerschaft für im Inland geborene Kinder (mit der Möglichkeit der Doppelstaatsbürger-

schaft)
• Besetzung der führenden Positionen im Integrationsbereich mit MigrantInnen
• Gezielte Personalrekrutierung für Berufe im öffentlichen Sektor (wie beispielsweise in der Exekutive) aus diskrimi-

nierten Minderheiten
• Positive Maßnahmen
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4. Ein umfassendes Antidiskriminierungspaket
Dieser Rassismus Report zeigt auf, dass in vielen Fällen, in denen Diskriminierungen tatsächlich vorkommen, recht-
liche Gegenmaßnahmen unzureichend, sehr schwierig und kostenintensiv oder schlicht gar nicht möglich sind. Die 
österreichische Rechtsordnung wird der Fülle und Unterschiedlichkeit der faktischen Diskriminierungshandlungen 
nicht gerecht. Insbesondere die Konzentration der wenigen möglichen Rechtsbehelfe auf den Bereich des Strafrechtes 
hat sich auch international als zu wenig effektiv erwiesen.
Was wir brauchen, ist:
• Die Entfernung aller diskriminierenden Regelungen aus bestehenden Gesetzen und insbesondere dem Bundes-

Verfassungsgesetz – und zwar nicht nur EU BürgerInnen, sondern auch alle so genannten „Drittstaatsangehörige” 
betreffend.

• Ein vorrangig im Zivil- und Arbeitsrecht verankertes Anti-Diskriminierungsgesetz, das zumindest folgendes 
gewährt:
- eine Beweislastumkehr
- abschreckende Schadenersatzregelungen für Opfer von Diskriminierung
- eine starke Volksanwaltschaftseinrichtung
- die vorrangige Möglichkeit der außergerichtlichen Streitbeilegung
- die Möglichkeit der Verbandsklage
- Maßnahmen gegen Mobbing und Ehrverletzung (z.B. Schadenersatzregelungen) und
- kostenlose Beschwerde und Klagemöglichkeiten für Opfer von Diskriminierung (kein Kostenrisiko für Opfer von 

Diskriminierung).

5. Überarbeitung bestehender gesetzlicher Antidiskriminierungsbestimmungen
5.1. Forderungen im Bereich des Verwaltungsrechtes
5.1.1 Forderungen im Bereich des Sicherheitspolizeigesetzes / der Exekutive generell
5.1.1.1 Kostenlose Beschwerdemöglichkeiten

Opfer von rassistischen Polizeiübergriffen, die sich beim zuständigen Unabhängigen Verwaltungssenat (UVS) 
beschweren wollen, tragen ein beträchtliches Kostenrisiko. Sie stehen meist mit ihrer Aussage mehreren gegen-
teiligen Aussagen seitens der beteiligten PolizistInnen gegenüber und können sich von dem Verfahren nicht mehr 
erwarten, als den Ausspruch darüber, ob eine Richtlinie verletzt wurde oder nicht. Den Angaben der Opfer wird meist 
– wegen der erdrückenden Vielzahl von gleichen Aussagen seitens der Polizei – nicht geglaubt. Unter Verweis auf 
den Amtseid wird den Aussagen von BeamtInnen selbst in solchen Verfahren ein höherer Grad an Zuverlässigkeit und 
Glaubwürdigkeit beigemessen als jenen der Übergriffsopfer. Selbst Ungereimtheiten in den Aussagen werden allzu 
oft mit diesem Argument einfach weggewischt. Finanzieller Schadenersatz ist nur sehr eingeschränkt und in einem 
gesonderten Verfahren möglich (Amtshaftungsverfahren). Wer dennoch die Unannehmlichkeiten all dieser Verfahren 
auf sich nimmt, sollte ernst genommen werden und auch eine faire Möglichkeit bekommen, seine Anliegen vorzu-
bringen.
Deshalb fordern wir in diesem Bereich:
• Richtlinien- und Maßnahmenbeschwerden dienen der Durchsetzung elementarer menschenrechtlicher Ansprüche 

und sollten daher kostenfrei abgeführt werden.
• Eine Verknüpfung des Ausspruches über die Richtlinien- und Maßnahmenbeschwerde mit schadenersatzrechtli-

chen Konsequenzen.
• Führung des Verfahrens vor dem UVS als Menschenrechtsverfahren, bei dem es um die Verantwortlichkeit des 

Staates für die Handlungen seiner Organe, unabhängig von der individuellen Verantwortlichkeit der Beamten, 
geht. Das ermöglicht und erfordert eine Beweislastumkehr im Verfahren.

5.1.1.2. Dienstnummern auf den Uniformen der Exekutive
Nach dem Sicherheitspolizeigesetz besteht das Recht jedes Menschen, der an einer Amtshandlung beteiligt ist, auf 
Auskunft über die Dienstnummer des amtshandelnden Organs. Die Erfahrung, zahlreiche Anrufe bei ZARA, sowie die 
Vorkommnisse, die im vorliegenden Rassismus Report erwähnt wurden, haben aber gezeigt, dass die Durchsetzung 
dieses Rechtes oft kompliziert ist oder schlicht verweigert wird. KlientInnen von ZARA, die auf ihrem Recht 
beharrten, fanden sich häufig als TäterInnen in Verfahren wegen „Aggressiven Verhaltens gegenüber Organen der 
öffentlichen Aufsicht” (§ 82 SPG) oder sogar wegen „Widerstand gegen die Staatsgewalt” (§ 269 StGB) wieder. Um 
unkorrekte Behandlungen seitens der Polizei in Form einer Beschwerde verfolgen zu können, ist es meist von Vorteil, 
die Dienstnummer zu wissen. Aus diesem Grund fordern wir – in Anlehnung an das amerikanische Modell – dass 
PolizeibeamtInnen in Österreich ihre Dienstnummer für alle klar sichtbar an der Uniform tragen.
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5.1.1.3. Multiethnische Exekutivkräfte
Die Zusammensetzung der Exekutivkräfte spiegelt derzeit nicht den multiethnischen Anteil der österreichischen 
Gesellschaft wider (siehe auch die Kritik der ECRI im zweiten Bericht über Österreich). Insbesondere in Großstädten, 
wo sich der Großteil der Bevölkerung ausländischer Herkunft angesiedelt hat, könnte der Einsatz „gemischter 
Polizeiteams” deeskalierend wirken und auch BeamtInnen vor vorschnellen rassistischen Anschuldigungen schützen.
Um einer multikulturellen und offenen Gesellschaft gerecht werden zu können, fordern wir die verstärkte Rekrutierung 
von BeamtInnen aus diskriminierten Gruppen.

5.1.1.4. Verbesserte Schulungen und psychologische Begleitung 
Der Beruf eines/einer PolizistIn ist psychisch belastend. BeamtInnen müssen oft dort vermittelnd eingreifen, wo 
unterschiedliche Positionen aneinander geraten und andere Mechanismen versagt haben. 

Wir fordern, verbesserte Schulungen in angewandter und anwendbarer Streitschlichtung und verstärkte psycho-
logische Begleitung von BeamtInnen auf der Ebene der Supervision (nicht erst dort, wo bereits die Auswirkungen der 
belastenden Tätigkeit sichtbar sind).

5.1.2. Forderungen im Bereich des EGVG
In Fällen nach Art IX EGVG (siehe rechtliche Grundlagen) fordern wir ein Abgehen vom staatlichen Strafanspruch 
in Richtung Schadenswiedergutmachung für die betroffenen Opfer solcher Diskriminierungen nach dem 
Diversionskonzept im strafprozessualen Verfahren (Entschuldigung, monetäre oder sonstige Schadensabgeltung).
Außerdem fordern wir empfindliche Strafen für Wiederholungstäter.

Von ihrem Regelungsumfang scheint die Ansiedlung dieser Bestimmung im Einführungsgesetz zu den Ver-
waltungsverfahrensgesetzen (EGVG) nicht die Bedeutung dieser Bestimmung widerzuspiegeln (siehe rechtliche 
Rahmenbedingungen), weshalb die Einbettung dieser Bestimmung in das StGB gefordert wird. Zum einen würde 
damit diese wichtige Bestimmung eine Aufwertung erfahren und zum anderen wäre damit gleich von Beginn an 
ein unabhängiges Gericht mit allen damit einhergehenden Möglichkeiten (z.B. Diversion etc.) mit der Entscheidung 
beauftragt.

Wir fordern die Aufwertung des Art IX Abs 1 Z 3 EGVG durch Verlagerung dieser wichtigen Bestimmung in das 
StGB samt den damit einhergehenden Möglichkeiten nach der Strafprozessordnung (StPO).

5.2. Forderungen im Bereich des Strafrechtes
5.2.1. Aufwertung des § 283 StGB
Öffentliche Hetzschriften und Schüren von Hass gegen bestimmte Teile der Bevölkerung ist eine der widerlichsten 
Formen von Rassismus. Erfahrungen mit dem § 283 StGB sowie die Einsicht in die spezifische Judikatur haben gezeigt, 
dass diese Bestimmung sehr eng ausgelegt wird. Wir fordern, den § 283 StGB dahingehend aufzuwerten, dass die 
Hetze nicht komplizierten Tatbeständen entsprechen muss, sondern jede Form der öffentlichen Verächtlichmachung 
von den genannten Personengruppen unter Strafe gestellt wird. Insbesondere fordern wir, auch die Hetze gegen 
MigrantInnen, „AusländerInnen”, „Fremde” etc. als solche generell unter den Schutzbereich der genannten Norm 
zu stellen (zurzeit fällt dies nicht unter den Schutzbereich mangels Subsumierbarkeit unter eine der in § 283 Abs 1 
StGB genannten Gruppen – siehe „Rechtliche Rahmenbedingungen“). Dies ist wichtig, um eine Emanzipierung dieser 
wichtigen Bestimmung zur Bekämpfung von Rassismus gegenüber dem Verbotsgesetz zu erlangen und ein wirksames 
und zeitgerechtes Instrument gegen Auswüchse von Fremdenfeindlichkeit zu schaffen. § 283 StGB ist im zwanzigsten 
Abschnitt des Strafgesetzbuches mit dem Titel „Strafbare Handlungen gegen den öffentlichen Frieden“ angesiedelt. 
Diese Einordnung scheint aber missglückt, da das schützenswerte Gut nicht der öffentliche Frieden allein sein kann, 
sondern vielmehr auch jene Personen und Personengruppen selbst Schutz brauchen, die Ziel solcher Hetze sind.

Wir fordern den Tatbestand des § 283 StGB auf jede Art der Hetze gegen MigrantInnen zu erweitern und primär 
den Schutz der bezeichneten Gruppen hervorzuheben.

5.2.2. Strafvollzug
Bei ZARA langten auch im Jahr 2003 immer wieder Briefe und Anrufe von Personen ein, die in Justizanstalten inhaf-
tiert sind und die sich über rassistische Behandlungen ebendort beschweren. Diese Vorfälle sind in den Rassismus 
Report 2003 nicht eingeflossen, da hier einerseits Konsequenzen für die Betroffenen zu befürchten sind und ande-
rerseits die Möglichkeit der Recherche nur ungenügend gegeben ist. Beschwerden gegen rassistische oder sonstige 
Diskriminierung seitens der StrafvollzugsbeamtInnen in Justizanstalten sind nach dem StVG (Strafvollzugsgesetz) 
bei dem Anstaltsleiter jedoch nur innerhalb eng gesetzter Fristen einzubringen. Diese Form der Beschwerde kann 
für die Betroffenen stark nachhaltige Folgen haben. Es wird uns immer wieder gemeldet, dass Betroffene, vor 
allem Schwarze, provoziert werden und „Bimbo“, „Nigger“ und ähnlichen Beschimpfungen ausgesetzt sind. Wenn 
Betroffene geschlagen werden und sich dagegen wehren, finden sie sich häufig als Täter eines Strafverfahrens wegen 
„Körperverletzung“ (§ 83 StGB) oder „Tätlicher Angriff auf einen Beamten“ (§ 270 StGB) wieder. 
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Wir fordern, dass Justizanstalten einer unabhängigen, externen Kontrolle unterstellt werden. Das könnte etwa 
nach dem Muster des Menschenrechtsbeirates geschehen, dessen Zuständigkeitsbereich derzeit nur jene (Polizei) 
Haftanstalten umfasst, die dem Bundesminister für Inneres unterstellt sind. 

5.3. Forderungen im Bereich Europarecht: Umsetzung der Richlinie 2000/43 und 2000/78
Die Umsetzung der Richtlinien 2000/43 und 2000/78 durch die Novellierung des Gleichbehandlungsgesetztes (GlBG) 
ist überfällig und wurde leider von Österreich nicht rechtzeitig erledigt. Der Regierungsentwurf enthält verschiedene 
Schutzmaßnahmen für die verschiedene Gruppen, die diskriminiert werden könnten. Zum Beispiel sind die Standards 
höher für Diskriminierungen von  Frauen als für Diskriminierung aufgrund des Alters. Auch das ist entschieden abzu-
lehnen. 
• Wir fordern ein Antidiskriminierungsgesetz, das einen kompletten Schutz für Opfer von Diskriminierung anbieten 

kann.
• Wir fordern ein Antidiskriminierungsgesetz, das in gleicher Weise gegen schützt Diskriminierung, aus welchen 

Gründen immer sie im Einzelfall passiert, und das andere wichtige Diskriminierungsgründe inkludiert, die bis-
lang nicht enthalten sind (z.B. „Hautfarbe“, „Muttersprache“, „Nationalität“, „Geburtsort“, „soziale Herkunft“ und 
„Abstammung“).

• Wir fordern eine professionelle und unabhängige Gleichbehandlungskommission, von der auch das Know How von 
existierenden NGOs genützt wird.

• Wir fordern eine Anwältin / einen Anwalt für Antidiskriminierungsfragen, mit echter Unabhängigkeit und ausrei-
chend Ressourcen.

• Wir fordern die Möglichkeit eines Klagerechts für Vereinigungen und Verbände im Sinne einer echten 
Verbandsklage. 

• Wir fordern Maßnahmen der außergerichtlichen Streitschlichtung.
• Wir fordern genügenden budgetären Mittel und personelle Ressourcen für die Behörden, die mit Antidiskriminierung 

beschäftigt sind.
• Wir fordern positive Maßnahmen nicht nur für den Bereich der Gleichstellung von Frauen und Männern vorzusehen, 

sondern auch, wie in beiden Richtlinien 2000/43/EG (Art. 5) und 2000/78/EG (Art. 7) als auch im Internationalen 
Übereinkommen zur Beseitigung rassischer Diskriminierung (Art. 1 Abs. 4) anerkannt ist, für andere Gruppen, die 
Opfer von Diskriminierung werden könnten. Vonseiten des Staates sollten in diesem Sinne zudem positive Anreize 
für Private geschaffen werden, bevorzugt Personen aus bisher benachteiligten Gruppen zu fördern oder einzustel-
len. Solche Maßnahmen dürfen dann keine Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes im Sinne dieses Gesetzes 
darstellen.

• Wir begrüßen das bewährte Gebot der diskriminierungsfreien Stellenausschreibung, aber wir fordern, dass „Nur 
Inländer“-Anzeigen ebenfalls verboten werden. 

5.4. Forderungen im Bereich Völkerrecht
5.4.1. Übereinkommen über die Beseitigung rassischer Diskriminierung
Österreich sollte das „Übereinkommen über die Beseitigung rassischer Diskriminierung“ endlich umsetzten. Das 
Übereinkommen wurde von Österreich 1972 ratifiziert. ZARA fordert die Umsetzung des Übereinkommens, insbeson-
dere in Bezug auf folgende Rechte: 
• Das Recht auf Gleichbehandlung vor den Gerichten und allen anderen Organen der Rechtspflege. Insbesondere 

fördert ZARA konkrete Beschwerde- bzw. Anzeigenmöglichkeiten im Fall von rassistischer Diskriminierung vor 
Gerichten und Behörden.

• Das Recht auf Sicherheit der Person und auf staatlichen Schutz gegen Gewalttätigkeit oder Körperverletzung, 
gleich, ob sie von öffentlichen Bediensteten oder von irgendeiner Einzelperson, Gruppe oder Einrichtung verübt 
werden. Wir fördern konkrete und effektive Sanktionen gegen Personen, die Delikte mit rassistischer Motivation 
verüben, insbesondere eine unabhängige Verfolgung, wenn solche Delikte Behörden oder der Exekutive vorgewor-
fen werden. Wir fordern in diesen Fällen eine vollständige Untersuchung durch unabhängige Organe. Das Resultat 
von Vorerhebungen sollte veröffentlich werden und Opfern sollte ein Recht auf Wiedergutmachung zugestanden 
werden.

• Das Recht auf Gedanken-, Gewissens- und Religionsfreiheit, mit effektiven Sanktionen in Bezug auf Verstöße 
gegen dieses Recht. Die Bestimmungen des StGB (Beleidigung/Verhetzung) bieten zu wenig Schutz für Opfer von 
Rassismus.

• Das Recht auf öffentlichen Gesundheitsservice und auf ärztliche Betreuung, soziale Sicherheit und Sozialleistung. 
Die Betroffenen sollten Beschwerde/Anzeigemöglichkeiten in Fällen von Diskriminierung im diesen Bereich 
haben.

• Das Recht auf Wohnung, mit konkreten Sanktionen gegen Personen, die bei der Suche von MieterInnen/KäuferInnen 
diskriminierende Praktiken anwenden.
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• Das Recht auf Erziehung und Ausbildung, mit konkreten Maßnahmen gegen Diskriminierung im Bereich Schule/
Universität.

• Eine konkrete Klagemöglichkeit vor Gerichten und/oder unabhängigen Verwaltungsbehörden gegen Behörden und 
private Akteure, die diskriminierende Handlungen setzen. Wir fordern kostenlose und einfache Rechtswege, die 
diskriminierendes Verhalten stoppen können, und ein Recht auf Schadenersatz anerkennen. 

5.4.2. Die Ratifizierung bzw. Beitritt zum Übereinkommen über den Schutz der MigrantInnen und ihrer 
Familienmitglieder
Dieses Übereinkommen ist im Juli 2003 für 10 Staaten in Kraft getreten. ZARA empfiehlt, dass Österreich Teil 
dieses Übereinkommens wird und es umsetzt. Das Übereinkommen enthält das Prinzip von Gleichbehandlung der 
GastarbeiterInnen und zwei Kataloge von Rechten:

1) Die Menschenrechte ALLER MigrantInnenen und ihrer Familienmitglieder, unabhängig von ihrem „Status“ 
im Einwanderungsstaat („legale“ und „illegale“ MigrantInnen). Zum Beispiel Recht auf Leben, Schutz gegen Folter 
und Misshandlung, Recht auf Religionsfreiheit, Recht auf freie Meinung, Recht auf Privatssphäre, Recht auf 
Privateigentum, Recht auf körperliche Freiheit und Sicherheit, Recht auf humane Behandlung, Gleichbehandlung vor 
Gerichten und sonstigen Behörden.

2) Zusätzliche Rechte der „legalen“ MigrantInnen enthalten:
• Recht auf Auskunft in Bezug auf ihre Rechte, insbesondere Zulassung, Aufenthalt und Möglichkeiten zur Änderung 

ihres Status 
• Recht auf temporäre Abwesenheit von dem Staat, in dem sie arbeiten 
• Recht auf freien Personenverkehr
• Recht zur Gründung von Vereinen und Gewerkschaften 
• Recht auf politische Partizipation in ihrem eigenen Staat 
• Gleichbehandlung in Bezug auf Ausbildung, Berufsorientierung, Training, Wohnung, Gesundheit, Sozial- und 

Gesundheitsleistungen, Genossenschaftsgründung- und mitgliedschaft, Kultur
• Recht auf Schutz der Familie und Erleichterung der Familienübersiedlung
• Recht auf Zollfreiheit von privatem Hausrat 
• Recht auf Transfer des Einkommens und von Sparguthaben in den Heimatstaat
• Gleichbehandlung in Bezug auf Steuer
• Recht auf Aufenthalt mit gleicher Frist, Recht auf Arbeit
• Möglichkeit des Aufenthalts für Familienmitglieder im Fall des Todes des Arbeiters / der Arbeiterin, der/die 

MigrantIn ist 
• Schutz vor „llegarisierung“ eines Migranten / einer Migrantin, der/die eine Arbeiterlaubnis für einen konkreten 

Zweck hat, wenn er/sie ohne Schuld die Arbeit verloren hat
• Recht auf frei gewählte Arbeit, mit der Möglichkeit, dass Staaten gesetzliche Beschränkungen aufrechterhalten
• Gleichbehandlung in Bezug auf den Schutz gegen Arbeitslosigkeit.

5.4.3. Ratifizierung des Protokolls No. 12 EMRK
Das Protokoll No. 12 EMRK wurde von Österreich nur unterschrieben und nicht ratifiziert. Es ist noch nicht in Kraft 
getreten, da es bislang nur von fünf Staaten ratifiziert wurde. Art. 1 enthält das Verbot von Diskriminierung in 
Bezug auf alle gesetzlich anerkannten Rechte. Diskriminierung ist insbesondere verboten aufgrund von Geschlecht, 
Rasse, Hautfarbe, Sprache, Religion, politischer oder anderer Überzeugung, nationaler oder ethnischer Herkunft, 
Zugehörigkeit zu einer Minderheit, Eigentum, Geburt oder anderem Status. Das Protokoll weitet die Zuständigkeit des 
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte aus. ZARA empfiehlt die Ratifizierung dieses Protokolls.

ZARA-Mitgliedschaft
75 Euro/Jahr
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Gleiche Chancen im Betrieb – ein Zwischenbericht
von ZARA
Wie bereits im Rassismus Report 2002 berichtet, ist ZARA seit Oktober 2002 operativer Partner im Equal-Projekt 
„Gleiche Chancen im Betrieb“ [1]. Dadurch haben wir die Möglichkeit, rassistische bzw. diskriminierende Übergriffe, 
nicht nur im Nachhinein zu bearbeiten, sondern – wenn auch in einem beschränktem Rahmen – im Vorfeld auszu-
schließen. 

Die Unternehmen, mit denen wir arbeiten, sind so etwas wie kleine Mikrokosmen, in denen versucht wird, 
Bedingungen für ein respektvolles Miteinander unterschiedlicher Gruppen zu schaffen.
Natürlich hat sich in einem Jahr viel getan und deshalb berichten wir auch heuer wieder über das Projekt und die 
neuesten Entwicklungen. Außerdem möchten wir die institutionellen Rahmenbedingungen des Projektes und unsere 
Methode etwas ausführlicher darstellen und einen kurzen Ausblick für 2004 geben.

What’s hot, what’s new?
2003 haben wir nicht nur die Arbeit in den bereits eingebundenen Unternehmen fortgesetzt, sondern auch neue 
Unternehmen dazugewonnen, die unseren Anforderungen entsprachen. Es mussten Mittel- bis Großunternehmen 
sein, von denen wir nach den ersten Gesprächen den Eindruck hatten, dass es vonseiten der Geschäftsleitung 
ein wirkliches Interesse an der Verbesserung der Unternehmenskultur für alle MitarbeiterInnen gibt. Für die 
Unternehmen bedeutet das einen mutigen Schritt, da sie nicht nur etwas von uns bekommen, sondern sich auf sehr 
tief greifende Veränderungsprozesse einlassen, die vor allem in der Anfangsphase auch schwierig sein können. Den 
effektiven Nutzen, was die MitarbeiterInnenzufriedenheit und die damit einhergehenden positiven Auswirkungen 
auf Produktivität und effektive Kommunikation im Unternehmen betrifft, wird man schwer nach objektiven Kriterien 
messen und teilweise erst einige Monate oder Jahre nach Ablauf des Projektes feststellen können.

Durch die neu hinzugekommenen Unternehmen können wir eine schöne Bandbreite von Verwaltung und Bildung 
über Pflegeinstitutionen, Dienstleistungsunternehmen bis hin zu internationalen Konzernen abdecken, was das 
Projekt für uns umso spannender und erfreulicher macht.

Welche Unternehmen aktuell eingebunden sind und andere Informationen zum Projekt sind auf der Projekt-
Website www.gleiche-chancen.at zu finden.

Institutionelle Rahmenbedingungen
ZARA hat sich 2002 mit Partnerorganisationen bei einer Ausschreibung des Europäischen Sozialfonds beworben. 
Gefragt waren Projekte, die zur Bekämpfung von Diskriminierungen am österreichischen Arbeitsmarkt beitra-
gen können. Es wurden insgesamt 56 Projekte für Österreich genehmigt, darunter „Gleiche Chancen im Betrieb“ 
als Entwicklungsprojekt, in dem gemeinsam mit ausgewählten Unternehmen Maßnahmen erarbeitet werden, die 
innerbetrieblichen Diskriminierungen entgegenwirken. Die Finanzierung erfolgt aus den Mitteln des Europäischen 
Sozialfonds und durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit. 

Die Methode
Wir arbeiten in den Unternehmen mit einer Mischung aus bewährten Methoden der Organisationsberatung, neu-
konzipierten Trainings- und Analyseverfahren und wissenschaftlicher Grundlagenarbeit. Ziel ist es einen sogenann-
ten Code of Conduct zu erstellen, also eine Vereinbarung, die bestimmte Regeln im Umgang miteinander und in 
der betrieblichen Personalkultur festlegt. Zur Einhaltung des Code of Conduct verpflichten sich Firmenleitung und 
MitarbeiterInnen freiwillig. Er ist nur dann wirksam, wenn er von Maßnahmen begleitet wird, die die Einhaltung 
nachhaltig unterstützen. Hierzu später noch mehr.

Wie kommen wir nun zu diesem Code of Conduct?
Am Anfang der Arbeit mit den Unternehmen steht die Konstituierung der so genannten Steuergruppe, eines 
Gremiums von sechs bis zehn MitarbeiterInnen aus unterschiedlichen Geschäftsbereichen und Hierarchieebenen. 
Die Steuergruppe entwickelt mit unserer Unterstützung den Code of Conduct und die dazugehörigen Maßnahmen, 
dabei werden die Mitglieder der Steuergruppe als die ExpertInnen für ihr Unternehmen dazu angehalten, sich Ziele 
und Maßnahmen zu überlegen, die den Bedürfnissen möglichst aller MitarbeiterInnen gerecht werden und trotzdem 
realistisch umsetzbar sind. Durch die Einbindung der Unternehmensleitung in die Steuergruppe wird sichergestellt, 
dass die Beschlüsse des Gremiums von Anfang an wirkungsvoll sind und tatsächlich umgesetzt werden können.
Die Steuergruppe nimmt als Einstieg in das Thema „Diskriminierung und Vorurteile“ an einem ein- bis zweitägigen 
Sensibilisierungstraining teil, in dem eigene Haltungen und Einstellungen „den Anderen“ gegenüber sichtbar und 
reflektierbar gemacht werden, ohne sie zu bewerten. Vorurteile können an- bzw. ausgesprochen werden und werden 
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dadurch bearbeitbar. Die TeilnehmerInnen erhalten auch die Möglichkeit, einmal in die Rolle „des/der Anderen“ zu 
schlüpfen und zu erleben, wie es sich anfühlen könnte, in einer weniger oder mehr privilegierten Position zu sein. 
Einen großen Teil der Trainings bilden wegen des großen Erfolges Diskussionen so genannter „heißer Fälle“ wie etwa 
der Dauerbrenner „Kopftuch bei der Arbeit – ja oder nein?“, „Müssen alle immer Deutsch sprechen?“ und Ähnliches.
Parallel dazu beginnen wir mit einer ausführlichen Standortbestimmung, um zu sehen, welche auf Gleichbehandlung 
ausgerichteten Maßnahmen für die MitarbeiterInnen bisher erfolgreich ergriffen wurden und wo noch dringen-
der Handlungsbedarf besteht. Das heißt, wir befragen mittels Fragebogen alle MitarbeiterInnen im Unternehmen 
zu ihrer Einschätzung über aktuellen Handlungsbedarf, was Diskriminierungen angeht und zu ihrer allgemeinen 
Arbeitszufriedenheit. Außerdem machen wir ausführliche Interviews mit einigen Personen, die repräsentativ für 
die unterschiedlichen Betriebsebenen sind und/ oder in Schlüsselpositionen arbeiten. Ebenso analysieren wir die so 
genannte Performance des Unternehmens nach außen und für die MitarbeiterInnen, also was die Werte sind, die von 
Firmenseite her präsentiert werden.

Danach beginnen wir mit der Steuergruppe den Code of Conduct und die dazugehörigen Ziele und Maßnahmen 
zu erarbeiten. Im Code of Conduct werden allgemeine Werte festgeschrieben, wie zum Beispiel „Wir möchten allen 
MitarbeiterInnen gleiche Chancen und Rechte bei Entlohnung, qualifikationsgerechtem Einsatz und Aufstiegschancen 
im Unternehmen ermöglichen!“. Dann überlegt sich die Steuergruppe mit unserer Unterstützung, wie das am besten 
erreicht werden kann, und formuliert dementsprechende Ziele und Maßnahmen, fixiert gemeinsam einen zeitlichen 
Rahmen und Verantwortlichkeiten für die Umsetzung. 

Aktueller Stand und Ausblick
Da das Projekt noch bis Februar 2005 läuft, wird unsere Arbeit in allen Unternehmen bis Ende 2004 abgeschlossen. 
Einige der Veränderungsprozesse werden erst dann umgesetzt und deshalb ist es besonders wichtig, die Ziele und 
Maßnahmen so zu formulieren, dass die Nachhaltigkeit des Projektes gesichert ist. Dies geschieht unter anderem 
durch spezielle Schulungen des Personals und durch die Einsetzung von bestimmten Personen im Unternehmen, die 
dafür verantwortlich sind, diesen kontinuierlichen Veränderungsprozess weiterzuführen und gegebenenfalls weitere 
Maßnahmen zu initiieren.

Im Februar 2004 wurden die Sensibilisierungstrainings für alle Unternehmen abgeschlossen und in einigen 
Unternehmen haben wir bereits mit Spezialtrainings begonnen, die die Umsetzung einzelner Maßnahmen unter-
stützen. In zwei Unternehmen ist die Erarbeitung des Code of Conduct bereits so weit fortgeschritten, dass sie bald 
abgeschlossen werden kann. Damit sind die ersten Endergebnisse bereits in Aussicht und unsere Spannung steigt. 
Haben wir in diesen Unternehmen erreicht, ein Bewusstsein dafür zu schaffen, dass Unterschiede keine Bedrohung, 
sondern ein Potenzial darstellen? Wie tief unter die Oberfläche gehen die Veränderungsprozesse? Ist die Umsetzung 
des Projektes als Bereicherung für die MitarbeiterInnen in ihrem beruflichen Alltag spürbar? Haben wir es vielleicht 
sogar geschafft, bei der/m einen oder anderem/n eine tief sitzende Einstellung zu ändern?

Bereits jetzt lässt sich sagen, dass das Konzept des Projektes insofern aufgeht, als es Diskussionsprozesse in Gang setzt 
und eingefahrene Muster hinterfragt. In einigen Fällen hat diese Dynamik bereits massive Umgestaltungsprozessen 
in den Firmen angeregt, die uns in unserer Arbeit bestärken und zeigen, wie viel verändert werden kann, wenn man/ 
frau nur wirklich will. 

Jasmine Böhm
Mag.a, Ethnologin, ZARA-Mitarbeiterin bei „Gleiche Chancen im Betrieb“

[1] Die anderen Partnerorganisationen sind: Europäisches Zentrum für Wohlfahrtspolitik und Sozialforschung, das Institut 
für betriebliche Gesundheitsförderung und der Wiener Integrationsfonds. Die finanzielle Verantwortung trägt  die WAFF 
Programm Management G.m.b.H.

work@migration - die Interessen-gemeinschaft für
MigratInnen der GPA

GPA- und IG-Mitglieder haben�s besser. Überzeugen Sie sich selbst:

www.gpa.at <> www.interesse.at

Ich bin dabei...
...weil wir gemeinsam

mehr erreichen
können.

Sie leben in Österreich und besitzen keine öster-
reichische Staatsbürgerschaft oder haben diese
erst während Ihres Aufenthaltes erworben? 
Sie kommen zwar aus Österreich, leben aber
derzeit in einem anderen Land? Oder Sie en-
gagieren sich in Beratungsstellen oder Initia-
tiven für und von MigratInnen?
... dann sind Sie bei uns in der Interessenge-
meinschaft (IG) work@migration genau richtig.
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Verzeichnis beitragender Organisationen

Asyl in Not
1090 Wien, Währingerstr. 59/2, Tel.: (01) 408 42 10, Fax: (01) 405 28 88

E-Mail: office@asyl-in-not.org, Homepage: www.asyl-in-not.org
Mo 9–13h, Di 13–18h, Do 13–18h
Rechtsberatung für Asylwerber, soziale Betreuung, politische Arbeit. Asyl in Not kämpft für die Wahrung der 
Menschenrechte und für die Wiederherstellung des Rechts auf Asyl. Wir verstehen uns daher als politische 
Bewegung; wir verbinden konkrete (rechtliche und soziale) Hilfe im Einzelfall mit dem politischen Angriff auf ein 
ungerechtes System. Dabei stehen wir parteiisch auf der Seite der Flüchtlinge, deren Menschenrechte von Behörden 
dieses Landes immer wieder gebrochen werden. Wir wenden uns gegen eine „Festung Europa“, die mit einem 
Eisernen Vorhang die reichen Länder von den armen trennt. Wir wenden uns gegen den Rassismus, der in Politik 
und Alltagsleben dieses Landes zur Gewohnheit geworden ist. Das Unrecht hat Namen und Adresse. Wir decken 
Missstände und Gesetzesverletzungen auf und sagen, wer dafür die Verantwortung trägt. Wir sind bereit, jede demo-
kratische Regierung zu unterstützen, die die Menschenrechte wiederherstellt. Daher treten wir für eine grundlegende 
Neuordnung des Staatsapparates ein: Fremdenfeindliche, antidemokratische Kräfte dürfen in der Justiz, in der Polizei, 
im Heer und der gesamten Verwaltung keinen Platz haben! Wir freuen uns auf jeden Bündnispartner in Österreich, 
der unsere Aktivitäten mit Rat und Tat unterstützen will, und sind auch gerne Partner für vergleichbare Initiativen 
außerhalb von Österreich.

Fraueninitiative Bikulturelle Ehen und Lebensgemeinschaften – Verein FIBEL
1020 Wien, Heinestr. 43, Tel./Fax: (01) 212 76 64

E-Mail: fibel@verein-fibel.at
Di 10–17h, Do und Fr 12–17h, Kontaktpersonen: Gertrud Schmutzer und Petruska Krcmar
Beratung & Information – Offene Gruppen – Fachvorträge & Workshops 

Forum gegen Antisemitismus
1010 Wien, Seitenstettengasse 4, Tel.: (01) 531 04 255

E-Mail: info@fga-wien.at, Homepage: www.fga-wien.at
Das Forum gegen Antisemitismus betreibt eine Hotline für Zeugen und Opfer antisemitischer Vorfälle – von 
Schmierereien auf Hauswänden bis zu antisemitischen Beschimpfungen auf der Straße. Gleichzeitig verstehen wir 
uns als Informationszentrum zum Thema Antisemitismus für die jüdische Gemeinde. In dieser Funktion haben wir 
im Zuge unserer Medienbeobachtung ein kleines Zeitungsarchiv zu den Themen Rechtsextremismus und antisemiti-
scher Journalismus aufgebaut. Wir sind bemüht in Kooperation mit anderen Organisationen projektorientiert good 
practices zu entwickeln.

Helping Hands Graz / Anti-Rassismus Hotline
8010 Graz, Schlögelgasse 9/9, Tel.: (0316) 873 51 88, Hotline: (0699) 11 33 84 02
E-Mail: helpinghands@htu-graz.at, Homepage: www.helpinghands-graz.at 
Ansprechperson: Daniela Grabovac
Helping Hands Graz wurde Anfang 2000 nach Wiener Vorbild in Graz gegründet, nachdem sich einige Grazer NGOs 
mit der Anti-Diskriminierungs- und Anti-Rassismus Arbeit überfordert sahen.

HEMAYAT Verein zur Betreuung von Folter- und Kriegsüberlebenden
1020 Wien, Engerthstr. 161–163, Tel./Fax: (01) 216 43 06

E-Mail: hemayat94@hotmail.com
Obmann: Dr. Siroos Mirzaei, Termine: nach telefonischer Vereinbarung
Hemayat besteht aus: 2 ÄrztInnen, 10 PsychotherapeutInnen, 1 Kunsttherapeutin, 2 Klinischen PsychologInnen, 15 
spezialisierten DolmetscherInnen und dem amnesty- MedizinerInnen-Netzwerk. Hemayat bietet Opfern von Folter 
und Krieg kostenlose medizinische und psychotherapeutische Betreuung an.

Initiative muslimischer ÖsterreicherInnen
E-Mail: dieinitiative@gmx.at

Nach dem Motto „Integration durch Partizipation“ suchen wir die aktive Teilhabe von MuslimInnen zu fördern. 
Projekte: Offene Frauenrunden, Workshop „Wie begegne ich Islam- und Fremdenfeindlichkeit im Alltag?“, Seminar- 
und Dialogveranstaltungen zum Islam und MuslimInnen in Österreich.
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Peregrina – Bildungs-, Beratungs- und Therapiezentrum für Immigrantinnen
1090 Wien, Währingerstraße 59/6, Tel.: (01) 408 61 19 und (01) 408 33 52, Fax: (01) 408 04 16

E-Mail: beratung.peregrina@aon.at, Homepage: www.peregrina.at
Öffnungszeiten (Telefonische Anmeldung erforderlich!): Mo–Do: 8.30–17.30h
Die Arbeitsbereiche von Peregrina sind: Rechtsberatung, Sozialberatung und -betreuung, psychologische Beratung 
und Therapie, Gesamtkoordination der Entwicklungspartnerschaft „open up“ im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative 
Equal, Deutschkurse (tw. mit PC-Unterstützung) mit begleitender Kinderbetreuung, Sprachen Lernen im Tandem, 
Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit zu den Themen Migration, Xenophobie, Sexismus und Rassismus, sowie 
Vernetzungsarbeit.

Integrationshaus
1020 Wien, Engerthstr. 161-163, Tel.: (01) 212 35 20, Fax: (01) 212 35 20-30, tägl. 9–17h.

E-Mail: info@integrationshaus.at, Homepage: www.integrationshaus.at
Das Integrationshaus beherbergt und betreut Menschen, die vor Krieg, Menschenrechtsverletzungen, Folter, will-
kürlichen Verhaftungen etc. nach Österreich geflüchtet sind, um hier Asyl bzw. vorübergehenden Schutz zu finden. 
Ziel ist es, Kriegsflüchtlingen, Konventionsflüchtlingen und AsylwerberInnen eine menschenwürdige Unterkunft und 
eine psychosoziale Betreuung im Rahmen eines Übergangswohnheimes zu bieten und gleichzeitig in Form von zahl-
reichen Rahmenprojekten (u.a. Spracherwerbsmaßnahmen, arbeitsmarktpolitische Kursmaßnahmen, Kindergarten, 
Nachmittagsbetreuung, Buddykurs) die in- und ausländische Wohnbevölkerung in das Projekt miteinzubeziehen. Es 
gibt einen Buddykurs als Ausbildung zur ehrenamtlichen Mitarbeit (Recht, Betreuung, Länderfenster); Infos unter 
info@integrationshaus.at und www.integrationshaus.at/hilfe

migrare – Zentrum für MigrantInnen OÖ
4020 Linz, Humboldtstr. 49, Tel.: (070) 65 00 80-25, Fax: (070) 65 45 86 

E-Mail: silvia.hirschberger@migration.at, Homepage: www.migration.at
Öffnungszeiten bzw. Bürozeiten: Mo–Mi 8–16.30h, Do 8–14h
Ansprechperson: Mag. Silvia Hirschberger (ab 01.04.04)
Da die 19-jährige Beratungserfahrung von migrare – Zentrum für MigrantInnen OÖ in Linz gezeigt hat, dass 
MigrantInnen täglich mit Rassismus konfrontiert sind, wurde im Januar 2003 im Rahmen der Gemeinschaftsinitiative 
EQUAL eine Anti-Rassismus-Anlaufstelle eingerichtet. Hier werden all jene unterstützt, die am Arbeitsplatz und im 
Alltag rassistischen Angriffen ausgesetzt sind. Damit MigrantInnen nicht in der von der Gesellschaft zugewiesenen 
Rolle der „Minderwertigen“ verharren müssen, hält das Zentrum zusätzlich Workshops für Personen aus- und inlän-
discher Herkunft ab. Deren Ziel ist die Sensibilisierung und Erweiterung des Handlungsrepertoires bei rassistischen 
Vorfällen.

Verein „Viele“, Verein für interkulturellen Ansatz in Erziehung, Lernen und Entwicklung
5020 Salzburg, Franz-Josef-Straße 17a, Tel.: (0662) 87 02 11, Fax: (0662) 88 63 99

E-Mail: verein.viele@aon.at
Geöffnet täglich von 9 bis 11 Uhr und nach Vereinbarung. 
Unser interkulturelles Frauenzentrum ist eine Begegnungsstätte für alle Frauen mit folgenden Schwerpunkten: 
Integrationsangebot durch Deutsch- und Alphabetisierungskurse, Deutsch-Integrationskurse, kulturelle 
Veranstaltungen, Informationsangebote, Erfahrungsaustausch in- und ausländischer Frauen. An sieben Salzburger 
Volksschulen, die über keinen Hort verfügen, bieten wir Lernhilfe in Form von Aufgabenbetreuung und sinnvoller 
Freizeitgestaltung an. Unsere Arbeit wird durch eine Familienberatungsstelle ergänzt, deren Angebot nicht nur juris-
tische, psychosoziale und medizinische Beratung umfasst, sondern sich auch mit Asylrecht, Flüchtlingsfragen, Schule 
und Ausbildung, Fremdenrecht, Ausländerbeschäftigungsrecht usw. beschäftigt.

WITAF – Arbeitsassistenz für Gehörlose Wien & NÖ 
1010 Wien, Postgassse 16 / 3. Stock, Tel.: (01) 216 08 15 12, Fax: (01) 216 08 15–20 
E-Mail: natascha.zickbauer@witafaass.at, Homepage: www.witaf.at
Beratungsstelle für gehörlose und hochgradig schwerhörige Personen, die Arbeit suchen oder Probleme am 
Arbeitsplatz haben. 
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Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit
 ZARA - Beratungsstelle für ZeugInnen und Opfer von Rassismus

1060 Wien, Luftbadgasse 14–16, Tel.: (01) 929 13 99, Fax: (01) 929 13 99–99
E-Mail: office@zara.or.at, Homepage: www.zara.or.at
Termine nach Vereinbarung, Mo, Di, Mi 9.30–13h, Do 16–20h.
Sozial und juristisch geschulte BeraterInnen, die auf Information und Intervention 
bei rassistischen Diskriminierungen spezialisiert sind, bieten für KlientInnen kos-
tenloses Service. Sowohl ZeugInnen als auch Opfer können sich bei ZARA infor-
mieren und beraten lassen. Rechtliche Schritte, Intervention, Begleitung durch den 
Prozess der Fallklärung oder durch ein Verfahren sind nur einige der Möglichkeiten, 
die das ZARA-Team anbietet.
• ZARA informiert über rechtliche und andere Schritte gegen rassistische Übergriffe.
• ZARA unterstützt KlientInnen und begleitet sie beim gemeinsam beschlossenen Vorgehen.
• ZARA dokumentiert systematisch alle Vorfälle, die von ZeugInnen gemeldet werden.
• ZARA bietet außerdem Schulungen, Informationsmaterial über Rassismus und Besuche/Vorträge in 

Bildungseinrichtungen.

ZARA - Projekt Gleiche Chancen im Betrieb 
1060 Wien, Luftbadgasse 14–16, Tel: 01/961 05 85, Fax: 01/961 05 85-99
E-Mail: office@zara.or.at, Homepage: www.zara.or.at
Diskriminierungsfreiheit als Qualitätsstandard in Österreichs Unternehmen: Im Rahmen des EU-Programms „Equal“, 
werden Wege zur Bekämpfung von Diskriminierung am Arbeitsplatz in den Mitgliedsstaaten der EU erarbeitet. In 
diesem Kontext hat ZARA gemeinsam mit anderen österreichischen Institutionen das Projekt „Gleiche Chancen im 
Betrieb“ konzipiert. Weitere Informationen zum Projekt erhalten sie unter: www.gleiche-chancen.at.

ZARA-Info leicht gemacht!
Rassismus Report
Sie können die Rassismus Reporte der Jahre 2002, 2001 und 2000 bei ZARA gegen Übernahme der Portokosten bestel-
len: Falls Sie ein oder mehr Exemplare benötigen, kontaktieren Sie uns bitte per E-Mail oder verwenden Sie unser 
Bestellformular auf www.zara.or.at

Zeugen und ZeugInnen
Wenn Sie einen Vorfall melden möchten – wie z.B. eine rassistische Beschmierung, eine Beschimpfung/Beleidigung 
auf der Straße oder Diskriminierung bei der Arbeits- und Wohnungssuche, in Lokalen und Geschäften, bei Kontakten 
mit Behörden, mit Privaten, im öffentlichen Raum und auch durch Medien – steht Ihnen unser Team persönlich aber 
auch ein Formular zur Dokumentation auf www.zara.or.at zur Verfügung. 

Anti-Rassismus-Arbeit unterstützen: ZARA-Mitglied werden!
Bitte vergessen Sie nicht: ZARA sucht dringend Mitglieder und SpenderInnen! Wenn Sie unsere Arbeit wichtig finden 
und unterstützen wollen, werden Sie förderndes Mitglied bei ZARA (75 Euro/Jahr) oder spenden Sie:
Kto. 05211362800, BLZ 12000, BA-CA

Anti-Rassismus-Arbeit unterstützen: Zeit spenden!
ZARA möchte gerne die Kompetenzen hilfsbereiter, interessierter und engagierter Menschen in die tägliche Anti-
Rassismus-Arbeit miteinbeziehen. Wenn Sie einfach nur „Zeit haben“ und diese zur Verfügung stellen wollen, dann 
ist das eine sehr große Hilfe für das Team.

Trainings und Seminare
Information über Fortbildungsangebote und ZARA-Trainings finden sie ebenfalls auf www.zara.or.at oder können Sie 
per E-Mail anfordern: katrin.wladasch@zara.or.at 

ZARA-Newsletter
Der kostenlose ZARA E-Mail-Newsletter informiert Sie regelmäßig über die neuesten Entwicklungen im Bereich 
Rassismus und über Aktivitäten von ZARA. Bitte geben Sie auf www.zara.or.at  Ihren Namen und Ihre E-Mail-Adresse 
an, um den Newsletter zu abonnieren. 
Sämtliche Ihre Person betreffenden Daten werden unter Einhaltung des Datenschutzgesetzes elektronisch bei ZARA gespeichert und bearbeitet. 
Ihre Daten werden NICHT an andere Organisationen weitergegeben.
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Bezahlte Anzeige



Bezahlte Anzeige





ZARA – Beratungsstelle für
ZeugInnen und Opfer von Rassismus

Das ZARA-Team ist für Terminvereinbarungen erreichbar:
Mo, Di, Mi 9.30h–13h und DO 16h–20h

Tel.: (01) 929 13 99
Fax: (01) 929 13 99–99
E-Mail: office@zara.or.at

www.zara.or.at
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